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Für Genderei, substantivierte 
Partizipbildung und inflationä- 
re Verwendung von Phrasen 
hat unser Rathauskater nichts 
übrig. Politik gegen Otto Nor-
malverbraucher hält er für ein 
Konjunkturprogramm für Ra-
dikale von links wie rechts. 
„Ein Konjunkturprogramm z.B. 
für den Mittelstand würde an-
ders aussehen“, meint er in 
seinem Jahresresümee. S. 15

Markus Ferber, MdEP . Bild:  privat
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Neuer bayerischer Sparkassenpräsident
Zum 1 .1 .2024 tritt der ehemalige Fürther Landrat Matthias Dießl sein neues Amt als Präsident des 
Sparkassenverbands Bayern an . Sein Vorgänger Prof . Dr . Ulrich Reuter wechselt als Präsident des 
Deutschen Sparkassen- und Giro-Verbands nach Berlin und löst Helmut Schleweis ab . Unser Bild 
zeigt v .l .: Staatssekretär Tobias Gotthardt, Staatsminister Christian Bernreiter, Staatssekretär Sandro 
Kirchner, DSGV-Präsident Prof . Dr . Ulrich Reuter Staatsminister Joachim Herrmann, Landtagsprä-
sidentin Ilse Aigner, Ministerpräsident Dr . Markus Söder, Walter Strohmaier Bundesobmann der 
deutschen Sparkassen, SVB-Präsident Matthias Dießl, SVB-Vizepräsident Stefan Proßer, Dr . Thomas 
Jung, Verbandsvorsitzender und OB Fürth, Dr . Matthias Everding, Landesobmann der bayerischen 
Sparkassen, Helmut Schleweis, Ehrenpräsident des DSGV sowie Prof . Dr . Frank Walthes, Vorstands¬-
vorsitzender VKB .  Bild: SVB

Söders Regierungserklärung im Bayerischen Landtag:

„Damit Bayern stark  
und stabil bleibt“

Ministerpräsident Dr. Markus Söder hat in seiner Regie-
rungserklärung im Bayerischen Landtag das Kursbuch der 
Bayerischen Staatsregierung für die kommenden fünf Jah-
re präsentiert. Dabei machte er klar: „Bayern soll Bayern 
bleiben, auch, wenn die halbe Welt verrücktspielt. Wir 
sind Freiheitstraum und Schutzraum zugleich. Unser Koa-
litionsvertrag ist eine Liebeserklärung an unser Land.“

„Wir arbeiten nicht nur für 
die Gegenwart, sondern wol-
len auch den nächsten Genera-
tionen ein gutes Leben und ein 
gutes Bayern übergeben“, be-
tonte Söder . Deshalb halte man 
auch weiter an der Schulden-
bremse fest . „Eine Abschaffung 
oder Aufweichung der Schul-
denbremse ist der Wiederein-

stieg in den Schuldenstaat . Das 
raubt der nächsten Generation 
alle Zukunftschancen .“

Harte Forderungen

Der CSU-Chef forderte niedri-
gere Steuern, eine schlanke Bü-
rokratie und niedrigere Energie-
preise . Insbesondere der Aus-

stieg der Ampel aus der Kern- 
energie führe Deutschland zum 
Abstieg . Benötigt würden end-
lich eine Reaktivierung der Kern-
energie, der Einsatz moderner 
kleiner Reaktoren und der Ein-
stieg in die Kernfusion . Bayern 
wolle hier Pionier sein .

KI-Technologie und  
Magnetschwebebahn

Söder zufolge sind die Proble-
me der Zukunft nur mit Innova-
tion und Technik zu lösen . Kein 
Land investiere hier mehr als Bay-
ern, rund 5,5 Mrd . Euro bis 2028 . 
Wichtig sei es, dabei auch auf 
Künstliche Intelligenz zu setzen . 
Der Ministerpräsident kündig-
te an, Bayerns erste KI-Univer-
sität einzurichten: „die Franco-
nian University of Artifical Intel-
ligence“ . Standort werde Nürn- 
berg sein . Dort schwebt Söder 
auch eine Teststrecke für eine 
Magnetschwebebahn vor .

Zudem werde der Freistaat 
weiter Investitionen in die Luft- 
und Raumfahrtforschung aus-
bauen . Das deutsche Raumfahrt-
kontrollzentrum in Oberpfaf- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Holetschek in KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Politik an der Lebensrealität 
orientieren!

Er gilt gemeinhin als durchsetzungsstarker Mitstreiter für 
die Belange der Kommunalpolitik. Als solcher erwies sich 
Klaus Holetschek auch bei der jüngsten Zusammenkunft des 
KPV-Landesvorstands und Hauptausschusses in München. 
Unter der Leitung von Landrat Stefan Rößle skizzierte der 
neue CSU-Fraktionsvorsitzende und ehemalige bayerische 
Gesundheitsminister eine Reihe von Herausforderungen in 
krisenhaften Zeiten. „Wir stehen vor einer der schwierigs-
ten Legislaturperioden“, unterstrich Holetschek. „Die Welt 
ändert sich rasant, nichts ist mehr in Stein gemeißelt.“

Wie Holetschek erläuterte, 
müsse dafür gesorgt werden, 
die Verlässlichkeit des politi-
schen Systems und den sozialen 
Frieden im Land zu wahren . 

Vertrauensverlust

„Der größte Booster für ra-
dikale Kräfte ist der Vertrau-
ensverlust in die Lösungskom-
petenz des Staates . Solan-
ge man Probleme nicht in den 
Griff bekommt, wird der Pro-
test in der Bürgerschaft an-
wachsen“, warnte der Frakti-
onschef . Die AFD sauge diesen 
Unmut mit hinlänglich bekann-

ten, allzu simplen Botschaften 
wie „Abschieben bringt Wohn-
raum“ auf . Nach einem Genera-
tionenwechsel wolle das neue 
CSU-Fraktionsteam nun ver-
stärkt Ideen entwickeln und 
Antworten geben .

Spitzengespräch zum FAG

Bei dem nunmehr anstehen-
den Spitzengespräch zum kom-
munalen Finanzausgleich werde 
die Frage zu klären sein, wie vor-
handene Ressourcen optimal ge-
nutzt werden können . Die Schul-
denbremse ist aus Holetscheks 
Sicht „wichtig und auch ein Garan-
tieversprechen“ . Dass solide Haus-
haltspolitik auch in diesen schwie-
rigen Zeiten möglich ist, zeige der 
Freistaat Bayern . Finanzminister 
Albert Füracker habe bewiesen, 
dass man auch ohne Schulden Mil-
liardenbeträge in die Zukunft des 
Landes investieren kann .

Kommunen brauchen  
dringend Mehreinnahmen

KPV-Landesvorsitzender Röß-
le wies darauf hin, dass die Kom-
munen dringend mehr Einnah-
men benötigen . Hierzu müss-
ten die Schlüsselzuweisungen 
steigen, dies sei der gerechtes-
te Ausgleichsfaktor . Vorausset-
zung dafür sei die Erhöhung der 
Verbundanteile im allgemeinen 
Steuerverbund von 12,75 auf 15 
Prozent . Dies entspreche rund 
einer Milliarde Euro . Aufgrund 
der wachsenden Ausgaben sei 
diese Maßnahme erforderlich, 
um breiter aufgestellt zu sein .

Kritische Situation  
bei den Krankenhäusern

Kritisch bleibe die Lage in den 
Krankenhäusern, fuhr Holet- 
schek fort . Allein in Bayern wür-
den sich die Defizite dieses Jahr 
auf rund 1,4 Milliarden Euro 
summieren . Da der Freistaat Be-
triebskostendefizite nicht aus-
gleichen könne, müsse Gesund-
heitsminister Karl Lauterbach 
den Landesbasisfallwert anpas-
sen, forderte der CSU-Frakti-
onsvorsitzende . Eine temporäre 
Erhöhung sei dringend erforder-
lich, bis die geplante Strukturre- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

V .l .: Sebastian Franz, Stefan Rößle, Klaus Holetschek, Markus Pannermayr, Eva Weber, Carmen Pepiuk 
und Hannelore Langwieser . Bild: GZ

Markus Ferber, MdEP zum Digitalen Euro:

„Ich sehe keinen 
Mehrwert“

Markus Ferber (* 15. Januar 1965 in Augsburg) ist CSU-Politiker und 
seit 1994 Abgeordneter des Europäischen Parlaments. Seine politi-
sche Karriere begann als Stadtrat in seiner Heimatstadt Bobingen. 
Von 1999 bis 2014 war er in Brüssel Vorsitzender der CSU-Europa-
gruppe. Seit 2009 ist Markus Ferber Mitglied im Ausschuss für Wirt-
schaft und Währung und von 2014 bis 2018 war er erster stellvertre-
tender Vorsitzender des Ausschusses. Seit 2018 ist er Sprecher der 
EVP-Fraktion im Ausschuss für Wirtschaft und Währung. Seit 2020 
ist Markus Ferber Vorsitzender der Hanns-Seidel-Stiftung und außer-
dem ist er Kreisrat im Landkreis Augsburg. Mit ihm sprach die Chef-
redakteurin der Bayerischen GemeindeZeitung, Constanze von Has-
sel, über den Digitalen Euro.
GZ: Die Einführung des Digita-
len Euros soll eine weitreichen-
de Fortentwicklung dieses Wäh-
rungssystems sein. Auch wenn 
die EZB schon einige Jahre an 
der Umsetzung arbeitet, scheint 
doch hierzulande eine Diskus-
sion über die digitale Währung 

noch nicht stattzufinden. Herr 
Ferber, fangen wir ganz am An-
fang an: Was ist der Digitale Eu-
ro und – Ihrer Meinung nach – 
was ist der konkrete Nutzen? 

Keine Extra-Funktionalität

Markus Ferber: Der Digitale Eu-
ro soll die digitale Ergänzung zum 
Bargeld sein und auch offline ge-
nutzt werden können. Der Vor-
schlag, der momentan auf dem 
Tisch liegt, sieht eine Einführung 
für den Privatkundenbereich vor. 
Das heißt es sind in jedem Fall die 
Endverbraucher, die diese digita-
le Währung untereinander und 
beim Einkauf im Geschäft nutzen 
sollen. Der Wunsch der Europäi- 
schen Zentralbank ist, dass auf 
diese Weise den amerikanischen 
Finanzdienstleistern, zum Bei-
spiel den Kreditkartenunterneh-
men oder Paypal, eine europäi- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG

Bürgermeister Georg Eder  
84567 Perach  

am 22 .12 .2023

Bürgermeister Peter Ziegelmeier 
86850 Fischach  
am 16 .1 .2024

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Max Bindl  

95692 Konnersreuth  
am 28 .12 .2023

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Ingeborg Weiß 

87668 Rieden-Zellerberg  
am 6 .1 .2024

Bürgermeister Martin Vaas  
85391 Allershausen  

am 9 .1 . 2024

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Martin 

87651 Bidingen  
am 23 .12 .2023

Bürgermeister  
Dr . Albert Thurner  

86946 Vilgertshofen  
am 1 .1 .2024

Bürgermeisterin Dagmar Feicht  
84364 Bad Birnbach  

am 4 .1 .2024

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Betz 

85405 Nandlstadt  
am 28 .12 .2023

Bürgermeister Georg Leis 
82390 Eberfing  

am 9 .1 .2024

Bürgermeister  
Bernhard Schindler  

95682 Brand  
am 12 .1 .2024

Landrat  
Stefan Löwl  

85221 Dachau  
am 18 .1 .2024

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Kumpf 

85123 Karlskron  
am 23 .12 .2023

Bürgermeister Stefan Bach  
91732 Merkendorf  

am 25 .12 .2023

Bürgermeister Michael Hombach 
97753 Karlstadt  
am 28 .12 .2023

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig . Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage .

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ21 . Dezember 2023

GZGZ
Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unser 
nächster Termin steht fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Akademie

Krisenprävention
6. Februar 2024, 14:00 – 16:30 Uhr

Keine Kommune kommt ohne Krisen aus . Krisen müssen aber 
nicht in Katastrophen führen . Wie sind Krisen aufgebaut und was 
kann man im Vorfeld tun, um sich bestmöglich vorzubereiten? Das 
Seminar zeigt Modelle und Vorgehensweisen und lässt Lösungen 
aufscheinen .
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl . MwSt . r

Bayerischer Ministerrat:

Bundesrats-Initiativen zu  
Bürgergeld und Windrädern

In seiner letzten Sitzung vor der Weihnachtspause befasste sich der 
Bundesrat mit einer Reihe von bayerischen Anträgen, darunter der 
Änderung des Bürgergelds und des Windenergieflächenbedarfsge-
setzes. Die Initiativen wurden diversen Ausschüssen zugewiesen.

In einem Entschließungsan-
trag fordert der Freistaat Bayern 
eine grundlegende Reform des 
Bürgergelds . Dieses verfehle das 
Ziel, Menschen möglichst rasch 
in Arbeit zu bringen . Gleichzei-
tig komme es zu einer enormen 
Kostensteigerung um 3,25 Mrd . 
Euro auf voraussichtlich rund 27 
Mrd . Euro im Jahr 2024 .

Laut Sozialministerin Ulrike 
Scharf leiden die Jobcenter an 
einer Unterfinanzierung der Ein-
gliederungs- und Verwaltungs-
budgets und daraus folgend 
u .a . auch der personellen Aus-
stattung, was sich negativ auf 
die Betreuungsintensität und 
die Eingliederung in Arbeit aus-
wirkt . Dadurch ergäben sich ek-
latante Fehlsteuerungen: Wäh-
rend die Bundesregierung das 
Leben mit der staatlichen Für-
sorgeleistung immer bequemer 

ausgestalte, werde bei der Ein-
gliederung in Arbeit gespart . 
Dies sei ein verheerendes Signal 
an alle, die täglich zur Arbeit ge-
hen und damit das Bürgergeld 
für andere finanzieren . Gleich-
zeitig verschärfe es völlig ohne 
Not den Fach- und Arbeitskräf-
temangel .

Grundsätze für Bürgergeld

„Das Bürgergeld“, so die Mi-
nisterin, „muss als existenzsi-
chernde Hilfeleistung ausgestal-
tet sein und gleichzeitig die Inter- 
essen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer wahren . Es 
steht außer Frage, dass die Bun-
desregierung bei Änderungen 
im Asylbewerberleistungsge-
setz gefordert ist . Neu ankom-
mende ukrainische Geflüchtete 
dürfen nicht mehr privilegiert in 
den Bürgergeldbezug fallen .“

Übergeordnetes Ziel müsse es 
sein, die Betroffenen so rasch 
wie möglich wieder aus dem 
Bürgergeld-Bezug heraus und 
in Arbeit zu bringen . Dafür sei 
den Grundsätzen der Eigenver-
antwortung, des Leistungsprin-
zips (Leistung muss sich lohnen) 
und der Mitwirkungspflichten 
von Leistungsbeziehern wieder 
mehr Geltung zu verschaffen . 
Während bei den Geldleistun-
gen Einschnitte erforderlich 
sind, müsse bei der Integration 
in Arbeit investiert werden . Bay-
ern verfolgt deshalb mit seiner 
Bundesratsinitiative folgende 
Kernforderungen:

· Stärker Fördern und For-
dern: Das Eingliederungs- und 
Verwaltungsbudget muss dau-
erhaft erhöht werden, um die 
Betreuungsintensität zu erhö-
hen . Außerdem bedarf es einer 
Verschärfung der Mitwirkungs-
pflichten, z .B . bei Nichterschei-
nen oder beharrlicher Verwei-
gerung .
• Nach Leistung differenzieren: 
Wer einzahlt, hat auch mehr Un-
terstützung verdient . Deshalb 
sollen Karenzzeiten und beson-
dere Freibeträge nur für Per-
sonen mit entsprechender Le-
bensleistung gelten . Eine Aus-
nahme ist z . B . bei aktuell oder 
kürzlich ausgeübter nicht nur 
geringfügiger Beschäftigung ge-
rechtfertigt .
• Erhöhung des Regelbedarfs 
zum 1 . Januar 2024 aussetzen: 
Der Mechanismus der jährli-
chen Anpassung des Regelbe-
darfs führt zu einer Schieflage . 
Er ist anzupassen und die Erhö-
hung des Bürgergelds zum 1 . Ja-
nuar 2024 auszusetzen .
• Kostenbremse bei den Kos-
ten für Unterkunft und Heizung: 
Die Karenzzeit, innerhalb derer 
auf die Prüfung der Angemes-
senheit der Wohnung verzichtet 
wird, soll auf sechs Monate ver-
kürzt und auf Personen mit ent-
sprechender Lebensleistung be-
schränkt werden .
• Vermögensanrechnung wie-
der verschärfen: Die derzeitige 
Karenzzeit, wonach im ersten 
Jahr alle „nicht erheblichen“ Ver-
mögen geschützt sind, muss er-
satzlos gestrichen werden . Der 
nach Ablauf der Karenzzeit gel-
tende Grundfreibetrag in Höhe 
von 15 .000 Euro je leistungsbe-
rechtigter Person ist auf sechs 
Monate zu verkürzen und auf 
Personen mit entsprechender 
Lebensleistung zu beschränken .
• Geltende Leistungsausschlüs-
se für Ausländer erweitern: Es 
darf keine automatische Leis-
tungsgewährung nach fünfjäh-
rigem unrechtmäßigem Aufent-
halt geben, weil sie falsche An-
reize setzt . Die entsprechen-

den Regelungen in SGB II und 
XII sind zu streichen . Leistungs-
ausschlüsse müssen auch hier 
möglich sein und Spielräume 
des EU-Rechts voll ausgeschöpft 
werden . Zudem braucht es ei-
ne Änderung der Freizügigkeits-
richtlinie auf EU-Ebene .

Grundsätze  
für Windenergie-Ausbau

Um den Windenergieausbau 
weiter zu beschleunigen, muss 
der Bund nach dem Willen der 
Bayerischen Staatsregierung 
Hindernisse bei der Errichtung 
von Windrädern aus dem Weg 
räumen . Nach den Flächenvor-
gaben des Windenergieflächen-
bedarfsgesetzes hat jedes Bun-
desland einen bestimmten Pro-
zentsatz seiner Landesfläche als 
Windenergiegebiete auszuwei-
sen . Die Flächenvorgaben beru-
hen auf einer Flächenpotenzial-
studie des Bundeswirtschafts-
ministeriums aus dem Jahr 
2022 . Darin seien die Restrikti-
onen aufgrund militärischer Be-
lange, so etwa Höhenbeschrän-
kungen für Windkraftanlagen, 
nicht hinreichend abgebildet 
worden, erläuterte Energiemi-

nister Hubert Aiwanger . Mit der 
bayerischen Bundesratsinitiati-
ve solle diese Informationslücke 
geschlossen werden .

Konkret sollen die zuständi-
gen Dienststellen der Bundes-
wehr den für die Landes- und 
Bauleitplanung zuständigen 
obersten Dienstbehörden der 
Bundesländer ab 2024 alle zwei 
Jahre eine Positiv-Liste der Flä-
chen übermitteln, in denen bei 
der Windenergienutzung mit 
keinen Einschränkungen aus mi-
litärischen Gründen zu rechnen 
ist . Dadurch werde eine umfas-
sendere Suchraumkulisse für 
die Errichtung von Windener-
gieanlagen geschaffen .

Zudem stellt die Bundesrats- 
initiative klar, dass Flächenaus-
weisungen für Windenergie der 
Anrechnung auf die Flächenbei-
tragswerte nicht entgegenste-
hen, wenn sie selbst keine Hö-
hebeschränkungen enthalten, 
aber auf Genehmigungsebene 
wegen luftverkehrsrechtlicher, 
militärischer oder anderer Be-
schränkungen Höhenbegren-
zungen erforderlich werden 
können . So bleibe der Suchraum 
und das Flächenpotenzial für 
den Planungsträger möglichst 
groß und werde nicht im Vor-
griff eingeschränkt . Ein Auswei-
chen auf weniger windhöffige 
Gebiete werde verhindert, und 
alle Flächen könnten mit einem 
wirtschaftlich tragfähigen Bei-
trag zur Energiewende rechtssi-
cher genutzt werden .  DK

Aktuelle Stunde im Bayerischen Landtag:

Wohnortnahe  
Gesundheitsversorgung

Derzeit befinden sich in Bayern über 50 Kliniken in der Insolvenz 
oder sind davon bedroht. Vor diesem Hintergrund brachte die 
Freie Wähler-Fraktion in einer Aktuellen Stunde im Plenum des 
Bayerischen Landtags das Thema „Wohnortnahe Versorgung – 
Apotheker, Haus- und Fachärzte unterstützen, gewachsene Kran-
kenhausstruktur schützen“ auf die Tagesordnung.

Susann Enders, gesund-
heitspolitische Sprecherin der 
FW-Landtagsfraktion, wies auf 
die Notwendigkeit hin, mehr 
medizinische Dienstleistungen 
in die Fläche zu bringen . Des-
halb habe die Staatsregierung 
zum Wintersemester 2020/2021 
eine Landarztquote eingeführt . 
„Zudem schaffen wir 2 .700 zu-
sätzliche Studienplätze in Hu-
manmedizin, um schon heu-
te die Ausbildung der Hausärz-
te von morgen zu sichern . Wir 
haben die Zulassungsvorausset-
zungen für das Medizinstudium 
angepasst und eine deutliche 
Aufwertung der Studieneignung 
erreicht“, betonte Enders .

Freistaat fördert Attraktivität  
des Landarztberufs

In Zusammenarbeit mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung 
Bayerns fördere der Freistaat 
die Attraktivität des Landarzt-
berufs – etwa durch das Pro-
gramm BeLA (Beste Landpar-
tie Allgemeinmedizin) . Auf Bun-
desebene mache er sich für eine 
Überarbeitung der Gebühren-
ordnung stark und setze sich 
für ein Ende der Fallpauschalen 
ein, um ein Überhandnehmen 
unnötiger Eingriffe zu verhin-
dern . „Aus dem gleichen Grund 
kämpfen wir gegen die zuneh-
mende Verbreitung von inves-
torengetragenen MVZ, um zu 
verhindern, dass der Fokus der 
Behandlung zulasten der Pati-
entinnen und Patienten auf fi-
nanziell lukrative medizinische 
Angebote gelegt wird . Und zu 
guter Letzt setzen wir uns für 
den Erhalt von Vor-Ort-Apothe-
ken und die Sicherstellung der 
Arzneimittelversorgung ein – et-
wa durch Anreize für eine Rück-
verlagerung der Wirkstoffpro-
duktion nach Europa“, unter-
strich Enders .

Andreas Winhart, gesund-
heitspolitischer Sprecher der 
AfD-Fraktion, sieht in der fal-

schen Prioritätensetzung der 
Ampel-Koalition in Berlin den 
Grund für das schwache bun-
desdeutsche Gesundheitssys-
tem . Der Bund wälze seine po-
litische Unfähigkeit in der Ge-
sundheitsversorgung auf die 
bayerischen Kommunen ab, 
„und das lassen wir denen nicht 
durchgehen“, machte Winhart 
deutlich .

Alarmsignale

„Apotheker, die zu Recht auf 
die Straße gehen, Krankenhäu-
ser, die um ihre Existenz bangen, 
Praxen, die geschlossen bleiben: 
Die Alarmsignale im Gesund-
heits- und Pflegebereich schril-
len laut . Wann wacht die Bun-
desregierung endlich auf und 
unterstützt die Länder in ihrem 
Kampf für eine hochwertige 
Versorgung und Pflege?“, fragte 
der gesundheitspolitische Spre-
cher der CSU-Fraktion, Bern-
hard Seidenath . Für eine echte 
Krankenhausreform brauche es 
Geld vom Bund, zudem müssten 
die Betriebskostensteigerungen 
durch Energie und Tarifkosten 
von den Krankenkassen refinan-
ziert werden .

Himmelschreiende 
Armutszeugnisse

Für ein Land wie Deutschland 
ist es aus Seidenaths Sicht „ein 
himmelschreiendes Armuts-
zeugnis“, dass Kliniken Insolvenz 
anmelden müssen . Es drohe ein 
ungeordneter Strukturwandel, 
der unbedingt vermieden wer-
den müsse . Bayern sei dagegen 
Stabilitätsanker: „Wir bekämp-
fen den Fachkräftemangel wei-
ter entschieden, bauen die Stu-
dienplätze aus, sagen Ja zur 
Niederlassungsförderung und 
erhöhen die Krankenhausbaufi-
nanzen auf eine Milliarde Euro .“

Wie Kerstin Celina (Bündnis 
90/Die Grünen) erklärte, wer-
de der Faktor Zeit nicht adäquat 

bezahlt . „Wir setzen uns dafür 
ein, die Beratung im Gesund-
heitssystem stärker zu vergü-
ten – das wird unsere Landapo-
theken stärken“, zeigte sich die 
Sprecherin für Sozialpolitik und 
Inklusion überzeugt .

Der Patient im Mittelpunkt

„Wir brauchen jetzt einen 
konstruktiven Beitrag zur Kran-
kenhausreform . Die Staatsregie-
rung muss Vorschläge für eine 
bessere Versorgung in Bayern 
machen!“, forderte die gesund-
heitspolitische Sprecherin der 
SPD-Fraktion im Bayerischen 
Landtag, Ruth Waldmann . Nach 
ihrer Meinung ist es nicht nach-
vollziehbar, warum die Staatsre-
gierung die dringend benötigten 
zusätzlichen Mittel für die Kran-
kenhäuser erst innerhalb von 
fünf Jahren ausbezahlen will .

Waldmann zufolge muss das 
Augenmerk mehr auf Patienten 
gelegt werden . Zudem sei mehr 
Planbarkeit für Städte und Ge-
meinden vonnöten: „Anstatt 
Vorschläge für eine bessere Ver-
sorgung zu machen, hält die 
Staatsregierung an alten Struk-
turen fest – Patienten kommen 
so gut wie gar nicht vor . Wir 
müssen wissen, wie es weiter-
geht mit Regionen, die ambu-
lant-ärztlich unterversorgt sind . 
Auch das fällt in den Zuständig-
keitsbereich der Staatsregie-
rung . Außerdem gibt es bedenk-
liche Lücken bei der Hebammen-
versorgung . Wir brauchen jetzt 
einen zukunftsweisenden Rake-
tenantrieb für die Pflege in Bay-
ern!“, so die SPD-Politikerin . DK

Konstituierende Vollversammlung in Regensburg:

Franz Löffler bleibt  
Bezirketagspräsident

Mit überwältigender Mehrheit wurde der Bezirkstagspräsident 
der Oberpfalz und Landrat des Landkreises Cham, Franz Löffler, 
in der konstituierenden Vollversammlung in Regensburg erneut 
zum Präsidenten des Bayerischen Bezirketags gewählt. Auch in 
den nächsten fünf Jahren bleibt der 62-jährige CSU-Politiker so-
mit an der Spitze des Kommunalverbands.

Zum ersten Stellvertreter be-
stimmten die Delegierten Rainer 
Schneider (Freie Wähler), stell-
vertretender Bezirkstagspräsi-
dent aus Oberbayern . Als Zweite 
Vizepräsidentin und Schatzmeis-
terin des Bayerischen Bezirke-
tags fungiert Barbara Holzmann 
(Bündnis 90/ Die Grünen), wei-
tere stellvertretende Bezirks-
tagspräsidentin aus Schwaben . 
Henry Schramm (CSU), Bezirks-
tagspräsident von Oberfranken, 
vertritt den Verband künftig als 
Dritter Vizepräsident .

Demografischer Wandel  
und Fachkräftemangel

Löffler wies in seiner Dankes-
rede darauf hin, dass es auf-
grund des demografischen Wan- 
dels und des sich daraus erge-
benden Fachkräftemangels im-
mer schwieriger werde, die Auf-
gaben in der sozialen Daseins-
vorsorge für Menschen mit Be-
hinderungen, Pflegebedarf und 
psychischen Erkrankungen zu-
verlässig zu erledigen . Er forder-
te grundlegende Reformen und 
mutige politische Entscheidun-
gen . Die Bezirke müssten um-
denken und pragmatische Lö-

sungen finden, wie mit immer 
weniger Personal die Versor-
gung der Menschen sicherge-
stellt werden könne . Es gelte, mit 
Hochdruck daran zu arbeiten .

Leistungsansprüche steigen, 
Refinanzierung fehlt

Auf der Agenda steht auch die 
Frage, wie die Bezirke ihre kom-
munalen Aufgaben in der sozia-
len Daseinsvorsorge in den kom-
menden Jahren finanzieren kön-
nen . Einerseits sind die Leis-
tungsansprüche Löffler zufolge 
stetig gestiegen, andererseits sei 
aber für keine ausreichende Re-
finanzierung dieser Aufgaben ge-
sorgt worden . Daher werden aus 
seiner Sicht wohl einige Bezirke 
die Umlage erhöhen müssen .

Trotz knapper werdender Res-
sourcen müsse es das Ziel sein, 
eine sozial gerechte Gesellschaft 
zu erhalten und in der Qualität 
der Leistungen nicht nachzulas-
sen, unterstrich der Verbands- 
präsident . Hierzu sei es erfor-
derlich, die ambulanten Struktu-
ren zu stärken und auszubauen . 
Schließlich fehlten Pflegekräfte, 
weshalb in den Einrichtungen 
nicht mehr alle Betten zu bele-
gen seien .

Sozialer Frieden in Gefahr

Dringend geboten sei es zu-
dem, die Pflegeversicherung zu 
reformieren, stellte Löffler fest . 
Vermehrt könnten die Alten-
heimbewohner ihren Platz nicht 
mehr aus eigenen Rücklagen fi-
nanzieren . Hinzu kämen die un-
zureichenden Leistungen der 
Pflegeversicherung . Es dürfe 
kein Normalzustand sein, dass 
pflegebedürftige Menschen im 
Alter zu Fällen für die Sozialhil-
fe werden . Die aktuellen Kos-
tensteigerungen überforder-
ten nicht nur die Selbstzahler, 
sondern auch die Sozialhilfeträ-
ger und damit die kommunalen 
Haushalte .

Insgesamt, so der Bezirketags-
chef, würden dringend zukunfts-
fähige Lösungen benötigt, siche-
re doch ein leistungsfähiger So-
zialstaat auch den sozialen Frie-
den in einer Gesellschaft .  DK

Zunehmende Gewalt 
gegen Beamte

Die Gewalttaten gegen Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst 
nehmen drastisch zu . Seit 2015 
haben sie sich mehr als verdrei-
facht, sagte der Vorsitzende des 
Bayerischen Beamtenbundes 
(BBB) Rainer Nachtigall . Staats-
minister Albert Füracker äu-
ßerte sich in den Medien eben-
falls besorgt . Deshalb wurde ge-
meinsam mit dem Bayerischen 
Staatsministerium der Finan-
zen ein Gewaltschutzprogramm 
erarbeitet . „Die Beschäftigten 
müssen so gut wie möglich ge-
schützt werden .“  r 
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nach Jahren zahlreicher Kri-
sen und einer Unzahl an Brand-
herden weltweit sehnen wir 
uns nach guten Neuigkeiten! 
Die vielen bedrückenden Mel-
dungen angesichts der Konflik-
te auf unserer Welt dominie-
ren die täglichen Nachrichten. 
Und gleichzeitig erleben wir all-
zu oft Pessimismus, abschätzi-
ge Äußerungen oder gar Hetze. 
Dabei lebt unsere Gesellschaft 
doch vom Miteinander, von der 
Vielfalt der Ansichten und Mei-
nungen und von der Freiheit, diese – respektvoll 
– zu äußern.

Das sich zu Ende neigende Jahr hat uns aber 
auch vielfach vor Augen geführt, dass nicht nur 
weiterhin Hoffnung auf ein funktionierendes 
Miteinander besteht, sondern dass dieses bei 
uns ganz aktiv gepflegt und mit Leben gefüllt 
wird. Erst kürzlich durfte ich zum Beispiel zahl-
reichen Kräften unserer Hilfsorganisationen die 

rheinland-pfälzische Fluthilfe-
medaille anlässlich ihres Ein-
satzes während der Flutkatas-
trophe im Ahrtal überreichen. 
Im Sommer haben sich meh-
rere Landkreisgemeinden als 
Host Town für die Special Olym-
pics engagiert und im Vorfeld 
der Großveranstaltung in Ber-
lin Delegationen aus Gibraltar, 
Neuseeland und Papua-Neu-
guinea aufgenommen und mit 
großem Engagement und viel 
Herzblut betreut. Und nicht zu-
letzt waren die Vorschlagslis-
ten für unsere Ehrungen, egal 
ob im sozialen oder im sportli-

chen Bereich, unvermindert lang, das Engage-
ment ungebrochen breit und vielfältig. All das 
macht auch in schwierigen Zeiten Hoffnung.  
Jeder einzelne von uns hat es in der Hand, sich 
für andere, für die Gemeinschaft, einzusetzen 
und so Positives zu bewirken. 

Ich wünsche uns allen, dass wir unser Mitein-
ander auch im kommenden Jahr nicht aus den 
Augen verlieren und uns mit ganzer Kraft für ei-
ne aktive und solidarische Bürgergesellschaft 
einsetzen.

Fröhliche und gesegnete Weihnachten Ihnen 
allen und ein gutes und glückliches neues Jahr!

Herzlichst

GZ KOLUMNE
Christoph Göbel

Gemeinsam für eine 
aktive, solidarische  
Bürgergesellschaft!

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Christoph Göbel
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises München

Projekt 1000 Schulen: 

Berufliche Bildung  
als nächster Schritt

Eine Delegation um Landrat Stefan Rößle bereiste im November 
das westafrikanische Togo. Dabei wurden mehrere im Rahmen 
des Projekts „1000 Schulen für unsere Welt“ initiierte Schulbau-
projekte besucht. Mit Hilfe des in Baden-Württemberg ansäs-
sigen Vereins Hilfe für Togo e.V., der seit mehr als 30 Jahren in  
Togo aktiv ist, wurden mehrere bestehende Projekte begutachtet. 
Schließlich geht es darum, den Erfolg des Engagements der zahl-
reichen Förderer zu überprüfen und sicherzustellen. 

Schon über Jahrzehnte för-
dert Hilfe für Togo e .V . in der 
Stadt Kpalime ein in dieser Form 
in Togo einmaliges Berufsschul-
zentrum . Im dualen System 
werden Köche, Dreher, Schnei-
der und Mechaniker ausgebil-
det . So entstehen für viele jun-

ten jungen Menschen umfang-
reiche Bildungs- und Studien-
möglichkeiten offen . In Westaf-
rika ist eine mehrjährige orga-
nisierte berufliche Ausbildung 
keineswegs sichergestellt . Sie ist 
die Ausnahme . Und stellt doch 
den wichtigsten Schritt für ein 

Spenden, die  
von Herzen kommen

Zum Herzensanliegen wurde für 
unseren Herausgeber, Landrat 
Stefan Rößle, das Engagement 
für das Projekt „1000 Schulen 
für unsere Welt“ . Gemeinsam 
mit seiner Frau und beider Kin-
der förderte Familie Rößle in-
zwischen fünf Schulen; zudem 
liegt sein Landkreis Donau-Ries 
mit 68 privat finanzierten Schu-
len deutschlandweit an der 
Spitze . Schon im Frühjahr ist 
der nächste Förder-Aufenthalt 
in Afrika geplant . Jeder gespen-
dete Euro geht direkt in die Pro-
jekte . Damit kein Cent verloren 
geht, tragen sämtliche Spender 
alle Kosten und Spesen grund-
sätzlich selbst . Bild: S . Kapfer

Student Hark Rink macht zur Zeit für „Hilfe für Togo e .V . ein Prakti-
kum in Alouenou . Er berichtete begeistert über seine vielfältigen 
Eindrücke, die wissbegierigen Kinder und die Freude des ganzen 
Dorfes darüber, dass endlich alle sauberes Trinkwasser haben . r

ge Menschen wichtige berufli-
che Perspektiven . Nach diesem 
Vorbild soll nun im Norden To-
gos, in der Stadt Kara, ein zwei-
tes Berufsschulzentrum entste-
hen . Vor Ort wurden diesbezüg-
lich bereits Gespräche mit künf-
tigen Ausbildungsleitern und 
der Stadtverwaltung geführt . 
Die Freude über das künftige 
Projekt ist groß . Im kommen-
den Jahr starten die Baumaß-
nahmen und auch die Arbeits-
aufnahme des Berufsbildungs-
zentrums soll schon 2024 mög-
lich sein .

Schüler spenden für Schüler 

Schülerinnen und Schüler der 
Berufsschule Donauwörth sam-
meln derzeit Spenden, um die 
Finanzierung des Ausbildungs-
zentrums in Kara finanziell zu 
unterstützen . 

Landrat Stefan Rößle, Initia-
tor des Projektes „1000 Schu-
len für unsere Welt“, freut sich 
sehr über die Hilfe der Donau-
wörther Berufsschule: „Es ist 
ein bisher einmaliges Vorhaben, 
dass Berufsschülerinnen und 
Berufsschüler aus Donauwörth 
gleichaltrigen jungen Menschen 
in Westafrika durch ihre Unter-
stützung eine Berufsausbildung 
ermöglichen können . Zudem 
wird das Projekt als eines von 
insgesamt zehn durch ein ent-
wicklungspolitisches Förderpro-
gramm des Bayerischen Staats-
ministeriums für Europaangele-
genheiten und Internationales 
mit 90 % finanziell unterstützt .“

Bundesentwicklungsminis-
terin Svenja Schulze hat inzwi-
schen die Schirmherrschaft über 
das deutschlandweite Gesamt-
konzept übernommen, an dem 
sich alle großen kommunalen 
Spitzenverbände beteiligen . 

In Deutschland – und auch in 
Europa – stehen den allermeis-

selbstbestimmtes Leben und Ar-
beiten dar . Ein sicheres Arbeits-
verhältnis wiederum schafft Zu-
kunfts- und Bleibeperspektiven 
in der eigenen Heimat; im eige-
nen Land, in der eigenen Kultur .

Grundsteinlegung der  
Wolferstadt-Schule in Adeta

Während der Reise wurde die 
Grundsteinlegung der Wolfer-
stadt-Schule gefeiert . Auch meh-
rere bereits fertiggestellte Schu-
len wurden eingeweiht und of-
fiziell übergeben . Den Anstoß 
für die Wolferstadt-Schule gab 
der dortige Verein für ambulan-
te Krankenpflege, der einen grö-
ßeren Betrag aus einer Erbschaft 
beisteuerte . Über die Gemein-
de Wolferstadt wurden weitere 
Spenden gesammtelt . 68 Schu-
len wurden inzwischen allein aus 
Spenden im Landkreis Donau- 
Ries initiiert . 

Von Hassel-Schule mit  
eigener Wasserversorgung 
für das ganze Dorf

Auf ihrer Visitationsreise kam 
die Delegation auch nach Alou-
enou . Die dortige Schule wird 
u .a . von der Bayerischen Ge-
meindeZeitung und Familie von 
Hassel gefördert . Sie wurde im 
vergangenen Jahr eingeweiht . 
„Alles läuft bestens“, versicher-
te Landrat Rößle begeistert . Die 
Kinder sind hochmotiviert . Eine 
besondere Freude ist die neu in-
stallierte Wasserversorgung, die 
nunmehr das gesamte Dorf mit 
sauberem Trinkwasser versorgt .

Der Landkreis Ostalb und sei-
ne Kommunen – ebenfalls in Ba-
den-Württemberg – sammelten 
gemeinsam Spenden für den 
Bau eines Gymnasiums in Togo . 
Auch diese Schule wurde wäh-
rend der Delegationsreise feier-
lich eingeweiht .  SK

Wichtige Links
Verein Hilfe für Togo e .V .: www .hilfe-fuer-togo .de
Reiseblog: http://schlatthof .net/category/togo-reise-november-2023/
1000 Schulen für unsere Welt: www .1000schulenfuerunserewelt .de
Engagement Global: www .engagement-global .de
Bayerische Staatsregierung: www .stmwi .bayern .de/internationalisierung/
entwicklungspolitik
Landkreis Donau-Ries: www .donauries .bayern/region/entwicklungszu-
sammenarbeit/1000-schulen-fuer-unsere-welt
Stiftung fly & help: www .fly-and-help .de

Aktuelle Stunde zur Flüchtlingspolitik im Landtagsplenum:

Fluchtursachen in Herkunftsländern bekämpfen 
Flüchtlinge in Arbeitsmarkt integrieren

Auf Vorschlag der AfD-Fraktion wurde in der Aktuellen Stunde 
im Landtag über das Thema „Kommunen am Ende: Bayern vor 
Migrationskollaps bewahren“ debattiert. Dabei prallten unter-
schiedliche Vorstellungen aufeinander, wie man mit Geflüchte-
ten umgehen soll.

Richard Graupner, stellver-
tretender Vorsitzender der 
AfD-Fraktion im Bayerischen 
Landtag, stellte fest: „Längst 
pfeifen es die Spatzen von al-
len Dächern: Die Aufnahmebe-
reitschaft der bayerischen Kom-
munen für immer mehr illega-
le Migranten ist erschöpft . Und 
unsere Bürger haben die Na-
se voll, sie wollen keine weitere 
Ansiedelung von Asylforderern 
mehr! Doch mit der Wankel-
mütigkeit der regierenden Alt-
parteien in Bund und Land wird 
diese tickende Zeitbombe nicht 
entschärft werden können .“

Einerseits, so Graupner, ge-
be es jetzt stationäre Grenzkon-
trollen, andererseits würden mit 
leichterem Familiennachzug, Bür-
gergeld und der Degradierung 
des deutschen Passes zur  
„Ramschware“ immer mehr 
Migrationsanreize geschaffen . In 
Bayern werde „viel heiße Luft pro-
duziert“, aber nun sei zumindest 
mit der Einführung der Bezahlkar-
te für Asylbewerber eine jahrelan-
ge Forderung der AfD erfüllt wor-
den . „Insgesamt aber geht das al-
les immer noch zu zögerlich“, be-
kräftigte der AfD-Politiker .

Nachbesserung statt 
Spaltung, Hass und Hetze

Die CSU-Abgeordnete Pet-
ra Guttenberger warf der AfD 
Spaltung, Hass und Hetze vor 
und sprach sich für eine sach-
liche Debatte aus . Nachbesse-
rungsbedarf sieht Guttenberger 
beim Bürgergeld für ukrainische 
Flüchtlinge, das sie in der Höhe 
der Leistungen für verfehlt hält . 
Sie warnte davor, damit Anreize 
für Missbrauch zu setzen . Den-
noch müsse differenziert wer-
den . Migration sei nötig, um 
den Fachkräftemangel zu be-
kämpfen und das Land am Lau-
fen zu halten . Zugleich kritisier-
te sie die Ampel-Regierung, die 
zwar Schritte ankündige, aber 
nicht umsetze .

Die Grünen-Politikerin Gül-
seren Demirel erklärte, die AfD 
glänze mit Ideenlosigkeit und 
verunsichere die Menschen, in-
dem sie Ängste schüre . Demirel 

forderte ein konstruktives, sach-
liches Gespräch und verwies auf 
das Grundgesetz Art . 1, demzu-
folge die Würde des Menschen 
(„und nicht explizit des Deut-
schen“) unantastbar sei . Ziel-
führend sei nunmehr, die Kom-
munen im Wohnungsbau zu un-
terstützen und die Geflüchteten 
schneller in Arbeit zu bringen .

Kommunen brauchen 
schnellstens konkrete Hilfe

Nach Ansicht des Freie Wäh-
ler-Abgeordneten Alexander 
Hold „helfen populistische Pa-
rolen und leere Floskeln unse-
ren Kommunen in der derzeiti-
gen Situation nicht weiter . Wir 
brauchen schnellstens konkre-
te Lösungsansätze . Auf Ebene 
des Bundes und der EU müs-
sen endlich Maßnahmen zur Be-
grenzung und Steuerung der Zu-
wanderung umgesetzt werden . 
Denn dort befinden sich die ent-
scheidenden Stellschrauben, 
um die Migrationskrise zu lö-
sen . Das Versagen der Bundes-
regierung in der Migrationspoli-
tik bringt die Kommunen immer 
mehr an ihre Belastungsgren-
zen und gefährdet zunehmend 
den sozialen Frieden in Bayern . 
Viel zu lange wurden die Hilferu-
fe aus den Städten und Gemein-
den ignoriert . Dies muss nun zü-
gig ein Ende haben .“

Der SPD-Abgeordnete Arif 
Taşdelen wies darauf hin, dass 
ohne Einwanderer weder der 
Winterdienst noch ein Kran-
kenhaus oder Altenheim funk-
tionieren würde . Auch erinner-
te Taşdelen an die Ergebnisse 
der jüngsten Ministerpräsiden-
tenkonferenz Anfang Novem-
ber und mahnte die Staatsre-
gierung, die Unterstützung des 
Bundes für die Geflüchteten aus 
der Ukraine sowie die verein-
barten Kostenpauschalen pro 
Asylantrag schnell und unkom-
pliziert an die kommunalen Spit-
zenverbände auszuzahlen .

Innenminister Joachim Herr-
mann verwies auf den gemein-
samen Grundsatzbeschluss 
„Migration“ der Innenminister-
konferenz, wonach die Grenze 

der Aufnahmefähigkeit erreicht 
und eine deutliche Reduzie-
rung der Flüchtlingszahlen nö-
tig sei . Einig sei man sich zudem, 
dass als sichere Herkunftsländer 
auch Armenien, Indien und die 
Maghreb-Staaten gelten müss-
ten . Allein in Bayern seien in die-
sem Jahr 46 .000 Asylbewerbe-
rinnen und -bewerber vornehm-
lich aus Syrien, der Türkei und 
Afghanistan angekommen – ei-
ne deutliche Steigerung im Ver-
gleich zum Vorjahr .

Innenminister Joachim Herr-
mann sprach sich für umfassen-
de Kontrollen an den Grenzen 
zu Österreich, Tschechien, Polen 
und der Schweiz aus, die schon 
zur Festnahme vieler Schleuser 
geführt habe . Notwendig sei-

en auch mehr und schnellere 
Rückführungen . Dagegen warn-
te der Minister vor zu hohen fi-
nanziellen Anreizen, die sich in 
Deutschland auf einem Niveau 
befänden wie in keinem ande-
ren europäischen Land . Nach 
Herrmanns Überzeugung müs-
sen Flüchtlinge, die in Deutsch-
land bleiben dürfen, auch 
schneller in den Arbeitsmarkt 
integriert werden . Die Auszah-
lung des vollen Bürgergelds an 
ukrainische Flüchtlinge bezeich-
nete er als falsch .

Richtig sei es hingegen, die 
Fluchtursachen in Herkunfts-
ländern wie Afrika zu bekämp-
fen . Hierzu solle die wirtschaftli-
che Entwicklung gefördert wer-
den, um Arbeitsplätze zu schaf-
fen und die Lebensbedingungen 
zu verbessern . Hilfestellung vor 
Ort könne dafür sorgen, dass die 
Menschen selbst auf die Beine 
kommen, schloss Herrmann sei-
ne Ausführungen .  DK

CSU-Positionspapier
Unter dem Motto „Ja zum Schutz für politisch Verfolgte – aber 
ein klares Nein zur irregulären Migration“ hat die CSU-Frak-
tion ein Positionspapier verabschiedet. Enthalten sind Kern-
forderungen, um Anreize für die illegale Migration zu verhin-
dern, mehr und schnellere Abschiebungen zu realisieren und 
Zurückweisungen an den deutschen Grenzen zu ermöglichen.

Um die Folgen des Zugangsgeschehens und der Belastun-
gen für Länder und Kommunen abzumildern, bedarf es laut 
CSU-Fraktion einer angemessenen Beteiligung des Bundes an 
den Kosten der Aufnahme, Unterbringung und Integration ge-
flüchteter Menschen . Die vom Bund für die flüchtlingsbeding-
ten Kosten aktuell zur Verfügung gestellten sowie zukünftig in 
Aussicht gestellten Mittel seien unzureichend und würden der 
dramatischen Situation vor Ort nicht annähernd gerecht . Da-
her müsse der Bund deutlich nachbessern und sich dauerhaft 
an den finanziellen Belastungen von Ländern und Kommunen 
in Form eines atmenden Systems beteiligen, das neben einer 
Dynamisierung die Elemente des sogenannten „4-Säulen-Mo-
dells“ enthält:
a) Zahlung einer monatlichen Pro-Kopf-Pauschale mit einer 
deutlichen Anhebung und Dynamisierung . Die bisher vom Bund 
gewährte jährliche Flüchtlingspauschale in Höhe von 7 .500 Eu-
ro pro Asylerstantragsteller ist sowohl in Bezug auf die Höhe als 
auch den erfassten Personenkreis unzureichend .
b) Vollständige Übernahme der flüchtlingsbedingten Kosten 
der Unterkunft imS GB II . Dazu muss die bis Ende 2021 geltende 
Regelung rückwirkend zum 1 . Januar 2022 wieder aktiviert und 
zugleich entfristet werden (§ 46 Abs . 990 und 10 SGB II) . Bei den 
Kommunen fallen zudem erhebliche Kosten im Rahmen der So-
zialhilfe (SGB XII), insbesondere im 3 ., 5 . sowie 7 . Kapitel SGB XII 
an . Auch hierfür bedarf es eines Ausgleichs .
c) Auch bei der Unterbringung und Versorgung von unbegleite-
ten, minderjährigen Ausländern (UMA) sind die bisherigen Zu-
sagen des Bundes unzureichend . Eine spezielle Verständigung 
zu den Kosten der UMA – wie es sie in der Vergangenheit gab 
– wurde nicht getroffen . Die UMA-Pauschale muss in höherer 
Form wiedereingeführt werden . Der Bund sollte sich zukünftig 
mindestens hälftig an den Kosten, die im Rahmen der Jugendhil-
fe entstehen, beteiligen .
d) Integrationspauschale mit Dynamisierung .  DK

http://www.hilfe-fuer-togo.de
http://schlatthof.net/category/togo-reise-november-2023/
http://www.1000schulenfuerunserewelt.de
http://www.engagement-global.de
http://www.stmwi.bayern.de/internationalisierung/entwicklungspolitik
http://www.stmwi.bayern.de/internationalisierung/entwicklungspolitik
http://www.donauries.bayern/region/entwicklungszusammenarbeit/1000-schulen-fuer-unsere-welt
http://www.donauries.bayern/region/entwicklungszusammenarbeit/1000-schulen-fuer-unsere-welt
http://www.fly-and-help.de
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sche Finanzinfrastruktur entge-
gengestellt wird. 

Was den Mehrwert betrifft, se-
he ich keinen, denn dieses Design 
bietet keine Extra-Funktionalität 
gegenüber bestehenden Lösun-
gen. Online können wir bezah-
len, das ist digitaler Standard, das 
Geld ist sofort beim Händler. Wir 
brauchen hier auch keinen ameri-
kanischen Intermediär mehr. Mei-
ner Meinung nach könnte eine 
digitale Währung im Geschäfts-
kunden-Bereich durchaus sinn-
voll und hilfreich für die Indus- 
trie 4.0 sein. Momentan können 
z.B. Maschinen automatisiert 
Verbrauchsmaterial nachbestel-
len, aber sie können nicht auto-
matisiert bezahlen. Oder denken 
Sie an den Exportbereich und das 
Prinzip „free on board“: Die Wa-
re geht zu dem Zeitpunkt, an dem 
sie an Bord des Schiffes geladen 
wurde, in das Eigentum des Käu-
fers über und die Zahlung ist fäl-
lig. Mittels Dokumentation und 
digitaler Währung wäre ein auto-
matisierter – weil programmier-
ter – Bezahlvorgang möglich. 
Aber das ist nicht vorgesehen. 
Diese komplexen Ideen der digi-
talen Welt wird der Digitale Euro 
erstmal also nicht lösen und da-
mit bietet er keinerlei Vorteil ge-
genüber dem System, so wie es 
jetzt ist. Und einen Ersatz für Bar-
geld brauchen wir nicht.

Die Zeitschiene

GZ: Wie weit ist die Entwick-
lung tatsächlich? Wie sieht die 
Zeitschiene zum digitalen Euro 
aus und wer entscheidet letzt-
endlich über dessen Einführung 
auch in Deutschland?
Ferber: Für eine mögliche Ein-
führung gibt es zwei relevan-
te Faktoren. Es muss erstens ei-
ne Rechtsgrundlage auf europä-
ischer Ebene geschaffen werden 
und zweitens müssen technische 
Vorarbeiten abgeschlossen sein. 
Die EZB hat zum 1.11.2023 die 
„Vorbereitungsphase“ begonnen, 

nun werden konkrete technische 
Design-Entscheidungen getrof-
fen. Diese Phase soll mindestens 
zwei Jahre dauern. Aber ob und 
wie es dann weiter geht, hängt 
von der durch Europäisches Par-
lament und Europäischen Rat zu 
beschließenden Rechtsgrundla-
ge ab. Solange es die nicht gibt, 
wird ein Digitaler Euro nicht ein-
geführt. Und wir haben keine Ei-
le. Denn wir müssen extrem vor-
sichtig sein, dass wir durch den 
Digitalen Euro nicht unser eigenes 
Bankensystem schwächen. 

Bedrohung für Sparkassen 
und Genossenschaftsbanken 

Dazu muss ich etwas ausho-
len: Bargeld ist Zentralbankgeld; 
Giralgeld nicht. D.h. anders als 
das Geld, das auf den Girokonten 
liegt, kann der Digitale Euro, der 
zwar in einer „Wallet“ (Geldbör-
se/Konto) liegt, aber wie Bargeld 
verstanden wird, von den Banken 
nicht beliehen werden. Aber das 
genau ist das Kerngeschäft un-
serer Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken: Fristentransfor-
mation. Die Banken machen aus 
kurzfristigen Einlagen langfristige 
Kredite. Geld, das in einer Wallet 
liegt, steht also für das Kreditge-
schäft nicht zur Verfügung. Bild-
lich gesprochen liegt das Geld 
dann unterm Kopfkissen. So wird 
den Banken Liquidität entzogen, 
was langfristig die Stabilität des 
Systems gefährden wird. Deshalb 
soll die Wallet gedeckelt werden. 
Und deshalb brauchen wir Zeit, 
um das System gründlich zu prü-
fen.

Dazu kommt das eigene digi-
tale Geld-Management: Für den 
Anwender macht es keinen Un-
terschied, ob das Geld nun auf 
dem Girokonto oder in der Wallet 
liegt. Er bzw. sie hat nur deutlich 
mehr Aufwand das System zu be-
wirtschaften. 
GZ: Digitale Zentralbankwäh-
rungen stehen noch ganz am An-
fang, können Sie uns über die 
Entwicklungen außerhalb (oder 
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fenhofen solle zum „Houston 
Deutschlands“ weiterentwickelt 
werden . Darüber hinaus kündig-
te Söder ab 2024 einen neuen 
Zukunftspreis an: den „Hightech 
Oscar“ für die schlauesten Köp-
fe und Start-ups in Bayern .

Fest im Blick habe die Bay-
erische Staatsregierung über-
dies die Förderung der Bauwirt-
schaft: „Wir halten am Traum 
vom Eigenheim für junge Fami-
lien fest . Jeder soll das Recht auf 
sein Glück in den eigenen vier 
Wänden haben“, erklärte der 
Ministerpräsident . Dazu habe 
man ein einzigartiges Baukon-
junkturprogramm aufgelegt und 
biete Bürgschaften und Zinspro-
gramme an, die es in keinem an-
deren Bundesland gebe .

Klares Bekenntnis  
zur Automobilindustrie

Söder legte auch ein klares 
Bekenntnis zur Automobilin-
dustrie ab: „Wir sind Autoland 
und wollen das auch bleiben .“ 
Das Verbrennerverbot ab 2035 
sei nicht sinnvoll: „Stattdessen 
brauchen wir klimaneutrale Ver-
brenner . Wir glauben an Tech-
nologieoffenheit und Forschung 
statt an Verbote und Ideologie .“

Auch weiterhin wolle man 
beste Bedingungen für Famili-
en und Kinder in Bayern . Dafür 
werde die einzigartige bayeri-
sche Familiengarantie mit Fami-
liengeld und Beitragszuschuss 
fortgesetzt . Zudem werde Bay-
ern auch die von der Ampel ge-
strichenen Sprach-Kitas fortfüh-
ren und verpflichtende Sprach-
tests einführen .

In der Bildungspolitik gelte im 
Freistaat das Leistungsprinzip: 

„Wir lehnen alle Bestrebungen 
zur Zentralisierung in der Bil-
dungspolitik ab, denn wir möch-
ten das Niveau des bayerischen 
Abiturs erhalten .“ Zudem wer-
de Bayern in den Schulen eine 
wöchentliche Verfassungsvier-
telstunde einrichten, um den 
Wert der Verfassung zu vermit-
teln und junge Menschen be-
reits frühzeitig davon abzubrin-
gen, auf die falsche Bahn zu ge-
raten . Auch wies Söder darauf 
hin, „dass es mit uns kein ver-
pflichtendes Gendern geben 
wird . Im Gegenteil: Wir wer-
den das Gendern in Schulen und 
Verwaltung untersagen .“

Komplette Wende  
in der Migrationspolitik

Erneut forderte der CSU-Chef 
eine komplette Wende in der 
Migrationspolitik: „Wir müssen 
die Pull-Faktoren nach Deutsch-
land reduzieren .“ Dazu gehö-
re auch eine Entkopplung von 
Bürgergeld und Asylleistungen . 
„Das Bürgergeld ist eine falsche 
Konzeption, viel zu teuer, setzt 
falsche Anreize und braucht eine 
dringende Überarbeitung .“

Auch Fraktionsvorsitzender 
Klaus Holetschek unterstrich, 
wie wichtig es ist, Politik für die 
Mitte der Gesellschaft zu ma-
chen und insbesondere die Wirt-
schaft zu stärken . Da es ohne ei-
ne funktionierende Wirtschaft 
keinen Wohlstand gebe, seien 
Verlässlichkeit und Planbarkeit 
für die Unternehmen essenziell .

Politik der Sicherheit

Laut Freie Wähler-Fraktions-
chef Florian Streibl „holen wir 
das Vertrauen der Bürger nur 
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form geordnet umgesetzt wer-
den könne . „Greifen“ werde die 
Krankenhausreform erst im Jahr 
2027 . Ohne zusätzliche Maßnah-
men in der Übergangsphase be-
stehe die Gefahr, dass weitere 
Krankenhäuser die Versorgung 
einstellen und schließen müssen, 
was bei fehlender Steuerung und 
Begleitung zu erheblichen Ein-
schnitten in der Versorgung der 
Bevölkerung führen könne .

Die Krankenhausreform sieht 
neben Vorhaltepauschalen, die 
künftig mindestens 60 Prozent 
der Krankenhausfinanzierung 
betragen sollen, und sektoren-
übergreifenden Versorgungs-
einrichtungen auch die Einfüh-
rung von Leistungsgruppen vor . 
Aus Holetscheks Sicht „wird 
Krankenhausplanung künftig be-
deuten, dass wir bei der Zuwei-
sung von Leistungsgruppen ge-
meinsame Gespräche mit Trä-
gern, Krankenkassen und un-
serem Ministerium führen 
werden, um Versorgung in der 
Region tatsächlich bewerkstel-
ligen zu können“ . Auch die Not-
fallversorgung und Rettungs-
dienste müssten in den Blick ge-
nommen werden .

Pflegedienste gehen pleite

„Ambulante Pflegedienste ge-
hen pleite, sie schlagen bei den 
Kommunen auf . Wir wollten ei-
ne große Pflegereform in Ber-
lin, hier wurde in den vergange-
nen Jahren auf Steuerzuschüs-
se verzichtet, anstatt unterstüt-
zend tätig zu werden . Das birgt 
Konfliktpotenzial und gefährdet 
den sozialen Frieden im Land“, 
fuhr Holetschek fort und mach-
te deutlich: „Wir in Bayern kön-
nen diese Herausforderungen 
nur beschränkt auffangen, weil 
klar ist, dass die Bundesrepub-
lik Deutschland ein Stück weit in 
der Verantwortung ist . Dies gilt 
auch für die Leiharbeit und die 
dadurch steigenden Kranken-
hauskosten .“ Bayern habe dies-

nicht mehr eigenverantwortlich 
entschieden wird .

„Wenn wir Politik an den Le-
bensrealitäten, Bedürfnissen 
und Interessen der Menschen 
vorbei machen, dann ist dies der 
falsche Weg“, unterstrich der 
Fraktionsvorsitzende . Klar sei, 
„dass wir die Kommunen weiter 
unterstützen wollen“ . Schließ-
lich seien die kommunalen Wur-
zeln Basis der CSU – dies müsse 
auch künftig deutlich gemacht 
werden .

Nachdenken über Standards

Holetschek plädierte unter 
anderem dafür, über Standards 
nachzudenken, denn: „Was nützt 
beispielsweise eine angedachte 
Pflegeplatzgarantie, wenn hier-
für das Personal fehlt? Wäre es 
nicht sinnvoller, ein Stück weit 
Standards herunterzuschrau-
ben, Möglichkeiten und Räume 
zu eröffnen, und mehr Flexibili-
tät einzuräumen?“ . Wichtig sei 
es, mehr Vertrauen in die Hand-
lungskompetenz vor Ort zuzulas-
sen . Mehr Eigenverantwortung 
und weniger Staat laute die De-
vise . „Wir müssen die Dinge von 
unten gemeinsam entwickeln“, 
forderte der Fraktionschef ab-
schließend .  DK

Damit Bayern stark ... zurück, wenn wir eine Politik 
der Sicherheit bieten und die-
ses Vertrauen muss man immer 
wieder neu erwerben im Dia-
log mit den Bürgern .“ Mit Blick 
auf den zunehmenden Werte-
verlust in der Gesellschaft mein-
te Streibl: „Die Demokratie ist 
kein historischer Geschenkarti-
kel, sondern wir können sie je-
derzeit verlieren .“

Kritik aus der Opposition

Grünen-Fraktionschefin Ka- 
tharina Schulze warf Söder „ka-
tastrophale Fehler“ in der Wirt-
schafts- und Energiepolitik vor . 
Die Staatsregierung habe beim 
Kampf gegen den Klimawandel 
keine klaren Pfade zur Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes . Was 
Bayern jetzt brauche, sei Zuver-
sicht und eine Regierung, die die 
Kraft der Menschen bündelt .

SPD-Fraktionschef Florian von 
Brunn forderte von der Staats-
regierung mehr Substanz, mehr 
Einsatz für die Klima-Transfor-
mation und warnte vor rück-
schrittlicher Finanzpolitik . Kli-
maschutz und Transformation 
seien nicht aus dem normalen 
Haushalt finanzierbar, weshalb 
eine intelligente Reform der 
Schuldenbremse nötig sei . Von 
Brunn zufolge habe Söder ein-
mal mehr eine Wahlkampfrede 
gehalten . In der Praxis fehle es 
jedoch an seriösen Zielen für die 
Herausforderungen - etwa beim 
Arbeits- und Fachkräftemangel .

AfD-Landtagsfraktionschefin 
Katrin Ebner-Steiner bezeichne-
te die Politik der Staatsregierung 
schließlich als „größten Schaden 
für Bayern seit Ende des Zwei-
ten Weltkriegs“ . Der „Untergang 
der Wirtschaft“ sei die „Katas- 
trophe Nummer eins“ . „Sobald wir 
regieren, wird sich Leistung loh-
nen“, meinte Ebner-Steiner .  DK

Ich sehe keinen Mehrwert ...
auch innerhalb) Europas ein Up-
date geben?
Ferber: Im Grunde reden alle dar- 
über und so gut wie keiner hat es 
richtig gemacht. Es war Mark Zu-
ckerberg und seine, inzwischen 
wieder verworfene, Libra-Idee, 
die alle aufgeschreckt hat. Auch 
Zuckerberg musste feststellen, 
dass es nicht trivial ist, Geldwä-
sche zu unterbinden, für Liquidi-
tät zu sorgen und so das Finanz-
system stabil zu halten. Das sind 
alles Aufgaben einer Zentral-
bank. Viele größere Zentralban-
ken schauen sich das Thema di-
gitaler Währungen zumindest 
als Option an. Bahamas, Jamai-
ca und Nigeria haben bereits digi-
tale Währungen eingeführt. Das 
macht auch Sinn, wenn das eige-
ne Bankensystem nicht leistungs-
fähig ist und meist über die Han-
dyrechnung bezahlt wird. Schwe-
den war relativ weit, hat sich von 
der e-Krona vorerst wieder verab-
schiedet. Und in China ist die digi-
tale Währung ein Instrument der 
Staatsüberwachung, da steckt ei-
ne vollkommen andere Absicht 
hinter dem System. 

Gefahr durch  
Machtmissbrauch

GZ: Kritik am Digitalen Euro ist 
meist die Angst vor staatlicher 
Kontrolle. Wie wird garantiert, 
dass kein Machtmissbrauch mit 
Hilfe eines Instruments wie dem 
Digitalen Euro, egal durch wel-
ches politische System, stattfin-
den wird? Und als Ergänzung: 
Was schützt denn unser jetziges 
Finanzsystem, also ohne digita-
len Euro, vor Machtmissbrauch 
durch das politische System? 
Ferber: Die Datenschutzgrund-
verordnung. Denn Datenschutz 
ist das A und O. Und unser Rechts-
verständnis. Wir wollen keine Zu-
stände wie in China. Wir sehen 
die Aufgabe einer digitalen Wäh-
rung ggf. darin, dass sie uns bei 
der Transformation in ein digita-
les Zeitalter unterstützt und uns 
hilft, unsere Ressourcen zu schüt-

zen. Was wir nicht wollen, ist sozi-
ale Kontrolle an der Supermarkt-
kasse. Die DSGVO in der digitalen 
Welt sicherzustellen ist die große 
Hürde, denn gleichzeitig muss ge-
währleistet werden, dass der Di-
gitale Euro nicht für Geldwäsche 
missbraucht werden kann. 

Gesetzliches Zahlungsmittel 

GZ: Warum und ggf. wie sollten 
sich bayerische Kommunen auf 
den Digitalen Euro vorbereiten?
Ferber: Wenn der Digitale Eu-
ro eingeführt wird, ist er gesetzli-
ches Zahlungsmittel. Es wird zwar 
keinen Nutzungszwang, aber ei-
ne Annahmepflicht geben. Die 
besteht dann für die Kommunen, 
z.B. auf dem Bürgeramt, genau-
so wie für jeden Bäcker oder jedes 
andere Geschäft. Dafür muss die 
notwendige Infrastruktur stehen 
und dann brauchen auch Kom-
munen eine Wallet. Aber im Mo-
ment ist es noch zu früh für kon-
krete Vorbereitungen.
GZ: Was unterscheidet den Digi-
talen Euro von Bitcoin und ande-
ren Kryptowährungen?
Ferber: Hinter dem Digitalen Eu-
ro steht die Europäische Zentral-
bank, er ist weder eine dezentra-
lisierte Entität (wie der Bitcoin), 
noch wird er durch eine private 
Institution herausgegeben. Er soll 
so konzipiert sein, dass ein deut-
lich höheres Transaktionsvolu-
men als bei anderen Kryptowäh-
rungen möglich ist. Eine Block-
chain ist nicht vorgesehen und 
ein Mining (Schürfen) findet nicht 
statt. Daher ist keine recheninten-
sive Transaktionsvalidierung nö-
tig und es entsteht ein deutlich 
niedrigerer Energiebedarf. 

Abschließend kann ich nur je-
dem raten, sich frühzeitig mit der 
Thematik um den Digitalen Euro 
auseinanderzusetzen.  CH

bezüglich eine Bundesratsiniti-
ative eingebracht, die bis heute 
nicht umgesetzt sei .

„Stattdessen kommt die Can-
nabis-Legalisierung“, so der 
Fraktionschef . Er wünsche „gu-
tes Gelingen beim Vollzug“, „das 
wird Bürokratie erzeugen ohne 
Ende .“ Letztlich werde die Ver-
sorgung der Menschen nicht 
verbessert, sondern eher kon-
terkariert .

System radikal reformieren

Apropos Bürokratie: „Wir 
müssen das System radikal re-
formieren, beginnend beim 
Obersten Rechnungshof“, for-
derte Holetschek . Bürokratie sei 
auch in der Wirtschaft das The-
ma Nummer eins, führe zu Ag-
gression und Wut, die sich in 
den Kommunen entladen . Die 
Frage „Wie können wir das Le-
ben der Menschen erleich-
tern?“ will er zu einem Leitthe-
ma in der Fraktion machen . Im 
Bereich der Altenpflege sol-
len Heimaufsicht und medizini-
scher Dienst zusammengeführt 
werden, um die Zahl der Kon- 
trollen auf ein vernünftiges Maß 
zurückzuführen . Zu viel Kontrol-
le könne auch dazu führen, dass 
aus Angst vor Beanstandungen 

Politik an der Lebensrealität ...

Klimaschutz-Projekte für Bayerischen 
Klimaschutzpreis 2024 gesucht

Die Vorschlagsrunde für den vierten Bayerischen Klimaschutz-
preis ist gestartet. Projekte können bis einschließlich 28. Feb-
ruar 2024 eingereicht werden. Bayerns Umweltminister Thors-
ten Glauber betonte zum Start der neuen Vorschlagsrunde in 
München: „Klimaschutz ist ein Mitmach-Projekt. Wir suchen 
kluge und innovative Projekte, die den Klimaschutz in Bayern 
weiter voranbringen. 

Dabei zählen für uns vor allem Idee, Konzept und Engagement 
der Beteiligten . Mit dem Bayerischen Klimaschutzpreis wollen 
wir herausragendes Engagement sichtbar machen und zum Mit-
machen motivieren . Gemeinsam werden wir den Klimawandel 
meistern .“ Der Bayerische Klimaschutzpreis ist mit insgesamt 
15 .000 Euro dotiert . 

Vorgeschlagen werden können sowohl Privatpersonen und 
private Initiativen als auch Vereine, Verbände, Kommunen und 
Unternehmen mit Bezug zu Bayern . Entweder haben die Vorge-
schlagenen ihren dauerhaften Hauptwohnsitz oder Firmensitz 
im Freistaat oder sie engagieren sich in Bayern für den Klima-
schutz oder die Klimaanpassung . Die Initiative sollte bereits lau-
fen und sichtbare Ergebnisse zeigen oder – wenn sie bereits ab-
geschlossen ist – in die Gegenwart wirken . Geehrt werden Pro-
jekte, die durch ein stimmiges Gesamtkonzept überzeugen . Bei 
der Auswahl wird unter anderem auf die Kriterien Originalität, 
Innovation, Übertragbarkeit auf Dritte, Nachhaltigkeit, Kontinu-
ität sowie Transparenz bezüglich der Projektentwicklung und ih-
rer Umsetzung geachtet . Die Größe oder die finanziellen Mittel 
des Projekts sind dabei nicht entscheidend . Eine unabhängige 
Jury ermittelt die Preisträger des Wettbewerbs, der von der Lan-
desagentur für Energie und Klimaschutz (LENK) organisiert wird . 
Informationen: https://www .lenk .bayern .de/themen/projekte/
klimaschutzpreis/index .html .  r

Streikverbot für Beamte
EGMR festigt deutsches Berufsbeamtentum  

und betont Rolle der Beamtengewerkschaften!
„Das deutsche Berufsbeamtentum gibt es nicht ohne Streikver-
bot!“, betont der Vorsitzende des Bayerischen Beamtenbundes 
(BBB) Rainer Nachtigall. Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) hat das Streikverbot als mit der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention vereinbar erklärt. 

Entscheidend war dabei auch, 
dass die Interessenwahrung von 
Beamten in Deutschland durch 
die Möglichkeit der gewerk-
schaftlichen Organisation ge-
währleistet ist . „Der EGMR hat 
die Institution des Berufsbe-
amtentums und die Ausgestal-
tung des öffentlichen Dienstes 
in Deutschland bestätigt . Da-
mit ist auch in Zukunft sicher-
gestellt, dass Bürgerinnen und 
Bürger auf eine zuverlässige, 
flächendeckende und gemein-
wohlbezogene Erfüllung staat-
licher Aufgaben zählen dürfen“, 
so Nachtigall weiter .

Gerade im Lehrerbereich sei 
der Beamtenstatus und das da-
mit verbundene Streikverbot 
von zentraler Bedeutung . Hier 
träfen Streiks nicht den Tarif-
partner, „hier geht es um unsere 
Schüler, den Nachwuchs und un-
ser Bildungssystem!“, betont der 
BBB-Chef . In Deutschland beste-

he Schulpflicht . Das Streikverbot 
sei hierzu das notwendige Ge-
genstück, das eine lückenlose 
Unterrichtsversorgung sichere .

Die Notwendigkeit des Streik-
verbots gelte aber nicht nur im 
Lehrerbereich . Zahlreiche ande-
re staatlichen Leistungen ver-
langen eine „streikfeste“ gesi-
cherte Versorgung – und das 
nicht nur im elementaren staat-
lichen Bereich: Polizei, Justiz, 
aber auch Finanzverwaltung, 
Beschäftigte im Bereich Hygie-
neinspektion, Forst oder Was-
serbewirtschaftung oder Kom-
munalverwaltung . Es gibt kaum 
einen Bereich, in dem der Aus-
fall der Leistungen nicht zu mas-
siven Einschnitten im Alltag füh-
ren würde .

„Als BBB nehmen wir unsere 
Rolle als Interessenvertretung 
von rund 200 .000 Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst sehr 
ernst!“, betont Nachtigall .   r

https://www.lenk.bayern.de/themen/projekte/klimaschutzpreis/index.html
https://www.lenk.bayern.de/themen/projekte/klimaschutzpreis/index.html
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Gesellschaftliches Engagement zeigt sich für uns 
nicht in Worten, sondern in Taten. Wir fördern 
nachhaltige Projekte in der Region, deren Bandbreite 
von Jugendarbeit über Crowd-Founding bis hin 
zu Vereinssport und kulturellen Initiativen reicht.  
Für ein Morgen, das ein Miteinander ist.

Zusammen 

können wir 

mehr erreichen.

Größte Genossenschaftsbank entsteht
Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg und Frankfurter Volksbank Rhein/Main planen Fusion

Über die Grenzen von Bayern und Hessen hinweg soll mit einer Bi-
lanzsumme von über 19 Milliarden Euro Deutschlands größte Volks-
bank entstehen. Die Raiffeisen-Volksbank Aschaffenburg und die 
Frankfurter Volksbank Rhein/Main streben im Geschäftsjahr 2024 
die Verschmelzung beider Institute an. 

Der Konzentrationsprozess in 
der genossenschaftlichen Ban-
kenwelt schreitet voran. Mit der 
Fusion von Frankfurter Volks-
bank Rhein/Main und der nur et-
wa ein Viertel so großen Raiff- 
eisen-Volksbank Aschaffenburg 
entsteht ein neues genossen-
schaftliches Schwergewicht mit 
knapp 2.000 Beschäftigten, 
rund 800.000 Kunden und über 
310.000 Mitgliedern. Mit einer Bi-
lanzsumme von 19,2 Milliarden 
Euro überholt das künftige hes-
sisch-unterfränkische Megage-
nossenschaftsinstitut die Berliner 
Volksbank, die bislang das Grö-
ßenranking der VR-Banken an-
führt. 

Fusionserfahrene Institute

Beide Institute sind fusions-
erfahren. Die Raiffeisen-Volks-
bank Aschaffenburg fusionierte 
erst vor Kurzem mit der Raiffei-
senbank Waldaschaff-Heigenbrü-
cken. Die Frankfurter Genossen-
schaftsbank übernahm zuletzt 
2022 die Rüsselsheimer Volks-
bank und hat seit 1990 insge-
samt 21 Genossenschaftsban-
ken im Rhein-Main-Gebiet inte-
griert. „Wir verfolgen seit Jahren 
sehr erfolgreich unser Konzept 
einer Multiregional-Bank“, kom-
mentiert das Eva Wunsch-We-
ber, Vorstandsvorsitzende des 
Frankfurter Instituts. Mit der be-
vorstehenden Fusion will man 
das Geschäftsgebiet der Frank- 
furter Volksbank Rhein/Main um 

die Region Bayerischer Unter-
main erweitern. Sie gilt als wirt-
schaftlich dynamisch und damit 
für Banken als lukrativ, wie Claus 
Jäger, Vorstandssprecher der 
Raiffeisen-Volksbank Aschaffen-
burg ausführt. „Die Wirtschafts-
region Bayerischer Untermain 
und die Metropolregion Frank-
furt/Rhein-Main zählen zu den 
wachstums- und einkommens-
starken Regionen in Europa. Ge-
meinsam werden beide Genos-
senschaftsbanken die attraktive 
und prosperierende Wirtschafts-
region Bayerischer Untermain 
noch stärker erschließen.“

Die unterzeichnete Kooperati-
onsvereinbarung zur Verschmel-
zung der Institute sieht vor, dass 
die vier Vorstände der Raiffei-
sen-Volksbank Aschaffenburg mit 
der Fusion im Laufe des dritten 
Quartals 2024 in den Vorstand 
der Frankfurter Volksbank Rhein/
Main einziehen. Zudem beinhal-
tet die Vereinbarung eine Be-
schäftigungsgarantie für alle Mit-
arbeitenden der Raiffeisen-Volks-
bank Aschaffenburg für die kom-
menden fünf Jahre sowie den 
Bestand des bestehenden Filial-
netzes. Auch die Marke der un-
terfränkischen Genossenschafts-
bank soll erhalten bleiben. Das 
wiederum entspricht der lang-
jährigen Fusionsstrategie der 
Frankfurter, aufgenommene In-
stitute unter altem Namen und 
diskretem Zusatz „Niederlassung 
der Frankfurter Volksbank Rhein/
Main fortzuführen“. „Es hat sich 

bewährt, den individuellen Mar-
kenauftritt mit einer starken Vor-
Ort-Präsenz zu pflegen und da-
bei mit der Dachmarken-Stra-
tegie und dem Omnikanal-An-
satz der Frankfurter Volksbank 
Rhein/Main zu verbinden, erläu-
tert Wunsch-Weber die Vorge-
hensweise.

Entscheidung  
im Frühjahr 2024

Über den Zusammenschluss 
werden die Vertreterversamm-
lungen beider Häuser im Frühjahr 
2024 entscheiden. Vorbehaltlich 
der entsprechenden Zustimmun-
gen ist die technische Fusion für 
Herbst 2024 geplant. Überdies 
sollen ein eigener Regionalbeirat 
mit ausgewählten Kunden und 
Persönlichkeiten sowie regionale 
Versammlungen und Informati-
onsveranstaltungen mit Mitglie-
dern und Kunden dazu beitragen, 

die regionale Verankerung des 
Instituts in der Region Aschaffen-
burg fortzusetzen. 

Mit der Integration der Raiffei-
sen-Volksbank Aschaffenburg in 
die Frankfurter Volksbank Rhein/
Main findet ein länderübergrei-
fender genossenschaftlicher Fu-
sionstrend seinen vorläufigen 
Höhepunkt, der Mitte des letz-
ten Jahrzehnts entlang der hes-
sisch-unterfränkischen Landes-
grenze einsetzte. So fusionierte 
bereits 2016 die Raiffeisen-Volks-
bank Miltenberg mit der Volks-
bank Odenwald. Fünf Jahre spä-
ter übernahm die Frankfurter 
Volksbank die VR-Bank in Alze-
nau. 

Zumindest in der genossen-
schaftlichen Bankenwelt wird Un-
terfranken deutlich hessischer. 
Mit 19,2 Milliarden Euro bringt 
die künftige Frankfurter/Aschaf-
fenburger Genossenschaftsbank 
allein deutlich mehr an Bilanz- 
summe auf die Waage als die ver-
bleibenden 16 unterfränkischen 
VR-Banken mit zusammen 13,6 
Milliarden Euro. r

Claus Jäger, Vorstandssprecher der Raiffeisen-Volksbank Aschaffen-
burg, Eva-Wunsch-Weber, Vorstandsvorsitzende der Frankfurter 
Volksbank Rhein/Main.  Bild: Frankfurter Volksbank Rhein/Main eG

Genossenschaftsverband Bayern:

Stefan Müller wird 
neuer Vorstandsvorsitzender 

und Präsident
Der Genossenschaftsverband Bayern (GVB) bekommt einen neu-
en Präsidenten und Vorstandsvorsitzenden. Der GVB-Verbandsrat 
berief in seiner Sitzung Stefan Müller zum Nachfolger von Gregor 
Scheller, der Ende Juli 2024 seinen Ruhestand antritt. 

Stefan Müller ist gelernter 
Banker, war einige Jahre in ei-
ner bayerischen Raiffeisen-
bank tätig und ist aktuell Par-
lamentarischer Geschäftsfüh-
rer der CSU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag. Er wird 
zum 1. Juni zunächst als Gene-
ralbevollmächtigter in den GVB 
eintreten und zum 1. August 
die Ämter als Vorstandsvorsit-
zender und Verbandspräsident 
übernehmen. „Ich freue mich, 
dass es gelungen ist, eine pro-
filierte Persönlichkeit für die 
Spitze des GVB zu gewinnen“, 
sagte Gerhard Walther, ehren-
amtlicher Verbandspräsident 
und Vorsitzender des GVB-Ver-
bandsrats, am Mittwoch in 
München.

Enge Verbundenheit  
zum Mittelstand

„Stefan Müller bringt als ge-
lernter Bankkaufmann und 
Bankfachwirt das notwendi-
ge Rüstzeug mit. Er ist in Bay-
ern fest verwurzelt, kennt das 
Genossenschaftswesen und ist  
der mittelständischen Wirt-
schaft eng verbunden. Durch 
seine bisherigen Tätigkeiten als 
Parlamentarischer Geschäfts-
führer der CSU-Landesgruppe 
im Deutschen Bundestag sowie 
als Parlamentarischer Staatsse-

kretär im Bundesministerium 
für Bildung und Forschung hat 
Stefan Müller die notwendige 
Erfahrung für die Führung un-
seres Verbandes“, so Gerhard 
Walther.

Müller tritt zunächst als Ge- 
neralbevollmächtigter in den 
GVB ein. „Die Zeit bis Ende Ju-
li gibt uns die Gelegenheit für 
eine optimale Übergabe. Ich 
freue mich sehr auf die Zusam-
menarbeit“, sagte der amtie-
rende Präsident Gregor Schel-
ler.

Junges und motiviertes 
Führungsteam

Gemeinsam mit Vorstands-
mitglied Alexander Leißl, der 
Anfang Oktober 2023 beru-
fen wurde, wird Stefan Müller 
den Verband künftig führen. 
„Mit einem jungen und moti-
vierten Führungsteam wollen 
wir die erfolgreiche und inzwi-
schen 130-jährige Geschichte 
des GVB weiterschreiben“, sag-
te Gerhard Walther: „Ich wün-
sche Stefan Müller und Alexan-
der Leißl viel Erfolg dabei, den 
von Gregor Scheller und Sieg-
fried Drexl eingeschlagenen 
Kurs der klaren Mitgliederori-
entierung und des nachhaltigen 
Wachstums konsequent fortzu-
führen.“ r

https://bayern.vr.de/privatkunden.html
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Stadtfinanzen 2023
Schlaglichter des Deutschen Städtetags

Die finanzielle Lage der Kommunen verschlechtert sich sehr deut-
lich. Für das laufende Jahr 2023 rechnen die kommunalen Spit-
zenverbände mit einem Defizit von 6,4 Milliarden Euro, für das 
kommende Jahr 2024 sogar von fast 10 Milliarden Euro. „Infol-
ge notwendiger Einsparungen werden die Kommunen damit bei 
weitem nicht so ausreichend in Klimaschutz, Klimaanpassung, 
Energie- und Verkehrswende investieren können, wie es notwen-
dig ist – die tatsächlichen Investitionen werden angesichts stei-
gender Preise sogar stetig abnehmen“, heißt es in der Publikation 
„Stadtfinanzen 2023 – Schlaglichter des Deutschen Städtetags“.

Laut Verband „sind die Kom-
munalhaushalte bislang auch 
dank der Hilfe von Bund und Län-
dern zumindest formal einiger-
maßen stabil durch die Zeit der 
Corona-Krise und die Preisstei-
gerungen infolge des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukrai-
ne gekommen. Dies hat bei vielen 
zu der irrigen Annahme geführt, 
dass die kommunale Finanzlage 
stabil, ja krisenresistent sei. Das 
ist aber falsch.“

Vielmehr träfen die Krisenfol-
gen die kommunalen Haushalte 
zeitversetzt: So wurde das Inflati-
onsausgleichsgesetz – die Absen-
kung des Einkommensteuertarifs 
zur Verhinderung der kalten Pro-
gression – zwar anlässlich der ho-
hen Inflationsraten im Jahr 2022 
beschlossen, seine fiskalische 
Wirkung entfalte es aber insbe-
sondere ab dem Jahr 2024. Glei-
ches gelte für den Tarifabschluss 
für den öffentlichen Dienst.

Auch die hohen Energieprei-
se des Jahres 2022 träfen zeit-
verzögert bei den Kommunen 
ein, sei es durch hohe Nachzah-
lungen im Bereich der Kosten der 
Unterkunft und im Rahmen der 
Nebenkostenabrechnungen für 
kommunale Gebäude oder durch 
wegbrechende Gewinne der 
Stadtwerke. Hinzu kämen all die 
Preissteigerungen für jene Leis-
tungen, die die Kommunen ein-
kaufen oder die Zahlungen, mit 
denen sie Vereine oder Kulturin-
stitutionen unterstützen.

Verschiedentlich, so der Deut-
sche Städtetag, werde behaup-
tet, dass die Folgen des russi-
schen Angriffskrieges auf die Uk-
raine nur eine zeitweilige oder 
einmalige Belastung der öffent-

lichen Haushalte bewirkt habe. 
Dies geschehe mit Verweis auf 
die Steuereinnahmen, die schnell 
wieder ihr altes Niveau erreicht 
haben. Hierbei werde jedoch ver-
kannt, dass dies allein der Inflati-
on geschuldet ist. Auch wenn sich 
die langfristigen Einnahmeer-
wartungen trotz der Kriegsfolgen 
nicht geändert haben, seien die-
se Einnahmen schlichtweg weni-
ger wert als früher. „Daher gilt: 
Die Kommunalfinanzen rutschen 
in eine dauerhafte, strukturelle 
Schieflage. Kurzlebige Hilfspro-
gramme lösen nicht das struktu-
relle Problem des Defizits.“

Kein kommunaler Spielraum 
für neue Aufgaben

Der Befund ist ernüchternd: 
Die Kommunen haben auf abseh-
bare Zeit keinen Spielraum für 
neue Aufgaben, obwohl sie drin-
gend die Transformationen vor 
Ort angehen wollen und müssen. 
Dies gilt beispielsweise für die 
Verkehrswende sowie den Aus-
bau kommunaler Klimaschutz-
maßnahmen Die Auflösung der 
strukturellen Haushaltskrise kann 
nach Auffassung des Kommunal-
verbands nur gelingen, wenn die 
Steuereinnahmen zwischen den 
Gebietskörperschaftsebenen neu 
aufgeteilt werden. Die Städte for-
dern einen größeren Anteil an 
den Gemeinschaftssteuern, um 
flexibel und ohne riesigen büro-
kratischen Aufwand die Proble-
me vor Ort angehen zu können. 
Bei einzelnen fachspezifischen Fi-
nanzierungsfragen würden lang-
fristig tragfähige Lösungen benö-
tigt, die nicht immer wieder neu 
verhandelt werden müssen. Dies 

gelte gerade im Bereich des ÖP-
NV und der Flüchtlingsfinanzie-
rung.

In den vergangenen zehn Jah-
ren war eine Tendenz in der Un-
ternehmenssteuerpolitik des 
Bundes zu beobachten, bei Ent-
lastungsmaßnahmen das Steuer-
aufkommen der Kommunen zu 
schonen. Zudem sind die für ein 
stabiles Gewerbesteueraufkom-
men wichtigen Gesetzesregelun-
gen im Wesentlich unangetas-
tet geblieben. „Jüngere steuer-
politische Entwicklungen auf der 
Bundesebene lassen jedoch be-
fürchten, dass die Sicherung ei-
nes stabilen Entwicklungspfades 
für das gemeindliche Steuerauf-
kommen nicht mehr zu den steu-
erpolitischen Prioritäten des Bun-
des zählt“, wird in der Publikation 
angemahnt.

Es drohen massive 
Konsolidierungszwänge

Die Steuermindereinnahmen 
träfen die Kommunalhaushalte 
in einer Zeit wieder anwachsen-
der Haushaltsdefizite. Mit den ak-
tuell zusätzlich geplanten Steuer-
mindereinnahmen für die Städte 
und Gemeinden werde das kom-
munale Gesamthaushaltsdefizit  
voraussichtlich bereits 2024 die 
Grenze von 10 Milliarden Euro 
jährlich überschreiten. Dement-
sprechend drohten massive Kon-
solidierungszwänge auf der kom-
munalen Ebene: „Die Defizite 
werden die kommunale Investi-
tionstätigkeit deutlich bremsen. 
Städte und Gemeinden werden 
gezwungen sein, ihre Gemeinde-
steuern angesichts der massiven 
Konsolidierungszwänge zu erhö-
hen. Die vorgenannten Minder-
einahmen der Kommunen müs-
sen daher von Bund und Ländern 
– etwa durch eine Anpassung der 
Gewerbesteuerumlage zuguns-
ten der Städte und Gemeinden – 
ausgeglichen werden.“

Mit dem Entwurf eines Wachs-
tumschancengesetzes sollen laut 
Städtetag allgemeine konjunktur- 
und wachstumspolitische Impul-

se für die Wirtschaft gesetzt wer-
den. Da diese Aufgabe im födera-
len Staat in die Aufgabenzustän-
digkeit der oberen Staatsebenen 
von Bund und Ländern fällt, lie-
ge auch die Finanzierungsverant-
wortung für solche Maßnahmen 
vorrangig bei ihnen. „Deshalb 
sollte die steuerliche Investitions-
förderung des Bundes und der 
Länder zukünftig vorrangig durch 
Investitionszulagen erfolgen. Die-
ses Finanzierungs- und Förder-
modell zeichnet sich dadurch aus, 
dass es zielgenau und damit haus-
haltsschonend ausgestaltet wer-
den kann und es die Kommunen 
bei der Finanzierung ausklam-
mert.“ Der Städtetag werde

dafür werben, die steuerliche 
Investitionsförderung des Bun-
des und Länder zukünftig vorran-
gig als Investitionszulagen auszu-
gestalten.

Aktuell sei die Stabilität des 
gemeindlichen Gewerbesteuer- 
aufkommens durch folgende 
bundespolitische Entwicklungen 
strukturell gefährdet: Die ge-
plante Halbierung der Mindest-
gewinnbesteuerung, eine aus-
bleibende Reaktion des Bun-
desgesetzgebers auf die jüngere 
Rechtsprechung des Bundesfi-
nanzhofs zur Hinzurechnungs-
besteuerung sowie das unent-
schlossene Agieren von Bund 
und Ländern im Kampf gegen 
Gewerbesteueroasen. „Auf allen 
drei Problemfeldern bedarf es 
deshalb einer schnellen Kurs- 
korrektur in der Bundespolitik“, 
macht der Kommunalverband 
deutlich. DK

Die Last mit 
der weißen Pracht

Nach den ergiebigen Schneefällen:  
Die Versicherungskammer Bayern informiert

Was ist zu tun, angesichts der Schneelast auf den Dächern? Wer 
haftet, wenn Dachlawinen runterkommen? Wer zahlt für Schäden 
am Auto? Und welche Versicherung deckt welches Risiko? Die Ver-
sicherungskammer beantwortet hier die wichtigsten Fragen.

Schmelzende Schneemassen:  
Dachlawinen und Überschwem-
mungen

Extremwetterereignisse – und 
darunter fallen auch so starke 
Schneefälle wie vor wenigen Ta-
gen – könnten in Zukunft wei-
ter zunehmen und zu Schäden 
u.a. an Gebäuden führen. Zu-
nächst durch den Schneedruck, 
in der Folge durch schmelzende 
Schneemassen. Das Schmelzwas-
ser könnte später auch Über-
schwemmungen in den Flusstä-
lern zur Folge haben. Nach wie 
vor ist Hausbesitzern oft nicht be-
wusst, dass ihr Gebäude mögli-
cherweise nicht gegen solche Na-
turgefahren versichert ist. Vie-
le haben zwar für die Gefahren 
Feuer, Hagel, Sturm und Leitungs-
wasser eine Police abgeschlos-
sen. Nur 45 Prozent der Häuser in 
Bayern sind aber gegen die soge-
nannten Elementarschäden wie 
Schneedruck, Überschwemmun-
gen (auch Starkregen), Hochwas-
ser und Lawinen versichert.
Hoher Schneedruck auf den Dä-
chern

Die starken Schneefälle in den 
vergangenen Tagen haben auf 
den Dächern zu einer gefährli-
chen Schneelast geführt. Dabei 
ist nicht die Schneehöhe, sondern 
das Schneegewicht entschei-
dend: 10 Zentimeter frisch gefal-
lener Pulverschnee wiegen etwa 
10 Kilo pro Quadratmeter, Nass-
schnee ist etwa vier Mal schwe-
rer. Die Statik eines Hauses kann 
also extremen Belastungen aus-
gesetzt sein; im schlimmsten Fall 
hält sie ihnen nicht mehr stand.
Bin ich verpflichtet, Schäden 
am Haus, z.B. durch Schnee-
druck, zu vermeiden?

Grundsätzlich sind Gebäude-
eigentümer verpflichtet, für die 
erforderliche Instandhaltung des 
Gebäudes zu sorgen. Hierzu ge-
hört auch das vorsorgliche Räu-
men der Schneelast von Dächern. 
Handelt ein Versicherungsneh-
mer nicht, kann dies zu seinen 
Lasten gehen. Etwas anderes gilt, 
wenn der Schneedruckschaden 
unmittelbar bevorsteht und der 
Gebäudeeigentümer aus Grün-
den, die ihm nicht vorzuwerfen 
sind, nicht reagieren konnte.
Wann muss ein Dach vom 
Schnee geräumt werden?

Spätestens wenn die zulässi-
ge Schneelast erreicht wird, muss 
das Dach vom Schnee geräumt 
werden. Hier kann ein Sachver-
ständiger den Zustand des Dach-
tragwerks überprüfen. Kann man 
den Schnee nicht selbst vom 
Dach räumen, sollte man ein ent-
sprechendes Unternehmen be-
auftragen oder bei der Gemeinde 
nachfragen, wer solche Arbeiten 
durchführt.
Wer haftet, wenn Dachlawinen 
Fußgänger verletzen oder par-
kende Autos beschädigen?

Nach den massiven Schneefäl-
len in der vergangenen Woche 
bringt das nun angesagte mildere 
Wetter den Schnee auf den Haus-
dächern gefährlich ins Rutschen. 
Stürzt eine Dachlawine herab, 
kann dies für Fußgänger und par-
kende Autos Folgen haben. Doch 
wer wird im Ernstfall eigentlich 
zur Kasse gebeten?
Hauseigentümer haben eine 
Verkehrssicherungspflicht

Hauseigentümer sind dafür 
verantwortlich, dass keine Gefah-
ren für Dritte von ihrem Grund-
stück oder ihrer Immobilie ausge-
hen. Das schließt Besucher eben-
so ein wie Passanten oder den 
Briefträger. Dabei umfasst diese 
sogenannte Verkehrssicherungs-
pflicht nicht nur das Schneeschip-

pen im Winter: Gefahr für ande-
re kann auch ausgehen von losen 
Dachziegeln, morschen Ästen, ei-
ner defekten Außenbeleuchtung 
oder eben von Dachlawinen und 
Eiszapfen.
Haftet ein Hauseigentümer 
rund um die Uhr?

Im Prinzip ja, wobei jedoch im-
mer die konkreten Umstände im 
Einzelfall zu berücksichtigen sind.
Wenn trotz aller Vorsicht et-
was passiert, kann man sich als 
Hauseigentümer gegen eventu-
elle Schadenersatzansprüche – 
beispielsweise nach Abgang ei-
ner Dachlawine – versichern?

In seine eigene Tasche muss 
er nur dann greifen, wenn er sei-
ne Sorgfaltspflicht verletzt hat 
und für diesen Fall nicht versi-
chert ist. Hat er eine Privat-Haft-
pflichtversicherung abgeschlos-
sen, übernimmt diese in der Re-
gel die entstandenen Kosten. 
Dies gilt für ein privates selbst ge-
nutztes Ein- oder Zweifamilien-
haus. Bei Mehrparteienhäusern 
gilt es, eine Haus- und Grundbe-
sitzer-Haftpflichtversicherung ab-
zuschließen.

Wird beispielsweise ein Auto 
von einer herunterstürzenden 
Dachlawine beschädigt, über-
nimmt die Haftpflichtversiche-
rung des Hauseigentümers die 
Reparaturkosten; bei einem To-
talschaden den Zeitwert des Au-
tos. 
Gibt es eine andere Versiche-
rung, die den Schaden am Pkw 
übernimmt?

Wird ein Pkw von einer Dach-
lawine beschädigt und den Haus-
eigentümer trifft keine Schuld, 
dann kommt es darauf an, wie 
das Fahrzeug versichert ist. Eine 
Vollkaskoversicherung würde den 
am Pkw entstandenen Schaden 
übernehmen. Eine Teilkaskoversi-
cherung reicht hier nicht aus.
Wie kann, wie muss ich mich 
als Hauseigentümer schützen 
– sowohl vor Schäden, die mir 
am Haus entstehen können, als 
auch vor Schäden, die anderen 
durch herabfallende Eiszapfen 
oder Dachlawinen entstehen?

Unabhängig vom Bestehen ei-
nes Versicherungsvertrags sind 
Gebäude-Eigentümer aufgrund 
von Gesetzen und Vorschriften 
verpflichtet, ihre baulichen Anla-
gen so instand zu halten, dass die 
öffentliche Sicherheit und Ord-
nung, insbesondere Leben, Ge-
sundheit und die natürlichen Le-
bensgrundlagen nicht gefährdet 
werden. Dabei ist grundsätzlich 
zu unterscheiden zwischen der 
Gefahr für Schäden „am Haus“ 
und Schäden „durch das Haus“., 
etwa durch eine vom Dach abge-
hende Lawine. 
Auch Passanten und Autofah-
rer tragen Verantwortung

So führt beispielsweise ein – 
bei akuter Gefahr gut sichtbares 
– Schild mit dem Hinweis „Vor-
sicht Dachlawinen“ in vielen Fäl-
len dazu, dass Fußgänger oder 
Autofahrer keinen Schadener-
satz verlangen können, wenn 
tatsächlich eine Dachlawine ab-
geht. 
Was passiert, wenn es trotz al-
ler Vorsorge zu einem Schaden 
kommt?

Eine Wohngebäudeversiche-
rung bietet einen Rundum-Schutz 
für jede Wetterlage. Sie greift im 
Kern bei Schäden durch Feuer, 
Leitungswasser, Sturm und Ha-
gel sowie, wenn dieser Baustein 
eingeschlossen wurde, bei wei-
teren Elementargefahren wie et-
wa Überschwemmungsschäden 
durch Starkregen, Schneedruck 
und Lawinen. r

Dr. Jürgen Gros.  Bild: Brigitte Obermeier

Mythos Bitcoin entzaubert
Eine Bestandsaufnahme zum Jahrestag der ersten Transaktion

Ein Kommentar von Dr. Jürgen Gros

Am 12. Januar ist es so weit. Dann jährt sich zum fünfzehnten Mal 
die erste Bitcoin-Transaktion. Es war zunächst kaum mehr als ein 
Test, als der/die Bitcoin-Erfinder/in unter dem Pseudonym Satoshi 
Nakamoto Anfang 2009 dem amerikanischen Krypto-Spezialis-
ten Hal Finney 10 Bitcoins digital übermittelte. Damals waren die  
nahezu nichts wert.

Seitdem hat sich viel verän-
dert. Nicht zuletzt der Kurs des 
Finanzinstruments. Er liegt heu-
te weit über dem von 2009, doch 
überschlägig eben auch nur bei 

Absturz auf rund 15.500 Euro zu 
Jahresanfang zwischenzeitlich 
immerhin erholt. Die Schwan-
kungsbreite des Kurses zeigt al-
lerdings: Der Bitcoin hat zwar sei-

und ihn in zahlreichen Geschäf-
ten nutzen können.

Teil des  
Finanzestablishments

Gemessen an dem, was Naka-
moto mit dem Bitcoin erreichen 
wollte, ist das Ergebnis beschei-
den. Der Plan, ein Zahlungssys-
tem zu schaffen, das ohne Ban-
ken oder Vermögensverwalter 
auskommt, ist jedenfalls bislang 
nicht aufgegangen. Mitunter 
scheint das Gegenteil der Fall. 
Schließlich ist der Bitcoin auf 
dem besten Wege, Teil des Fi-
nanzestablishments zu werden. 
Seine aktuelle Kursrally ist ganz 
wesentlich der Frage geschuldet, 
ob die amerikanische Börsenauf-
sicht einen ETF genehmigt, der 
den Kurs des Bitcoins nachbildet. 
Beantragt hat das der Vermö-
gensverwalter Blackrock. 

Der Bitcoin als Spekulations-
objekt – das war mit Sicherheit 
nicht die Idee seines Schöpfers 
Ende der Nullerjahre, als die Fi-
nanzkrise das Vertrauen in die 
Bankenwelt tief erschütterte. 
Nur konsequent ist vor diesem 
Hintergrund, wenn der Gesetz-
geber Bitcoin und Co als das be-
handelt, was sie wohl mittlerwei-
le in weiten Teilen sind, nämlich 
Assets. In Deutschland unterliegt 
der Kryptomarkt, je nach Aus-
prägung, bereits seit 2019 dem 
Zahlungsaufsichtsgesetz, Kredit-
wesengesetz und Geldwäsche-
gesetz. Um die Gefahr einzudäm-
men, dass Kryptoassets für Geld-

wäsche, Betrugsmaschen und 
andere Finanzmanipulationen 
missbraucht werden, ist 2023 
auf EU-Ebene zudem eine Ver-
ordnung verabschiedet worden. 
Die wesentlich von Nachhaltig-
keitserwägungen getriebene Ab-
sicht, das Krypto-Mining EU-weit 
ganz zu verbieten, konnte sich 
politisch zu Recht nicht durch-
setzen. Ein – wenn auch anders 
motiviertes – Verbot des Bit-
coin-Schürfens Mitte 2021 in Chi-
na zeigt, dass sich global schnell 
alternative Produktionsstätten 
finden.

15 Jahre Bitcoin

15 Jahre Bitcoin verdeutlichen, 
dass er bislang nicht den Zauber 
entfalten konnte, der ihm einst 
zugemessen wurde. Ob er es je 
schaffen wird, bleibt ungewiss. 
Gänzlich anderes dürfte für die 
dahinter liegende Technologie 
der Blockchain gelten. Ins Deut-
sche übersetzt also eine digitale 
Datenbank, die Informationen in 
miteinander verketteten Blöcken 
speichert. Die Datenbank wiede-
rum wird von einem Netzwerk 
von Computern verwaltet. Das 
macht sie manipulationssicher, 
transparent und gewährleistet 
die Integrität der Informationen. 
Entsprechend hoch ist die Praxis-
relevanz von Blockchains für vie-
le Wirtschaftsbereiche und ins-
besondere die staatliche Verwal-
tung auf allen Ebenen. Insbeson-
dere dann, wenn es darum geht, 
öffentliche Register digital abzu-
bilden oder staatliche Dokumen-
te aller Art (Ausweise, Bildungs-
abschlüsse, Führerscheine, Leis-
tungszusagen) zu verwalten. 
Womöglich liegt hier das wah-
re Vermächtnis von Nakamoto, 
auf jeden Fall aber viel Potential, 
um Deutschland digitaler zu ma-
chen.

Über unseren Autor

Der an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität in München pro-
movierte Politikwissenschaftler 
Jürgen Gros (53) war zwei Jahr-
zehnte im Management ver-
schiedener bayerischer Verbän-
de tätig, zuletzt als Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bay-
ern. Schwerpunktmäßig beschäf-
tigt er sich mit finanzwirtschaft-
lichen und mittelstandspoliti-
schen Themen. r

rund der Hälfte seines Allzeit-
hochs von 60.000 Euro pro Bit-
coin im November 2021. Damit 
hat sich der Bitcoin nach seinem 

nen Wert in den letzten 15 
Jahren rasant gesteigert, 
ist jedoch für konservati-
ve Anleger als Aufbewah-
rungsmittel der Spargro-
schen oder als Finanzinst-
rument zum strukturierten 
Vermögensaufbau wohl 
eher weniger geeignet. Es 
wundert da kaum, dass 
zwei Drittel der Kryptoas-
sets in Deutschland von 
Personen mit einem jähr-
lichen Einkommen von 
mehr als 300.000 Euro ge-
halten werden. Zudem hat 
sich der Bitcoin als Zah-
lungsmittel nicht wirklich 
durchgesetzt. Weltweit 
besitzen ihn weniger als  
1 Prozent der Bevölkerung. 
Die Akzeptanzstellen blei-
ben überschaubar und da-
mit der praktische Anwen-
dungsnutzen des Finanzin-
struments. Darüber täu-

schen auch Leuchtturmprojekte 
wie im schweizerischen Lugano 
oder im Kanton Zug nicht hin-
weg, in denen Bürger Gebühren 
und Steuern in Bitcoin bezahlen 
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Zinsgünstige Realisierung kommunaler Investitionen mit  

der BayernLabo – Kommunalkredit- und Förderbank des  

Freistaats Bayern.

und Förderbank.

Ihre Kommunalkredit- 
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LfA Förderbank Bayern:

Gründungs- und 
Wachstumsfinanzierung 

wird noch attraktiver
Die bayerische Gründungs- und Wachstumsfinanzierung über 
die LfA Förderbank Bayern wird einfacher und flexibler. Mit dem  
neuen „Gründungs- und Wachstumskredit“ unterstützt die LfA Exis-
tenzgründungen und Unternehmensnachfolgen, kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) sowie Freiberufler künftig mit einem einfachen 
und schlanken Produkt. Der Gründungs- und Wachstumskredit löst 
ab 1. Januar 2024 die bisher getrennten Programme Startkredit und 
Investivkredit ab.

DSGV-Vermögensbarometer 2023:

Krisen lasten auf  
finanzieller Zufriedenheit

Jeder fünfte ist aktuell nicht mehr in der Lage, zu sparen – und 
diejenigen, die sparen, sorgen sich um die Inflation und die Ent-
wertung ihres Geldes. Viele sind sich zudem unsicher, ob ihre fi-
nanzielle Planung für den Ruhestand ausreicht. Zu diesen Er-
kenntnissen kommt das diesjährige Vermögensbarometer, eine 
repräsentative Umfrage, die der Deutsche Sparkassen- und Giro-
verband (DSGV) zum Weltspartag veröffentlicht hat.

Die Stimmung der Menschen 
wird vielerorts bestimmt von 
den wirtschaftlichen Konsequen-
zen des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine sowie den 
Preissteigerungen bei Lebensmit-
teln und anderen Dingen des täg-
lichen Bedarfs. Daher sind immer 
mehr von ihnen unzufrieden mit 
ihrer finanziellen Situation. Das 
ist in diesem Jahr noch stärker 
der Fall als 2022.

In diesem Jahr fühlen sich nur 
noch 34 Prozent der Deutschen 
finanziell „gut“ oder „sehr gut“ 
aufgestellt. 2022 waren das noch 
38 Prozent, 2021 sogar 43 Pro-
zent. Umgekehrt betrachtet heißt 
das: Mehr als ein Viertel der Be-
fragten haben ihre eigene finanzi-
elle Situation als „eher schlecht“ 
oder sogar „sehr schlecht“ be-
wertet. Zum Vergleich: 2022 wa-
ren das noch 22 Prozent.

Dass die hohen Preissteigerun-
gen für Lebensmittel und ande-
re Dinge des täglichen Bedarfs 
vor allem die Menschen mit ge-
ringeren Einkommen belasten,  
überrascht nicht: Bei einem 
Haushaltsnettoeinkommen unter 
1.000 Euro beurteilen derzeit 62 
Prozent der Befragten ihre finan-
zielle Situation als sehr schlecht 
oder schlecht. Im Einkommens-
bereich zwischen 1.000 und 
2.000 Euro sind es schon deut-
lich weniger, aber immerhin noch 
40 Prozent. Dagegen beträgt die-
ser Wert bei den Haushaltsnetto-
einkommen zwischen 3.000 und 
4.000 Euro noch 12 Prozent.

Zugleich zeigt die Umfrage 
aber erfreulicherweise, dass die 
Menschen ihre Situation nicht 
als aussichtslos betrachten: Nur 
noch 25 Prozent der Befragten 
erwarten, dass sich ihre Lage in 
den kommenden 2 Jahren weiter 
verschlechtert – 2022 waren das 
noch 6 Prozentpunkte mehr. Für 
die kommenden 6 Monate ge-
hen 20 Prozent sogar von einer 
Besserung ihrer finanziellen Si-
tuation aus. Vor allem die jungen 
Menschen sind positiv gestimmt: 
42 Prozent der 14- bis 29-Jähri-
gen rechnen im kommenden hal-
ben Jahr mit einer Verbesserung, 
mittelfristig – also auf 2 Jahre be-
trachtet – sogar 63 Prozent.

Gedreht hat sich in den vergan-
genen Jahren die Konsumstim-
mung, wobei Konsumzurückhal-
tung kein Phänomen der unteren 

Einkommensgruppen darstellt. 
Hier erklären immerhin 73 Pro-
zent (Haushaltsnettoeinkommen 
unter 1.000 Euro) und 70 Prozent 
(Haushaltsnetto bis unter 2.000 
Euro): „Ich habe meinen Kon-
sum eingeschränkt“. Auch Haus-
halte der mittleren Einkommens-
gruppen verringern ihren Kon-
sum erkennbar. Bei einem Netto-
einkommen zwischen 2.000 und 
unter 3.000 Euro schränkten sich 
65 Prozent der Befragten ein, in 
der Gruppe mit einem Haushalts-
nettoeinkommen zwischen 3.000 
und unter 4.000 Euro sind es im-
mer noch 58 Prozent.

Streichliste

Nach den Beschränkungen der 
Corona-Jahre hat 2022 mehr als 
ein Drittel (38 Prozent) am Urlaub 
gespart – über alle Einkommens-
gruppen hinweg. In diesem Jahr 
erklären 40 Prozent der Befragten, 
weniger zu reisen. Dafür fahren 
die Menschen wieder mehr Auto. 
Hatten 2022 noch 44 Prozent der 
Befragten angegeben, wegen der 
gestiegenen Lebenshaltungskos-
ten weniger Auto zu fahren, wa-
ren dies 2023 nur noch 33 Prozent.

Häufiger auf der Streichliste 
stehen 2023 Restaurantbesuche.  
49 Prozent der Befragten er-
klärten „Ich koche mehr zu Hau-
se, statt essen zu gehen“. Zudem 
heizen 52 Prozent weniger. Au-
ßerdem können es sich immer 
weniger Bürgerinnen und Bür-
ger leisten, Geld zur Seite zu le-
gen. Gerade einmal 29 Prozent 
der Befragten sparen feste mo-
natliche Beträge. Jeder Fünfte 
spart nicht, beziehungsweise  
kann nicht sparen. Das ist eine 
bedenkliche Entwicklung: Seit 
2021 ist der Anteil der Nichtspa-
rerinnen und Nichtsparer konti-
nuierlich von 15 auf nunmehr 20 
Prozent gestiegen.

Altersvorsorge

Ähnlich sieht es mit der Alters-
vorsorge aus: Zwar haben mit 58 
Prozent immerhin mehr als die 
Hälfte der Befragten angegeben, 
dass sie weiterhin finanziell für 
den Ruhestand vorsorgen. Aber 
im vergangenen Jahr waren das 
noch 61 Prozent. 38 Prozent der 
Befragten haben die Sorge, dass 
sie mit den bereits realisierten 

und geplanten Maßnahmen „auf 
keinen Fall“ oder „wahrscheinlich 
nicht“ die gewünschte finanziel-
le Absicherung im Alter erreichen. 
Das sind sechs Prozentpunkte 
mehr als 2022. 25 Prozent sind sich 
nicht ganz sicher, ob ihre monatli-
chen Sparanstrengungen am Ende 
für die gewünschte finanzielle Ab-
sicherung reichen werden. Auf ei-
nem guten Weg sehen sich 37 Pro-
zent der Befragten, drei Prozent-
punkte weniger als 2022. Sie glau-
ben, dass sie ihr Ziel auf jeden Fall/
wahrscheinlich erreichen werden.

Tendenziell kleiner werden die 
Beträge, die die Menschen spa-
ren. 22 Prozent sparen nur nied-
rige Summen (bis 25 Euro: 8 Pro-
zent; 26 bis 50 Euro: 14 Prozent). 
31 Prozent der Befragten können 
bis zu 250 Euro monatlich für die 
Altersvorsorge aufbringen (51 bis 
100 Euro: 17 Prozent; 101 bis 250 
Euro: 14 Prozent). Beträge über 
250 Euro sparen 11 Prozent.

Unfreiwillige Zurückhaltung 
beim Immobilienkauf

Auch beim Wunsch nach den 
eigenen vier Wänden macht sich 
die unfreiwillige Zurückhaltung 
bemerkbar: Die Menschen wol-
len zwar nach wie vor eine Im-
mobilie kaufen. Bei den 20- bis 
50-Jährigen planen das 31 Pro-
zent. Aber 57 Prozent fehlt das 
nötige Eigenkapital, und 20 Pro-
zent bezeichneten die hohen 
Preise für Häuser und Wohnun-
gen als Hinderungsgrund.

Auch bei der energetischen Sa-
nierung von Bestandsimmobilien 
zeigen sich viele zurückhaltend. 
Zwar haben laut der Studie 41 
Prozent der befragten Immobili-
eneigentümerinnen und -eigen-
tümer zwischen 20 und 50 Jahren 
bereits energetisch saniert. Aber 
viele Maßnahmen liegen länger 
zurück: Nur 15 Prozent haben 
im vergangenen Jahr eine ener-
getische Sanierungsmaßnahme 
durchgeführt.

Zudem zeichnet sich ein Sanie-
rungsstau ab: 82 Prozent der Ei-
gentümerinnen und Eigentümer, 
die noch nicht saniert haben, pla-
nen dies auch nicht für die Zu-
kunft. Die Gründe sind vielfältig: 
48 Prozent der Befragten fehlt das 
notwendige Eigenkapital. 41 Pro-
zent sind nicht von den Vorteilen 
energetischer Sanierungen über-
zeugt und weitere 21 Prozent ver-
missen eine staatliche Förderung.

Wird doch energetisch saniert, 
überwiegen bislang klassische 
Maßnahmen – mit 63 Prozent die 
Dach- und Fassadendämmung, 
dicht gefolgt vom Austausch der 
Fenster mit 61 Prozent und der 

Installation einer neuen Heizung 
mit 51 Prozent. Doch ein Blick 
auf die geplanten Maßnahmen 
zeigt: Neue Energieanlagen sind 
im Kommen. So planen 50 Pro-
zent den Einbau einer Photovol-
taik-Anlage (durchgeführt: 32 
Prozent) und 21 Prozent den Ein-
bau einer Wärmepumpe (durch-
geführt: 12 Prozent).

Großes Vertrauen 
zu den Sparkassen

Wenn es ums Thema Geld 
geht, sind den Deutschen Ver-
lässlichkeit und Sicherheit wich-
tig. Das zeigt sich in den Vertrau-
enswerten von Finanzunterneh-
men, die auch in diesem Jahr für 
das Vermögensbarometer ermit-
telt wurden. Mit 43 Prozent spre-
chen die Befragten den Sparkas-
sen 2023 ein sehr hohes oder ho-
hes Vertrauen aus. Das sind drei 
Prozentpunkte mehr als 2022. 
Damit liegen die Sparkassen er-
neut auf dem ersten Platz. An 
zweiter Stelle stehen mit 38 Pro-
zent die Volks- und Raiffeisen-
banken. Auf Rang drei ist die ING 
mit 29 Prozent, gefolgt von der 
Commerzbank mit 25 Prozent. 
Auf Postbank und Deutsche Bank 
entfallen je 22 Prozent.

Aus Sicht des DSGV-Ehren-
präsidenten Helmut Schleweis 
ist es wichtig, die Menschen jetzt 
zu begleiten. Für Sparkassen be-
deute dies, dass sie den Men-
schen zeigen müssen, wie sie ihre 
Zukunft optimal absichern kön-
nen. Der Fokus auf Tagesgeld- 
konten sei zu eng, eine sinnvolle 
Strategie zur Geldanlage umfas-
se einen Mix aus verschiedenen 
Maßnahmen. „Wie dieser Mix für 
den oder die einzelne aussehen 
kann, ist höchst individuell. Um 
das zu ermitteln, gibt es die Spar-
kassen“, betonte der ehemalige 
DSGV-Chef. DK

Im Vergleich zur bisherigen 
Förderung bietet das neue Kre-
ditprogramm einheitliche und 
deutlich vereinfachte Regelungen 
für die Förderung von Gründun-
gen und etablierten Unterneh-
men. Dadurch werden der Kredit-
zugang für die Betriebe und die 
Bearbeitung für die Hausbanken 
spürbar erleichtert. 

Anders als in der bisherigen För-
derung gibt es im Gründungs- und 
Wachstumskredit keinen Darle-
hensmindestbetrag. Die Mittelein-
satzfrist wird hier und in weiteren 
Förderprogrammen der LfA auf 
12 Monate erhöht. Das Angebot 
an Kreditlaufzeiten wird erweitert 
und verbessert. Es reicht künftig 
von 2 bis zu 20 Jahren. Zudem sind 
sogar Zinsbindungen von bis zu 20 
Jahren möglich. Bis zu einer Dar-
lehenshöhe von 2 Millionen Eu-
ro kann die LfA bei Bedarf 60 Pro-
zent des Kreditrisikos durch ei-
ne Haftungsfreistellung überneh-
men. Antragsteller, die Vorhaben 
in bestimmten strukturschwa-
chen bayerischen Regionen, der 
sog. „GuW-Fördergebietskulisse“, 
durchführen, profitieren überdies 
von zusätzlich vergünstigen Zins-
sätzen.  

Anträge auf den neuen Grün-

dungs- und Wachstumskredit 
können ab dem 1. Januar 2024 
über die Hausbanken der Unter-
nehmen und Gründer bei der LfA 
gestellt werden. Der Kredit wird 
zinsgünstig aus dem ERP-Förder-
kredit KMU der KfW refinanziert.

Wirtschaftsminister und LfA- 
Verwaltungsratsvorsitzender Hu-
bert Aiwanger: „Die aktuelle Mo-
dernisierung macht das Angebot 
für den Mittelstand noch besser. 
Besonders wichtig ist uns dabei, 
den Zugang zu den Förderungen 
zu vereinfachen. Zeit ist Geld – 
das gilt besonders bei den Unter-
nehmen. Der Aufwand für die Be-
antragung der Kredite muss des-
halb so gering wie möglich sein. 
Das haben wir geschafft.“

Dr. Bernhard Schwab, Vor-
standsvorsitzender der LfA, er-
läutert: „Förderung muss einfach, 
schlank und flexibel sein. Deshalb 
haben wir unsere Gründungs- und 
Wachstumsförderung neu aufge-
stellt. Durch die weiter optimier-
ten, verschlankten und zudem 
vereinheitlichten Förderbestim-
mungen im neuen Gründungs- 
und Wachstumskredit schaffen 
wir eine deutliche Verbesserung 
für den bayerischen Mittelstand 
und die Hausbanken.“ r

Bayerische Sparkassenstiftung:

Museum Oberschönenfeld 
gewinnt Förderpreis

Für sein Modellprojekt „Kaleidoskop“ hat das Team des Muse-
ums Oberschönenfeld in Schwaben den mit 5.000 Euro dotier-
ten Förderpreis „Vermittlung im Museum“ der Bayerischen Spar-
kassenstiftung gewonnen. Ziel der alle zwei Jahre mit insgesamt 
20.000 Euro dotierten Auszeichnung ist es, Vermittlungsbemü-
hungen in den bayerischen nichtstaatlichen Museen und Ausstel-
lungshäusern zu würdigen und nachhaltig zu fördern.

Das Museum Oberschönen-
feld stellt sich den Aufgaben, 
Geschichte zeitgemäß zu vermit-
teln und dabei Jung und Alt anzu-
sprechen. Dafür hat es das Mo-
dellprojekt „Kaleidoskop“ ent- 
wickelt. Dabei geht es darum, 
den Besuchern anhand eines 
Ausstellungsstücks einen per-
sönlichen Zugang zu Objekten 
im Museum zu ermöglichen und 
so eigene Erfahrungen einzu-
bringen, wie Museumsleiterin 
Dr. Beate Spiegel betonte.

Im Zentrum des Projekts steht 
ein über hundert Jahre altes 

Rührbutterglas. Bis in die ers-
ten Jahre der Nachkriegszeit 
waren Rührbuttergläser im Ge-
brauch, um Butter herzustellen. 
Ältere Menschen erinnern sich 
oft noch daran, wie die Geräte 
verwendet wurden. Für Jünge-
re bleibt das historische Expo-
nat meist rätselhaft.

Videopräsentation

In den vergangenen zwei Jah-
ren setzte das Museumsteam 
sein Konzept um: Ausgewählte 
Projektteilnehmer konnten sich 

mit dem Glas beschäftigen, es 
anfassen und über dessen mög-
liche Verwendung spekulieren. 
Mitmachen war ausdrücklich er-
wünscht. Das Projekt regte die 
Teilnehmer an, sich darüber aus-
zutauschen, was so ein histori-
sches Objekt mit einem selbst 
zu tun hat. Daraus entstand ei-
ne Videopräsentation mit zwölf 
Clips, die nun im Besucherzen-
trum des Museums zu sehen 
ist. Erklärtafeln runden das Pro-
jekt ab und informieren über die 
Verwendung von Rührbutter-
gläsern früher sowie die Bedeu-
tung von Butter.

Wer sich für das historische 
Exponat und die Erklärungen 
ganz unterschiedlicher Men-
schen dazu interessiert, kann 
es in den kommenden Mona-
ten betrachten und ein Exem- 
plar auch selbst testen. DK

https://bayernlabo.de/bayerische-kommunalkunden
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Zweckverband gemeindliche Datenverarbeitung im  
Landkreis Neu-Ulm:

Rechenzentrum  
nach Cyberangriff  

wieder einsatzbereit
Entwarnung für zwölf schwäbische Gemeinden: Der Zweckver-
band gemeindliche Datenverarbeitung im Landkreis Neu-Ulm ist 
nach einer Cyberattacke am 21.11.2023 auf das gemeinsame Re-
chenzentrum durch Kriminelle um die Gruppe Akira, die schon bei 
zahlreichen Unternehmen bundesweit Daten verschlüsselt hat, 
wieder einsatzbereit. Somit kann er den angeschlossenen Mit-
gliedsgemeinden – elf im Kreis Neu-Ulm und eine im Kreis Augs-
burg – seine Dienstleistungen auf einer neu aufgesetzten IT-Infra-
struktur erneut anbieten.

Für gut drei Wochen konnten 
die Kommunen Altenstadt, Bel-
lenberg, Buch, Holzheim, Kell-
münz, Nersingen, Oberroth, Os-
terberg, Pfaffenhofen und Un-
terroth sowie Horgau nur mit 
einem eingeschränkten Dienst-
betrieb aufwarten. Laut Ma-
thias Stölzle, Vorsitzender des 
Zweckverbands und Erster Bür-
germeister der Gemeinde Rog-
genburg, war auf Haushaltspla-
nungen, Kassensysteme und Be-
zahlvorgänge kein Zugriff mehr 
möglich. Betroffen waren das 
Einwohnermeldewesen, die 
Haushalts- und Kassensoftware 
sowie die Friedhofssoftware. 
Laut Website des Zweckver-
bands übernimmt das Rechen-
zentrum kommunale Dienstleis-
tungen für etwa 40.500 Einwoh-
ner der angeschlossenen Ge-
meinden.

Der Roggenburger Bür-
germeister hatte die Cyber- 
attacke bemerkt, als bei einer 
Rechnungsprüfung Fehlermel-
dungen auftauchten. Ein weite-
rer Mitarbeiter des Zweckver-
bands hatte die Meldung aufs 
Handy bekommen, dass die Ser-
ver im gemeinsamen Rechen-
zentrum nicht mehr laufen.

Schaden im hohen 
fünfstelligen Bereich

Insgesamt haben die Hacker 
einen Schaden im hohen fünf-
stelligen Bereich angerichtet; 
ein Lösegeld, das die Täter au-
ßerdem vom Zweckverband ge-
fordert hatten, wurde jedoch 
nicht bezahlt. „Den Mitgliedsge-
meinden war es einvernehmlich 
stets wichtig, dass mit den An-
greifern kein Kontakt aufgenom-
men und auch kein Lösegeld ge-
zahlt wird, dieser Forderung ist 

der Zweckverband in vollem 
Umfang nachgekommen“, be-
kräftigt Verbandsvorsitzender 
Stölzle. Stattdessen hatten Ex-
perten sich um die Wiederher-
stellung der Daten gekümmert. 
Auf diese Weise können auch 
die Wahlbenachrichtigungen zur 
Landratswahl am 14. Januar 
rechtzeitig verschickt werden. 

Aktuell ist es beispielsweise 
wieder möglich, Meldevorgän-
ge in den Bürgerbüros vorzu-
nehmen und Ausweisdokumen-
te zu beantragen. „Wir empfeh-
len dringend, hierfür Termine 
zu vereinbaren“, heißt es dazu 
auf der Homepage der Gemein-
de Roggenburg. Der Zweckver-
band bittet um Verständnis, 
dass der Betrieb in den ersten 
Tagen noch nicht ganz rund lau-
fen wird, da nicht wenige Vor-
gänge erst nachgepflegt werden 
müssten.

In seinem aktuellen Bericht 
schätzt das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informations-
technik (BSI) die Cybersicherheit 
als „besorgniserregend“ ein. Vor 
allem kleinere Unternehmen, 
aber auch Schulen, Universitä-
ten, sowie Landes- und Kommu-
nalverwaltungen seien verstärkt 
Opfer sogenannter Ransomwa-
re-Angriffe, also einer Form der 
digitalen Erpressung, bei der 
empfindliche Daten verloren ge-
hen können, geworden. Dabei 
gehen die kriminellen Hacker 
laut BSI vermehrt den Weg des 
geringsten Widerstands und be-
vorzugen Einrichtungen, die für 
sie leicht angreifbar erscheinen.

Der Schaden, der durch Cy-
berkriminalität entsteht, ist im-
mens. Allein in Deutschland be-
läuft er sich nach Angaben des 
Digitalverbands Bitkom auf jähr-
lich 200 Milliarden Euro. DK

Digital-Gipfel 2023 der Bundesregierung:

Vom Risiko der verpassten Chance
Unter dem Leitmotiv „Digitale Transformation in der Zeitenwen-
de: Nachhaltig. Resilient. Zukunftsorientiert.“ diskutierten rund 
1.000 Teilnehmer aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und der 
Zivilgesellschaft beim Digital-Gipfel der Bundesregierung in Jena 
unter anderem darüber, ob und wie Künstliche Intelligenz die Ver-
waltung effizienter und bürgerfreundlicher machen kann.

Bundeswirtschaftsminister Ro-
bert Habeck zufolge will die Bun-
desregierung eine zu strenge Re-
gulierung der Künstlichen Intelli-
genz in der Europäischen Union 
verhindern. Dazu hat sie gemein-
sam mit den Regierungen von Ita-
lien und Frankreich ein Positions-
papier vorgelegt, das sich an die 
spanische Ratspräsidentschaft 
der EU richtet. Darin wird zwar 
allgemein die Notwendigkeit ei-
ner KI-Regulierung befürwortet, 
jedoch solle das KI-Gesetz nur 
die Anwendung von KI regeln und 
nicht die Technologie als solche. 
Dieser risikobasierte Ansatz sei 
notwendig und diene dazu, Inno-
vation und Sicherheit gleichzeitig 
zu bewahren, heißt es.

Neben einer angemessenen 
KI-Regulierung macht sich die 
Bundesregierung dafür stark, In-
vestitionen der Privatwirtschaft 
in Digitaltechniken zu ermögli-
chen. Laut Habeck muss Deutsch-
land im Risikokapital-Bereich ei-
ne Welle auslösen, damit Unter-
nehmen eigene Geldgeber auf-
spüren oder aber Geldgeber die 
geeigneten Unternehmen finden 
können. Defizite räumte der Mi-
nister bei der Digitalisierung der 
Verwaltung ein. „Die innere Träg-
heit eines aufgebauten Systems, 
die man überwinden muss“, sei 
hierfür ursächlich.

Regelungen abstimmen

Um Deutschland als Standort 
für die Entwicklung Künstlicher 
Energie zu fördern, müssen aus 
Sicht von Bundesdigitalminister 
Volker Wissing die Regelungen 
international abgestimmt sein. 
Dann könne man in einem Wett-
bewerbsumfeld weltweit agieren. 
Die klügsten Köpfe im Bereich KI 
dürften nicht durch falsche Re-
gulierung aus Europa vertrieben 
werden.

Wissing zog eine positive Zwi-
schenbilanz nach fast zwei Jahren 
im Amt und zeigte sich zufrieden, 
mit der Gigabitstrategie auf die 
Überholspur gegangen zu sein. 
Mit der Bund-ID sei zum ersten 
Mal ein digitales Verwaltungspor-
tal für die öffentliche Verwaltung 
geschaffen worden, das Deutsch-
landticket sei ein Digitalisierungs-
erfolg und auch i-KFZ zeige, wie 
moderne, volldigitale Zulassung 
zu funktionieren hat. Allein durch 
die internetbasierte Fahrzeugzu-
lassung würden zwar 60 Millio-
nen Euro eingespart, jedoch ma-
che lediglich die Hälfte der Kom-

munen davon Gebrauch.
Föderalismus und Digitalisie-

rung müssten kein Widerspruch 
sein, aber dass jeder für sich ar-
beite, passe nicht zur digitalen 
Gesellschaft, unterstrich Wissing. 
Das Augenmerk liege auf Intero-
perabilität und Standardisierung 
sowie in Einzelfällen auch kla-
ren Vorgaben. Erforderlich sei ei-
ne „Digitalisierungsdividende für 
die Bürger“, d.h. Gebühren müss-
ten entsprechend den Digitalisie-
rungseinsparungen gesenkt wer-
den, wodurch sich auch ein Druck 
auf die Verwaltung aufbauen 
würde.

Maßnahmen für schnellen 
Glasfaserausbau umsetzen

In einem Pressestatement zum 
Digitalgipfel rief der Bundesver-
band Breitbandkommunikation 
e.V. (BREKO) die Bundesregierung 
dazu auf, Maßnahmen für einen 
schnellen und nachhaltigen Glas-
faserausbau umzusetzen: „Flä-
chendeckende Glasfasernetze bil-
den die zukunftssichere Grundla-
ge für die digitale Transformation 
von Wirtschaft und Gesellschaft. 
Nur durch den umfassenden Ein-
satz digitaler Technologien kann 
Deutschland die Energiewende 
erfolgreich meistern und somit 
seinen Verpflichtungen zum Kli-
maschutz nachkommen. Die Te-
lekommunikationsunternehmen 
sind sich dieser großen Verant-
wortung bewusst und wollen die 
Glasfaserinfrastruktur so schnell 
wie möglich flächendeckend aus-
rollen. Damit der Glasfaseraus-
bau weiter schnell vorankommt, 
appellieren wir an die Bundesre-
gierung, für stabile und investi-
tionsfreundliche Rahmenbedin-
gungen zu sorgen.“

Gegen Doppelausbau 
von Glasfasernetzen 

Wichtig seien dafür  insbeson-
dere schnelle und digitale Geneh-
migungsverfahren. Hierfür hätten 
Bund und Länder im gemeinsa-
men „Pakt für Planungs- Geneh-
migungs- und Umsetzungsbe-
schleunigung“ wichtige Akzente 
gesetzt, die im laufenden Gesetz-
gebungsverfahren zum Telekom-
munikations-Netzausbau-Be-
schleunigungsgesetz aufgegriffen 
werden müssen.

Außerdem sollte die Bundesre-
gierung jetzt eine wirksame Maß-
nahme gegen den strategischen 
und ressourcenverschwenden-

den Doppelausbau von Glasfaser-
netzen durch das marktbeherr-
schende Unternehmen Deutsche 
Telekom ergreifen. Dazu habe der 
BREKO dem Bundesministerium 
für Digitales und Verkehr bereits 
einen konkreten und schnell um-
setzbaren Vorschlag unterbreitet.

„Ein Deutschland-Tempo für 
die Digitalisierung“ fordert der 
Digitalverband Bitkom von Po-
litik und Wirtschaft. Was beim 
Breitbandausbau, der Chipindus-
trie und bei der Digitalisierung 
des Gesundheitswesens gelingt, 
muss nach den Worten von Bit-
kom-Präsident Dr. Ralf Winter-
gerst zum neuen Standard des 
digitalen Deutschlands werden: 
„Ambition in der Zielsetzung, 
Tempo und Konsequenz in der 
Umsetzung.“

Behörden und Rathäuser von 
analog auf digital umstellen

Jetzt müsse es erstens darum 
gehen, den Digitalpakt Schule 
über den Mai 2024 hinaus fort-
zusetzen. Zweitens müssten 
Deutschlands Behörden und 
Rathäuser ihren Betrieb umge-
hend und durchgängig von ana-
log auf digital umstellen. Und 
drittens müsse Deutschland sei-
ne Technologieförderung auf 
die wichtigsten Schlüsseltech-
nologien ausrichten und dort 
eine internationale Spitzenpo-

sition anstreben. Das gelte für 
Künstliche Intelligenz, Quantum 
Computing und Halbleiter als 
Basistechnologien und für das 
autonome Fahren, digitale Me-
dizin und IT-Sicherheit im An-
wendungsbereich.

„Wir sind in der Forschung im 
weltweiten Vergleich ganz vorne 
mit dabei, wir schaffen es aber zu 
selten, unser Know-how in Pro-
dukte zu übersetzen und auf den 
globalen Märkten erfolgreich zu 
positionieren“, erläuterte Winter-
gerst. So müsse zum Beispiel die 
KI raus aus den Hochschulen und 
Forschungsinstituten und rein in 
die Wirtschaft und den Markt. 
Hier sei auch die Wirtschaft 
selbst gefragt, Wissen und Han-
deln klafften oftmals weit ausei-
nander.

Wie eine repräsentative Be-
fragung des Bitkom zeigt, sind 
nach Auffassung von 87 Prozent 
der Unternehmen digitale Tech-
nologien zwar für die wirtschaft-
liche Wettbewerbsfähigkeit ent-
scheidend, aber nicht einmal je-
des dritte Unternehmen will sei-
ne Digitalinvestitionen steigern. 
Wintergerst: „Wir brauchen ein 
digitales Deutschland, das die 
Möglichkeiten der Digitalisie-
rung unverkrampft und mutig 
ergreift, um die Herausforderun-
gen des globalen Wettbewerbs, 
des Klimawandels, der Demo-
grafie und des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts zu bewältigen. 
Deutschlands größtes Risiko ist 
das Risiko der verpassten Chan-
ce. Der Digitalgipfel ist ein Chan-
cen-Gipfel.“  DK

Freistaat Bayern fördert 
interkommunale 

IT-Betreuung
Der Freistaat Bayern fördert im Rahmen der Richtlinie für Zu-
wendungen des Freistaats Bayern zur Förderung der inter-
kommunalen Zusammenarbeit das interkommunale Koope-
rationsprojekt „Gemeinsame IT-Betreuung“ zwischen der 
Stadt Königsbrunn und der Gemeinde Graben mit einem Zu-
schuss in Höhe von rund 26.500 Euro.

Die Gemeinde Graben hat der Stadt Königsbrunn im Wege 
einer Übertragungsvereinbarung gemäß Art. 7 Abs. 2 Satz 1 
KommZG die Aufgabe übertragen, mit ihrem Fachpersonal 
im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit die IT der 
Gemeindeverwaltung mit ihren Außenstellen und der Schulen 
in der Aufwandsträgerschaft der Gemeinde zu betreuen. Da-
durch verbessert sich die Servicequalität und der Betreuungs-
umfang durch kürzere Reaktionszeiten und kurzfristigen Vor-
Ort-Service durch qualifiziertes Personal. Darüber hinaus soll 
die IT-Ausstattung sowie der Grad der Digitalisierung deutlich 
verbessert werden. 

Durch die gewonnenen Synergien und Skaleneffekte kön-
nen digitale Dienstleistungen effizienter erbracht und für die 
Bürgerinnen und Bürgern ein besserer Service geboten wer-
den. Durch fachlich gut qualifiziertes Personal werden Daten-
sicherheit und geringere Ausfallzeiten bei der Gemeinde best-
möglich gewährleistet. 

Mittlerweile haben sich auch die Gemeinde Kutzenhausen 
und die Verwaltungsgemeinschaft Großaitingen mit den Mit-
gliedsgemeinden Kleinaitingen und Oberottmarshausen der 
Kooperation angeschlossen. Weitere Interessenbekundungen 
gibt es bereits. 

Die interkommunale Kooperation wurde mit dem  
Digital-Award 2023 im Rahmen der KOMMUNALE ausge-
zeichnet. r

Bayern fördert digitales Denkmal-Pilotprojekt  
des Landkreises Regensburg

In der MONUMENTA-App sollen Informationen über die Denkmä-
ler in Stadt und Landkreis Regensburg leicht zugänglich und multi-
medial dargestellt werden. Anfang Dezember übergab Finanz- und 
Heimatminister Albert Füracker für das ambitionierte Pilotprojekt 
einen Förderbescheid an Landrätin Tanja Schweiger.
Unser Bild zeigt (v.l.): Dr. Thomas Feuerer, Kulturreferent des Land-
kreises Regensburg; MdL Patrick Grossmann; Finanz- und Heimat-
minister Albert Füracker; Landrätin Tanja Schweiger und Wolfgang 
Dersch, Kulturreferent der Stadt Regensburg. Bild: H.C. Wagner

Verwaltungsgemeinschaft Wackersdorf und 
Stadt Neunburg vorm Wald:

LSI übergibt Siegel  
„Kommunale IT-Sicherheit“

„Unsere Bürgerinnen und Bürger müssen darauf vertrauen kön-
nen, dass ihre Daten bei der öffentlichen Verwaltung sicher sind. 
Weltweit nehmen Cyberangriffe zu und können auch unsere Kom-
munen treffen – der Schutz der IT-Systeme und Netze ist daher von 
größter Bedeutung. Staat und Kommunen schaffen Hand in Hand 
digitale Serviceangebote für die Menschen, arbeiten aber gleicher-
maßen bei der IT-Sicherheit intensiv zusammen. Die Verwaltungs-
gemeinschaft Wackersdorf und die Stadt Neunburg vorm Wald 
sind hier echte Vorbilder und engagieren sich beispielhaft für die 
IT-Sicherheit. Als verdiente Bestätigung für ihren weitsichtigen und 
nachhaltigen Einsatz für eine sichere digitale Zukunft erhalten Wa-
ckersdorf und Neunburg vorm Wald das Siegel ‚Kommunale IT-Si-
cherheit‘!“, freute sich Finanz- und Heimatminister Albert Füracker 
anlässlich der Übergabe der Siegelurkunde durch den Leiter des 
Landesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (LSI), Bernd 
Geisler, an die Bürgermeister der der Stadt Neunburg vorm Wald, 
Martin Birner, sowie der Gemeinden Steinberg am See, Harald 
Bemmerl und Wackersdorf, Thomas Falter.

„Die jüngsten Cybersicher-
heitsvorfälle in anderen Bundes-
ländern zeigen, dass auch immer 
mehr Kommunen in den Fokus 
von Cyberkriminellen rücken“, so 
Bernd Geisler, Leiter des LSI bei 
der Übergabe der Siegel in Wack-
ersdorf. „Das Thema muss auch 
in den Rathäusern an Priorität ge-
winnen. Die Verwaltungsgemein-
schaft Wackersdorf und die Stadt 
Neunburg vorm Wald gehen da 
mit gutem Beispiel voran.“

Thomas Falter, Bürgermeis-
ter der Gemeinde Wackersdorf 
(Verwaltungsgemeinschaft Wa-
ckersdorf): „Vielen Dank für die 
Unterstützung durch das LSI 
und an unsere interne IT-Abtei-
lung.“

Zentrale Kernaufgabe

Harald Bemmerl, Bürgermeis-
ter der Gemeinde Steinberg am 
See (Verwaltungsgemeinschaft 
Wackersdorf): „Die Digitalisie-
rung ist eine der zentralen kom-
munalen Kernaufgaben unserer 
Zeit. Und eine erfolgreiche Di-
gitalisierung geht mit hervorra-
gender Informationssicherheit 
einher.“

Martin Birner, Bürgermeister 
der Stadt Neunburg vorm Wald: 
„Die Aushändigung des Siegels 
‚Kommunale IT-Sicherheit‘ ist 
für uns ein weiterer Ansporn, die 
Daten der Bürgerinnen und Bür-
ger bestens zu schützen. Daten-
sicherheit und Datenschutz ist 

mittlerweile für uns gelebte Pra-
xis, denn IT-Sicherheit ist zur Le-
bensader der heutigen Gesell-
schaft geworden.“

Cybersicherheit stellt eine gro-
ße Herausforderung für Behör-
den sowie für Unternehmen und 
Privatleute dar. Jede Organisa- 
tion, die für ihre Abläufe von ei-
ner funktionsfähigen IT abhän-
gig ist, muss sich vor Datendieb-
stahl, Datenveränderungen oder 
Sabotageakten an ihrer IT schüt-
zen. Durch die einfache Verfüg-
barkeit baukastenartig zusam-
menstellbarer Schadprogramme 
verlieren klassische Abwehrmaß-
nahmen aber mehr und mehr an 
Wirksamkeit. 

Schutz der Grundwerte

IT-Sicherheit muss als Gesamt-
konzept verstanden und umge-
setzt werden. Das Bayerische Di-
gitalgesetz verpflichtet Kommu-
nen ebenso wie alle Behörden 
des Freistaats zur Einführung von 
Informationssicherheitskonzep-
ten. Solche auf die Gegebenhei-
ten vor Ort angepasste Konzepte 
haben dabei den systematischen 
Schutz der drei Grundwerte der 
Informationssicherheit – Ver-
traulichkeit, Integrität und Ver-
fügbarkeit – sicherzustellen. Mit 
dem Siegel „Kommunale IT-Si-
cherheit“ wird ein auf die Grö-
ße der Organisation angepasster 
Basisschutz der IT-Systeme be-
stätigt. r
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Zukunftsradar Digitale Kommune 2023:

Thema KI ist in den Kommunen 
angekommen

Rund zwei Drittel der Kommunen in Deutschland sehen Chancen 
durch den Einsatz von künstlicher Intelligenz in ihrer täglichen Ar-
beit. Das ist ein Ergebnis des „Zukunftsradar Digitale Kommune 
2023“, das regelmäßig in einer Kooperation des Instituts für Inno-
vation und Technik (iit) und des Deutschen Städte- und Gemein-
debundes erstellt wird. In diesem Jahr beteiligten sich mehr als 
900 Städte und Gemeinden an der Erhebung zum Stand der Digi-
talisierung in den deutschen Kommunen.

Mehr als die Hälfte der teilneh-
menden Städte und Gemeinden 
fühlt sich laut Umfrage gut auf 
die Herausforderungen der Digi-
talisierung vorbereitet und rund 
60 Prozent geben an, im vergan-
genen Jahr Fortschritte in diesem 
Bereich gemacht zu haben. Den-
noch bewertet gleichzeitig nur 
knapp jede vierte Kommune den 
eigenen Stand der Digitalisierung 
als gut oder sehr gut.

Großen Handlungsbedarf se-
hen die Kommunen bei den The-
men Personalausstattung und Fi-
nanzen. Drei Viertel gehen von 
einem hohen bis sehr hohen Fi-
nanzierungsbedarf für die Digi-
talisierung aus und rund die Hälf-
te sieht bei der Personalausstat-
tung einen akuten Handlungsbe-
darf. Vernetzung und zusätzliche 
Finanzmittel sind aus Sicht der 
Städte und Gemeinden weiter-
hin die sinnvollsten Instrumen-
te, um die Digitalisierung voran-
zutreiben: 76 Prozent halten eine 
stärkere Vernetzung mit anderen 
Kommunen für sinnvoll, um die 
Digitalisierung effektiv voranzu-
treiben. Darüber hinaus schätzen 
jeweils 65 Prozent zusätzliche Fi-
nanzmittel sowie Qualifizierungs- 
und Weiterbildungsmaßnahmen 
als sinnvolle Instrumentarien ein, 

um die Digitalisierung der eige-
nen Kommune zu unterstützen.

Der Nutzen der Digitalisierung 
wird von 90 Prozent aller befrag-
ten Kommunen als hoch oder so-
gar sehr hoch eingeschätzt. Da-
bei wird der Nutzen für die Ver-
waltung (89 Prozent) und den 
Bildungssektor (78 Prozent) mit 
Abstand am höchsten bewertet. 
Knapp die Hälfte aller befragten 
Kommunen haben noch immer 
keine Digitalisierungsstrategie 
entwickelt. Allerdings geben 33 
Prozent an, dass sie aktuell an ei-
ner Strategie arbeiten.

Lediglich 18 Prozent verfügen 
bereits über eine Digitalisierungs-
strategie. Je kleiner die Kommu-
nen sind, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass noch kein Plan 
vorliegt. Zudem hat jede zweite 
Kommune noch keinen Digitalisie-
rungsbeauftragten, der die digita-
le Transformation vorantreibt.

66 Prozent der befragten Kom-
munen sind der Meinung, dass 
der Einsatz von KI und automa-
tisierten Systemen in Kommu-
nen sinnvoll ist. Lediglich 34 Pro-
zent sind in diesem Punkt ande-
rer Meinung. In mittleren und 
großen Kommunen ist der An-
teil der Zustimmung mit jeweils 
76 Prozent deutlich größer als in 

kleineren Kommunen, wo die Zu-
stimmung lediglich bei 55 Pro-
zent liegt.

Nur 8 Prozent können bereits 
auf KI oder automatisierte Sys-
teme in ihrer Verwaltung ver-
weisen. Die große Mehrheit (86 
Prozent) der Kommunen setzt 
bislang weder KI-Anwendungen 
noch automatisierte Systeme in 
ihren Verwaltungen ein. Ledig-
lich acht Prozent der befragten 
Kommunen geben an, dass in ih-
ren Verwaltungen bereits KI und/
oder automatisierte Systeme 
zum Einsatz kommen. Zwei Drit-
tel der Städte und Gemeinden se-
hen Datenschutz und rechtliche 
Fragen als größte Hemmnisse für 
den KI-Einsatz. Ethische Fragen 
werden mit 37 Prozent deutlich 
weniger als Hemmnis genannt.

Hohe Erwartungen

Auch wenn der kommunale 
Einsatz von KI noch in weiter Fer-
ne liegt: Die Umfrage zeigt, dass 
die Erwartungen an den Einsatz 
von KI und automatisierten Sys-
temen hoch und die möglichen 
Anwendungsszenarien vielfältig 
sind: In Frage kommen hier etwa 
Systeme zur Informationsextrak-
tion aus Dokumenten, eventuell 
auch mit handschriftlichen Infor-
mationen, Systeme zur Umwand-
lung von Texten in leichte Spra-
che, Chatbots, die Mitarbeiter 
bei der Erfassung von Stammda-
ten unterstützen, sowie Entschei-
dungsunterstützungssysteme für 
Leitstellen.

Die erwarteten Chancen, die 

Telekom startet  
Glasfaserausbau in Neufahrn 

Gigabit Geschwindigkeit möglich

Der Glasfaserausbau in Neufahrn bei Freising – Ortskern Stufe 1 – 
hat begonnen. In Kürze schon können 6.705 Haushalte das Glas-
fasernetz der Telekom nutzen. Bis Ende 2026 baut die Telekom 50 
Kilometer Glasfaser und 115 Verteiler. Die ersten Anschlüsse wer-
den schon in wenigen Wochen bereitstehen. 

Ein Glasfaseranschluss bie-
tet viele Vorteile: Das neue 
Netz ermöglicht hohe Band-
breiten bis 1 Gbit/s (Gigab-
it pro Sekunde). Damit haben 
Kunden einen superschnel-
len Anschluss für digitales Ler-
nen und Arbeiten, Streaming 
und Gaming, alles gleichzei-
tig. Glasfaser ermöglicht die 
zuverlässigste und schnellste  
Verbindung im Vergleich zu an-
deren Übertragungswegen. 
Glasfaser steigert den Wert der 
Immobilie. Außerdem ist Glas-
faser gut fürs Klima, weil weni-
ger Energie verbraucht wird als 
im bestehenden Kupfernetz.

Schlüsseltechnologie

Erster Bürgermeister Franz 
Heilmeier hebt die Bedeutung 
von schnellen Internetverbin-
dungen hervor: „Glasfaser ist 
die Schlüsseltechnologie für un-
sere digitale Gesellschaft. Das 
neue Netz erhöht die Attrakti-
vität unserer Kommune. Es si-
chert die Zukunftsfähigkeit als 
Wohn- und Wirtschaftsstand-
ort.“

„Hohe Geschwindigkeiten am 
eigenen Anschluss sind wichtig. 
Schließlich soll im WLAN zuhau-
se und im Betrieb alles stabil lau-
fen“, sagt Tom Weller, Regional-
manager der Telekom. „Wer ei-
nen kostenfreien Hausanschluss 

zum Glasfasernetz haben möch-
te, muss jetzt einen Glasfaserta-
rif buchen und mit der Telekom 
Kontakt aufnehmen. Nur so er-
spart man sich und den Nach-
barn, dass später noch einmal 
die Straße aufgemacht werden 
muss. Außerdem werden dann 
799,95 Euro Anschlussgebühr 
fällig.“

Beim Ausbau arbeiten die Ge-
meinde Neufahrn bei Freising 
und die Telekom eng zusam-
men. Transparenz und professi-
onelles Baustellenmanagement 
sind dabei oberstes Gebot. Um 
die Beeinträchtigungen für die 
Anwohnerinnen und Anwohner 
so gering wie möglich zu halten, 
wird in einzelnen Bauabschnit-
ten vorgegangen.

Was jetzt wichtig ist

Der Glasfaseranschluss kommt 
nicht von allein ins Haus. Immo-
bilienbesitzer müssen ihre Zu-
stimmung geben. Dann wird das 
Haus kostenfrei angeschlossen. 
Kosten entstehen erst, wenn der 
Anschluss genutzt wird. Dafür 
muss ein entsprechender Glas-
faser-Tarif gebucht werden. Wer 
zur Miete wohnt, muss lediglich 
einen Glasfaser-Tarif buchen: 
www.telekom.de/glasfaser. Die 
Telekom kümmert sich um die 
Absprache mit dem Immobilien-
besitzern. r

mit einem breiten Einsatz von KI 
einhergehen, erstrecken sich hin-
gegen von möglichen Effizienzpo-
tenzialen in der Verwaltung über 
Qualitätssteigerungen bei Ser-
vice-Dienstleistungen für die Bür-
ger bis hin zur Entlastung der Mit-
arbeiter in den Kommunalverwal-
tungen. Insbesondere „zeitauf-
wändige und repetitive Aufgaben 
in der Verwaltung“ könnten in Zu-
kunft durch KI und automatisier-
te Systeme übernommen wer-
den. Eine große Hoffnung ist da-
bei, dass durch den Einsatz von 
KI bzw. die damit einhergehen-
de Entlastung der Mitarbeiter 
der zunehmende Fachkräfteman-
gel zumindest teilweise abgefe-
dert werden könnte. „Ob und in 
welchem Umfang Automatisie-
rung und Künstliche Intelligenz ei-
ne Antwort auf den Fachkräfte-
mangel und den demografischen 
Wandel sein können, muss die 
Zukunft allerdings erst weisen“, 
heißt es in dem Bericht.

„Die rasante technologische 
Entwicklung im Bereich der Digi-
talisierung macht ein Umdenken 
notwendig. Wir können es uns 
nicht erlauben, die Etablierung 
eines umfassenden rechtlichen 
und regulatorischen Rahmen-
werks abzuwarten, ehe wir uns in 
der öffentlichen Verwaltung mit 
dem Thema KI beschäftigen“, bi-
lanzierte der scheidende Haupt-
geschäftsführer des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes Dr. 
Gerd Landsberg. Bereits heute 
existierten zahlreiche KI-basier-
te Lösungen, die in den Verwal-
tungen bedenkenlos eingesetzt 
werden können, etwa um Texte 
in leichte Sprache umzuwandeln. 
Gleichzeitig sollten Experimen-
tierräume geschaffen werden, 
um den umfassenden Einsatz 
von KI zu erproben und mehr Er-
fahrungen im praktischen Ein-
satz zu sammeln. DK

https://www.telekom.de/netz/glasfaser?wt_mc=alias_glasfaser
http://www.telekom.de/glasfaser
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Vorstände Frank Jorga und Ger-
hard Hofweber. Bilder: FJD AG/Hohmann

30 Jahre FJD AG: 

Kompetenter Partner und innovativer 
Pionier der digitalen Verwaltung

Die FJD Information Technologies AG hat sich vom Start-up zum füh-
renden IT-Unternehmen in der Digitalisierung der öffentlichen Verwal-
tung entwickelt und feiert dieses Jahr ihr 30-jähriges Firmenjubiläum. 
Das Unternehmen hat sich zu einem Vorreiter in der Entwicklung inno-
vativer Lösungen etabliert, die das Leben von Bürgern und Bürgerin-
nen verbessert und die Arbeit von Behörden effektiver gestaltet.

Als Pionier in der Digitalisie-
rung wurden seit der Gründung 
Meilensteine mit medienbruch-
freiem Datenaustausch durch 
FIM-Datenfelder, FIT-Connect als 
sicherer Kommunikationskanal 
und die Ende-zu-Ende-Verschlüs-

basierte IT-Infrastruktur für die 
komplexen Verwaltungsabläufe 
zu entwickeln und dabei die ho-
hen Anforderungen von Behör-
den zu erfüllen und den Aufwand 
für Behörden und Bürgerschaft zu 
reduzieren. 

Behörden im Fokus

„EFAST – die eGovernment- 
Software wird bereits in ca. 25 % 
aller Bundesländer eingesetzt, 
und immer mehr Kommunen und 
Länder erkennen die Vorteile der 
modular einsetzbaren EFAST Pro-
dukte, die individuell anpassbar 
sind und die tägliche Arbeit er-
leichtern“, erklärt Gerhard Hof-
weber, Vorstand der FJD AG. 

Die EFAST Produktpalette un-
terstützt den gesamten Digitali-
sierungsprozess der öffentlichen 
Verwaltung. Mit FRED werden 
Handlungsanweisungen und Ge-
setze effizient und kostengüns-
tig direkt in rechtssichere For-
mulare umgewandelt. Der Bür-
ger-Client stellt nutzerfreundliche  
Online-Dienste medienbruchfrei, 
mehrsprachig und zusätzlich mit 
erklärenden Videos bereit. Der Be-
hörden-Client bietet einen web- 
basierten Zugang für digitale Leis-
tungen, unabhängig von der be-
stehenden IT-Struktur. Eine fach- 
und fallübergreifende Zusam-
menarbeit zwischen Ländern, Be-
hörden und Sachbearbeitenden 
übernimmt die Plattform für Be-
hördenkommunikation, PDBK.

„Wir sind entschlossen auch 
zukünftig erstklassige Lösungen 
zu bieten und die Digitalisierung 
in der öffentlichen Verwaltung 

weiter auszubauen, um eine mo-
derne und bürgerzentrierte Ver-
waltung zu gestalten“, sagt Frank 
Jorga.

Die FJD AG ist bereit die digita-
le Transformation mit Innovati-
on und Engagement auch zukünf-
tig voranzutreiben und ein kom-
petenter Partner der öffentlichen 
Verwaltung zu sein.

Informationen und Kontakt

Pressekontakt: Steffi Kalil 
FJD Information Technologies AG
Kapellenstraße 7
85622 Feldkirchen
T: (089) 990 236-0 
Briefkasten@fjd.de 

Die FJD Information Technolo-
gies AG ist ein führendes Techno-
logieunternehmen, das sich auf 
die Digitalisierung im öffentli-
chen Sektor spezialisiert hat. Das 
Unternehmen entwickelt inno-
vative Lösungen, um die Arbeit 
von Behörden effizienter zu ge-
stalten und eine zeitgemäße In-
teraktion zu bieten. Die Vision 
„FÜR JEDEN DIGITAL.“ treibt das 
Unternehmen an, die Digitalisie-
rung für alle zugänglich zu ma-
chen. www.fjd.de  r

selung in der Datenübertragung 
entwickelt. Im Fokus der Inno-
vationen stehen auch weiterhin 
praxisnahe Anwendungen, die 
die tägliche Arbeit in den Behör-
den erleichtert.

„Wir sind stolz darauf, einen 
Beitrag zur Modernisierung der 
Verwaltung und zur Verbesse-
rung der Lebensqualität von 
Menschen in Deutschland zu leis-
ten“, sagt Frank Jorga, Vorstands-
vorsitzender der FJD AG. „Durch 
30 Jahre Erfahrung, Kompetenz 
und Verständnis sind wir zuver-
lässiger Partner bei der Digitali-
sierung in der öffentlichen Ver-
waltung.“ 

Die FJD AG hat die Herausfor-
derung angenommen eine flexi-
ble, modulare und auf Standards 

 Advertorial Advertorial   

Spatenstich zum Glasfaserausbau durch Plusnet mit Bürgermeister 
Markus Baier (3.v.l.) am 6. Dezember 2023 in der Alten Hansestadt 
Lemgo. Bild: Andreas Leber

Für Bayerns Schulen, Rathäuser und Kliniken:

Glasfaserförderung wird 
bis Ende 2025 verlängert

Bayernweit schon 3.830 Glasfaseranschlüsse in  
öffentlichen Einrichtungen gefördert

„Hand in Hand mit Bayerns Schulen haben wir leistungsfähi-
ge digitale Infrastruktur in allen Regionen unserer Heimat ge-
bracht und beste Lernbedingungen geschaffen! Unsere Erfolgs-
bilanz nach sechs Jahren Glasfaser/WLAN-Richtlinie spricht für 
sich: 2.913 öffentliche Schulen wurden mit rund 81 Millionen Eu-
ro beim Ausbau von Glasfaseranschlüssen unterstützt. 93 Prozent 
der öffentlichen Schulen in Bayern sind heute gigabitfähig an-
gebunden. 87 Prozent der Schulen sind direkt mit Glasfaser er-
schlossen. 27 Plankrankenhäuser konnten bislang gefördert mit 
einem Glasfaseranschluss versorgt werden. 

Insgesamt hat der Freistaat 
bayernweit durch das GWLANR- 
Förderprogramm schon 3.830 
Glasfaseranschlüsse mit mehr 

als 106 Millionen Euro geför-
dert!“ freut sich Finanz- und 
Heimatminister Albert Füracker 
über die bisherigen Erfolge der 
Glasfaser/WLAN-Richtlinie – 
GWLANR.

Erfolgsbilanz wird 
fortgeschrieben

Füracker im Hinblick auf die 
Verlängerung des Förderpro-
gramms: „Insbesondere für die 
noch nicht mit Glasfaser er-
schlossenen Rathäuser wollen 
wir auch weiterhin unbürokra-
tische Förderung anhand der 
GLWANR ermöglichen! Mit der 
Fortschreibung unserer Erfolgs-
bilanz setzen wir den Grund-
stein für die Digitalisierung der 
Verwaltung in allen Teilen Bay-
erns und ermöglichen die effek-
tive Anwendung. Zugleich sor-
gen wir für flächendeckend zu-
kunftsfähige Arbeitsbedingungen 
in der Kommunalverwaltung.“

Beste Bedingungen

Mit der Richtlinie zur Förde-
rung von Glasfaseranschlüs-
sen und WLAN für öffent- 
liche Schulen, Plankrankenhäu-
ser und Rathäuser (GWLANR) 
unterstützt Bayern seit 2018 
gezielt öffentliche Schulen und 
Plankrankenhäuser beim Glas-
faserausbau. Rathäuser sind seit 
2019 förderfähig. Bei über 3.320 
Einrichtungen ist der Glasfaser- 
anschluss bereits in Betrieb, bei 
rund 500 Einrichtungen ist er ak-
tuell im Bau und über 500 wei-
tere Einrichtungen haben der-
zeit ihr Interesse an einer Förde-
rung bekundet oder sind bereits 
in das Verfahren eingestiegen. 
Das Erfolgsprojekt GWLANR 
wird daher um zwei Jahre bis 
zum 31.12.2025 verlängert. 

Neben den Rathäusern sind 
selbstverständlich auch die we-
nigen verbliebenen Schulen und 
Plankrankenhäuser aufgerufen, 
am Erfolgsprojekt GWLANR teil-
zunehmen. Schlussendlich ent-
scheiden die jeweiligen Sach-
aufwandsträger über den Aus-
bau. Der Freistaat bietet den 
öffentlichen Einrichtungen bun-
desweit die besten Möglichkei-
ten zum Anschluss an das Glas-
fasernetz. r

BREKO Jahrestagung 
2023

Zum politischen Jahreshöhepunkt der Telekommunikationsbran-
che begrüßte der Bundesverband Breitbandkommunikation e.V. 
(BREKO) 800 Vertreterinnen und Vertreter aus Wirtschaft, Poli-
tik, Verwaltung und Wissenschaft im Estrel Berlin. Bundesminis-
ter Volker Wissing lobte das hohe Tempo beim Glasfaserausbau 
und versprach, die Rahmenbedingungen weiter zu verbessern. 
Branchenvertreter stellten konkrete Forderungen, die staatliche 
Förderung zu reduzieren, Genehmigungsverfahren radikal zu ver-
einfachen, den strategischen Doppelausbau des marktbeherr-
schenden Unternehmens zu unterbinden und die Abschaltung 
der Kupfernetze wettbewerbsfördernd zu gestalten.

Dr. Volker Wissing, Bundes-
minister für Digitales und Ver-
kehr zeigte sich in seiner Keyno-
te mit dem Titel „Gigabitausbau 
und digitale Transformation be-
schleunigen“ optimistisch, dass 
der Glasfaser- und Mobilfunk-
ausbau die ambitionierten Zie-
le der Gigabitstrategie des Bun-
des durch gute Zusammenarbeit 
zwischen Politik und Branche er-
füllen wird: „Germany goes digi-
tal – leistungsstarke digitale Net-
ze machen es möglich. Die Bran-
che baut sie dynamisch aus. Und 
wir schaffen die passenden Be-
dingungen, damit wir dabei noch 
schneller vorankommen.“

Stärke der Glasfaserbranche

BREKO-Präsident Norbert West- 
fal hob bei der Begrüßung die 
Stärke der Glasfaserbranche her-
vor: „Die Ausbaugeschwindigkeit 
ist in diesem Jahr so hoch wie nie 
zuvor und die Branche hat mehr 
denn je in den Netzausbau inves-
tiert. Hier zeigt sich die Stärke 
des Ausbaus in Deutschland, der 
von einer Vielzahl an ausbauen-
den Netzbetreibern umgesetzt 
wird. Das ist umso erfreulicher, 
weil sich die Rahmenbedingun-
gen für den Ausbau insbeson-
dere durch gestiegene Zinsen, 
Fachkräftemangel und Inflation 
verschlechtert haben. Jetzt geht 
es darum, diese positive Entwick-
lung fortzuführen. Wenn sich das 
wirtschaftliche Umfeld ändert, 
ist es umso wichtiger, dass die 
Politik in Bund und Ländern den 
weiteren Ausbau aktiv mit inves-
titionsfreundlichen Rahmenbe-
dingungen unterstützt.“

Konkrete Forderungen 
an die Politik

BREKO-Geschäftsführer Dr. Ste- 
phan Albers stellte konkrete For-
derungen an die Politik, die Rah-
menbedingungen für den Netz-
ausbau zu verbessern, um die ho-
he Dynamik im Markt zu erhalten: 
„Wir dürfen uns nicht auf den Lor-
beeren aus der Nullzins-Ära aus-
ruhen. Jetzt, wo die See rau-
er wird, kommt es mehr denn je 
auf die richtigen politischen Wei-
chenstellungen an. Konkret brau-
chen wir erstens eine Reduzie-
rung der staatlichen Mittel der 
langwierigen Gigabitförderung 
des Bundes von drei auf eine Mil-
liarde Euro pro Jahr. Dadurch ent-
lasten wir den Bundeshaushalt 
bis 2026 um sechs Milliarden Eu-
ro – zehn Prozent der derzeit 
fehlenden KTF-Mittel. Zweitens 
brauchen wir eine Pflicht zur Di-
gitalisierung der Genehmigungs-
verfahren für den Glasfaseraus-
bau bis Ende 2024 auf Basis des 

OZG-Breitbandportals und eine 
Genehmigungsfreistellung des 
Anschlusses von Gebäuden an ei-
ne bereits in der Straße liegen-
de Glasfaserleitung. Drittens er-
warten wir, dass die Bundesre-
gierung endlich wirksame Maß-
nahmen gegen den strategischen 
Doppelausbau des marktbeherr-
schendes Unternehmens Tele-
kom ergreift. Einen konkreten 
Lösungsvorschlag haben wir be-
reits vorgelegt. Viertens fordern 
wir eine massive bundeswei-
te Aufklärungskampagne zur An-
wendung der DIN 18220 für Tren-
ching-, Fräs- und Pflugverfahren, 
um diese Verlegemethoden end-
lich in die Praxis der Genehmi-
gungsbehörden zu integrieren. 
Und nicht zuletzt muss schnells-
tens ein wettbewerbssichern-
der regulatorischer Rahmen für 
die Abschaltung der Kupfernetze 
her, um zu verhindern, dass das 
marktbeherrschende Unterneh-
men Telekom die Abschaltung 
strategisch nutzt, um Wettbewer-
ber zu behindern. Damit würde 
auch das Nachhaltigkeitspotenzi-
al der Glasfasernetze voll ausge-
schöpft.“

Keynotes 

Bundesnetzagentur-Präsident 
Klaus Müller warf in seiner Key-
note mit dem Titel „Der Übergang 
von Kupfer auf Glas – die Sicht der 
Bundesnetzagentur“ einen Blick 
in die gar nicht so ferne Zukunft 
der Telekommunikationsregulie-
rung. Olaf Lies, Niedersächsischer 
Minister für Wirtschaft, Verkehr, 
Bauen und Digitalisierung beton-
te in seiner Keynote „Freie Fahrt 
für die digitale Infrastruktur: Hür-
den abbauen, Konflikte auflö-
sen, Synergien nutzen“ das große 
Potenzial, den Glasfaserausbau 
durch eine bessere Zusammenar-
beit der Akteure aus Politik, Ver-
waltung und Wirtschaft zu be-
schleunigen. Auch die Bundes-
tagsabgeordnete und Beauftrag-
te für die Digitale Wirtschaft und 
Start-ups des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Klima-
schutz Dr. Anna Christmann und 
Gunter Reiss, CMO beim Gold-
sponsor der Jahrestagung DZS, 
gaben in ihren Keynotes span-
nende Einblicke in Ihre Perspek-
tive auf aktuelle Herausforderun-
gen und Chancen in Glasfaseraus-
bau und Digitalisierung.

Neben spannenden inhaltli-
chen Vorträgen und Diskussio-
nen hatte der BREKO auch ei-
ne gute Nachricht „in eigener 
Sache“ zu verkünden: Matthias 
Groß, seit Mai dieses Jahres CEO 
der NetCom BW, wurde neu in  
den BREKO-Vorstand aufgenom-
men. r

Beim Glasfaserausbau  
steckt der Teufel im Detail

Von Dennis Knake, Unternehmenskommunikation Plusnet GmbH

Nachdem ein Internetanbieter den baldigen Gigabit-Ausbau ankün-
digt, dauert es oft anschließend noch Monate, bis es wirklich funk- 
tioniert. Warum eigentlich? Ein Erfahrungsbericht aus Anbietersicht.

Im internationalen Vergleich 
hinkt Deutschland beim Glasfaser- 
ausbau anderen Ländern deut-
lich hinterher. Der durchschnittli-
che Anteil von Glasfaseranschlüs-
sen an allen stationären Breit-
bandanschlüssen in den Ländern 
der OECD lag 2022 bei 37,7 Pro-
zent. An der Spitze Südkorea, Ja-
pan und Spanien mit über 83 Pro-
zent. Deutschland dümpelt hin-
gegen auf dem viertletzten Platz 
mit nur 9,17 Prozent nur noch 
vor Österreich, Belgien und Grie-
chenland. 

Um zu verstehen, warum das 
so ist, hilft ein Blick in die Ver-
gangenheit, denn beinahe wäre 
Deutschland sogar Glasfaserpio-
nier geworden.

Schon vor über 40 Jahren 
zeichnete sich ab, dass Kupferlei-
tungen nicht zukunftsfähig sind. 
So beschloss das Bundeskabi-
nett im April 1981 unter Kanzler 
Helmut Schmidt (SPD) als erstes 
Land weltweit, Deutschland ab 
1985 flächendeckend mit Glasfa-
ser auszustatten. 

Doch es kam anders

Innenpolitische Auseinander- 
setzungen führten Ende 1982 
zum Auseinanderbrechen der  
sozialliberalen Koalition. Schmidt 
trat ab und Helmut Kohl 
(CDU) übernahm als Bundes-
kanzler das Zepter. Christian 
Schwarz-Schilling wurde zum 
„Bundesminister für das Post- 

und Fernmeldewesen“ ernannt. 
Die neue Regierung fokussierte 

sich allerdings auf die zügige Er-
richtung eines bundesweiten Ka-
belnetzes mit Fokus auf die bes-
sere Verbreitung von Funk- und 
Fernsehprogrammen. Die Inves-
titionen in Glasfaser erschienen 
zu teuer. Heute holt Deutschland 
das nach, was damals versäumt 
wurde.

Doch welche Schritte sind nö-
tig, bis die Kunden endlich in den 
Genuss einer Infrastruktur kom-
men, die ihnen schnelle Daten-
verbindungen für die nächsten 
Jahrzehnte verheißt? Und welche 
Überraschungen lauern auf dem 
Weg dorthin?

Ist die Vorvermarktung erfolg-
reich und liegen die notwendigen 
Genehmigungen vor, die auch 
gerne mal acht bis zwölf Wochen 
dauern, geht es an die Bauarbei-
ten. Doch dort lauern oft manch-
mal weitere Überraschungen, die 
für Verzögerungen sorgen:
• Wetter

Das Wetter ist ein unberechen-
barer Faktor: Bei Frost oder tage-
langen Regelfällen ist an Weiter-
bau nicht zu denken.
• Naturschutz

Je nach Jahreszeit können Bau-
vorhaben durch Brutzeiten selte-
ner Tierarten verzögert werden.
• Topografie

Nicht vorher erkennbare Verän-
derungen im Boden können den 
Bau verzögern, etwa wenn massi-
ver Fels den Bagger behindert.

• Munitionsfunde
Ein Baustopp bis zur Entschär-

fung ist unumgänglich, meist 
geht dies jedoch recht schnell.
• Archäologische Funde

Bevor der Bau hier weiter ge-
hen kann, müssen diese gesi-
chert werden. Das kann dauern.
• Giftige Altlasten

In den 1990er Jahren wur-
de hochgiftiges Phenol unter As-
phaltdecken verbracht. Nicht im-
mer ist das im Vorfeld bekannt. 
Stößt man beim Tiefbau darauf, 
muss dieses unter hohem Auf-
wand entfernt und als Sonder-
müll entsorgt werden. 

Tritt ein längerer Baustopp ein, 
entstehen neue Probleme: Die 

Wartezeiten können den Abzug 
der Ressourcen vor Ort bedeu-
ten, da Bagger und Equipment 
woanders benötigt werden. Sind 
diese erstmal abgezogen, kom-
men sie meist so schnell nicht 
wieder zurück.

Fazit

Internetvertrag unterschrei-
ben, zwei Wochen warten und 
lossurfen: Das geht nur dann, 
wenn die Infrastruktur bereits 
vorhanden ist. Bei der Glasfaser 
muss Deutschland die Versäum-
nisse der letzten Jahrzehnte auf-
holen. Der Glasfaserausbau wird 
kommen, doch ganz so schnell 
wie erhofft, wird es vielerorts 
nicht funktionieren. Die Giga- 
bitstrategie der Bundesregierung 
sagt eine 100-prozentige Abde-
ckung für das Jahr 2030 voraus. 
Ob das gelingt, wird sich zeigen. 
Der Teufel steckt wie immer im 
Detail. r

mailto:Briefkasten%40fjd.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
https://www.fjd.de/
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Sicheres IT-Outsourcing
AKDB-Mitarbeitende wie Christian sorgen dafür, 

dass Ihre IT-Infrastruktur sicher und auf dem 
neuesten Stand im BSI-zertifi zierten Rechenzent-

rum läuft. Das entlastet Ihre Kommune und macht 
Ihre Systeme fi t für die Zukunft. Damit Sie für Ihre 

Bürger rundum digital aufgestellt sind. 
www.akdb.de/loesungswelt

Rundum digital Rundum digital 
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Ihre Systeme fi t für die Zukunft. 

Rundum digital Rundum digital 

Kommunale IT: 

Jetzt rüsten gegen Cyberangriffe!
Die Attacken Cyberkrimineller gegen Kommunen reißen nicht ab. 
Ämter sperren zu, weil in den Bürgerbüros, den Ausländerbehör-
den oder den Kfz-Zulassungsstellen nichts mehr geht. Die GKDS 
und das LSI empfehlen dringend, den Notfall zu planen.

„Hackergruppe Akira legt 
über 70 Kommunen lahm“. „Cy-
berangriff: Zwölf Gemeinden 
in Schwaben betroffen, Erpres-
ser fordern Geld“. Das waren 
die Schlagzeilen der letzten Wo-
chen. Immer mehr Kommunen 
werden Opfer von Cyberangrif-
fen. Ist die IT lahmgelegt, ist es 
wichtig, schnell zu reagieren, 
damit Schäden und Ausfallzei-
ten so gering wie möglich gehal-
ten werden. Das Landesamt für 
Informationssicherheit (LSI) in 
Bayern und die GKDS empfehlen 
deshalb den Kommunen drin-
gend, den Notfall zu planen und, 
vor allem, auch zu üben.

Notfallhandbuch anlegen

Ein Notfallhandbuch dient da-
zu, die IT und andere wichtige 
Prozesse zu beschreiben, z. B. 
im Zusammenhang mit Gebäu-
de und Personal. Es wird schrift-
lich festgelegt, wie sich das Not-
fallteam zusammensetzt, wer es 
leitet, wie es im Notfall kommu-
niziert und vieles mehr. Es ge-

nügt aber nicht, das Notfallkon-
zept im Dateisystem abzuspei-
chern, denn im Fall einer ver-
schlüsselten IT ist es nicht mehr 
zugänglich. Es muss auf Papier 
ausgedruckt und an einem je-
derzeit zugänglichen Ort aufbe-
wahrt werden.

Sensibilisierung durchführen

Das beste Notfallhandbuch 
nützt nichts, wenn niemand 
dessen Inhalt kennt. Alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
müssen wissen, wie sie sich im 
Notfall zu verhalten haben, und 
Gelegenheit erhalten, die Abläu-
fe im Vorfeld zu üben.

Regelmäßige Datensicherung

In Notfällen muss alles getan 
werden, um die Systeme schnell 
wieder hochzufahren. Oft wird 
festgestellt, dass die aktuelle 
Datensicherung fehlerhaft ist. 
Das Backup sollte offline sein, 
weil Hacker sonst darauf zugrei-
fen, es formatieren oder ver-

schlüsseln können. Es gab Fäl-
le, bei denen erst eine mehre-
re Monate alte Datensicherung 
wiedereingespielt werden konn-
te. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auf den Ämtern hat-
ten dann viel damit zu tun, meh-
rere Monate alte Daten manuell 
im Verfahren nachzutragen. Um 
eine solche Situation zu vermei-
den, ist es wichtig, das Wieder-
einspielen einer Datensicherung 
regelmäßig zu testen.

Nachbereitung

Nachdem zunächst die Ursa-
che der Cyberattacke geklärt, 
die Schwachstelle beseitigt und 
während des Notfalls alles doku-
mentiert worden ist, muss der 
Vorfall anschließend nachberei-
tet werden, damit die Informa-
tionssicherheit entsprechend 
verbessert werden kann.

Um Notfälle künftig zu ver-
meiden, müssen die Einfallstore 
für Cyberkriminelle aufgespürt 
und geschlossen werden. Ein 
wirksames Mittel dafür ist das 
Schwachstellenmanagement. 
Mit einem Schwachstellenscan-
ner werden dabei Sicherheitslü-
cken aufgedeckt und in der Fol-
ge nachhaltig beseitigt.

Nützliche Links:

Das LSI hat folgende Informa-
tionen für einen Notfall bereit-
gestellt: https://www.lsi.bayern.
de/kommunen/it_notfallma-
nagement/index.html

Die GKDS empfiehlt den Kom-
munen den BSI-Standard 100-4 
„Notfallmanagement“ BSI-Stan-
dard 100-4 (bund.de)  r

Die Deutsche Telekom beginnt mit der Ent-
wicklung einer gemeinsamen europäischen 
Cloud- und Edge-Cloud-Infrastruktur. Die Eu-
ropäische Kommission hat grünes Licht für das 
strategische Projekt gegeben. Es gehört zum 
Programm „Wichtige Projekte von gemeinsa-
mem europäischem Interesse – Cloud-Infra-
struktur und -Dienste der nächsten Genera-
tion“ (IPCEI-CIS). Dies ist ein entscheidender 
Schritt auf dem Weg in eine erfolgreiche digi-
tale Zukunft Europas. Die Deutsche Telekom 
bringt ihre Erfahrung in die Initiative ein für 
das Bereitstellen sicherer und nachhaltiger 
Konnektivität sowie das Orchestrieren von 
Cloud-Plattformen mit verschiedenen Part-
nern. Die Initiative wird eine gemeinsame, 
quelloffene europäische Edge-Cloud bereit-
stellen und datengesteuerte Geschäftsmodel-
le für die Industrie fördern.

Das IPCEI-CIS-Programm zielt darauf ab, 
ein gemeinsames europäisches „Cloud-Ed-
ge-Kontinuum“ zu schaffen – eine gemeinsa-
me Cloud-Edge-Infrastruktur für Europa, oh-
ne interne Grenzen. Zu diesem Zweck werden 
in Europa mehrere Milliarden Euro investiert, 
um die zukünftige Datenkonnektivität zu för-
dern. Die Initiative zielt darauf ab, gemeinsa-
me technische Standards, einen gemeinsamen 
Rechtsrahmen und Nachhaltigkeitsanforde-
rungen für die europäische Edge-Cloud-Tech-
nologie zu schaffen. Dies wird die Entwick-
lung paneuropäischer Lösungen fördern, die 
die Größe des Kontinents ausnutzen und den 
Binnenmarkt für digitale Dienste vertiefen. Ein 
Cloud-Edge-Kontinuum ermöglicht es auch, 
dass Lösungen über internationale Grenzen 
hinweg funktionieren, wie etwa autonome Lo-
gistikprozesse oder fahrerlose Fahrzeuge.

IPCEI-CIS ist ein Gemeinschaftsprojekt, an 
dem derzeit zwölf EU-Mitgliedstaaten und ver-
schiedene Branchenführer beteiligt sind, dar-
unter Bosch, SAP, Orange und Airbus. Das Pro-

jekt wird einen wichtigen Beitrag zum erklär-
ten Ziel der EU leisten, bis 2030 rund 10.000 
Edge-Cloud-Knoten auf dem gesamten Kon-
tinent zu schaffen. Das Instrument IPCEI wur-
de für Projekte ins Leben gerufen, die einen 
„signifikanten Beitrag zu Wirtschaftswachs-
tum, Arbeitsplätzen, dem grünen und digita-
len Wandel und der Wettbewerbsfähigkeit der 
Industrie und Wirtschaft der Union“ verspre-
chen. Zu den genehmigten IPCEI gehören eine 
Schienen- und Straßenverbindung zwischen 
Deutschland und Dänemark sowie eine milliar-
denschwere öffentliche Investition in die euro-
päische Wasserstoffinfrastruktur.

Über Edge-Cloud Computing 

Edge-Cloud Computing bringt Rechenres-
sourcen und Datenspeicher näher an den Nut-
zer heran. Im Gegensatz zum traditionellen 
Cloud Computing, das sich auf zentrale Re-
chenzentren stützt, werden diese Ressourcen 
beim Edge-Cloud Computing an dezentralen 
Rechenknoten am Rande des Netzes platziert, 
das heißt in der Nähe des Ortes, an dem die 
Daten erzeugt und verbraucht werden. Die-
ser Ansatz verringert die Latenzzeit, verbes-
sert die Echtzeitverarbeitung und ermöglicht 
eine schnellere Reaktion auf Benutzeranfra-
gen. Diese geringere Latenzzeit ist für zahlrei-
che Anwendungen wie das industrielle Inter-
net of Things, fahrerlose Fahrzeuge und auto-
nome Logistik von entscheidender Bedeutung. 

Klaus Werner, Geschäftsführer Geschäfts-
kunden Telekom Deutschland, sagt: „Ed-
ge-Cloud ist die nächste Stufe der Telekom-
munikation und der digitalen Infrastruktur. 
Mit der Unterstützung der Bundesregierung 
und europäischer Partner erforschen wir diese 
Grenze nicht nur, wir wollen sie gestalten und 
definieren. Diese Forschung verspricht eine 
besser vernetzte und nachhaltige digitale Zu-
kunft für Europa.“  r

Telekom beteiligt sich an Projekt zum Aufbau der 
künftigen europäischen Cloud-Edge-Infrastruktur 
Telekom übernimmt Führung bei sicherer, nachhaltiger Konnektivität für Deutschland 

sowie bei europaweiter Interoperabilität

Markt Biberbach im Landkreis Augsburg:

Echte Glasfaseranschlüsse 
für rund 330 Haushalte

Realisierung von rund 330 neuen FTTB/H-Glasfaseranschlüssen 
Schnelles Internet mit Geschwindigkeiten bis zu 1 Gigabit/sec
M-net erweitert gemeinsam mit dem regionalen Netzbetreiber 
miecom-Netzservice und dessen weiterem Kooperationspart-
ner Deutsche Telekom das Glasfasernetz in Markt Biberbach im 
Landkreis Augsburg. Einen entsprechenden Kooperationsvertrag 
hat die Gemeinde mit den ausbauenden Unternehmen nun ge-
schlossen. Durch die Erschließung mit Glasfaserleitungen bis ins 
Haus oder die einzelnen Wohnungen bzw. Büros profitieren bald 
rund 330 Haushalte und Gewerbeeinheiten von Übertragungsge-
schwindigkeiten bis zu 1 Gigabit pro Sekunde (= 1.000 Mbit/s). 

Bis Mitte 2027 werden rund 
330 Haushalte und Gewerbeein-
heiten in der Marktgemeinde mit 
zukunftssicheren Glasfaserleitun-
gen erschlossen. Dafür wird die 
Firma miecom neue Glasfaserka-
bel über eine Tiefbaulänge von 
über 14 Kilometer verlegen. Der 
Hausanschluss ist für Gebäude-
eigentümer im Rahmen des nun 
vereinbarten Ausbauprojekts kos-
tenlos. Für Eigentümer, die die-
se Gelegenheit nicht wahrneh-
men und sich erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt für einen Anschluss 
entscheiden, können hingegen er-
hebliche Kosten für die individuel-
le Nacherschließung anfallen.

Beim sogenannten FTTB/H- 
Ausbau (Fiber-to-the-Building/
Home) wird komplett auf die 
Verwendung von Kupferkabeln 
verzichtet und eine durchgängi-
ge Infrastruktur aus Glasfasern 
bis in die einzelnen Gebäudekel-
ler oder Wohnungen hinein er-
richtet. Auf dieser Basis können 
Bandbreiten bis zu 1 Gigabit pro 
Sekunde und künftig sogar noch 
höhere Geschwindigkeiten be-
reitgestellt werden. 

Die Bauarbeiten für den FTT-
B/H-Ausbau starten im Frühjahr 
2024 und werden rund 36 Mo-
nate in Anspruch nehmen. Be-
reits 2012 hat miecom im Markt 
Biberbach erste Glasfaserka-
bel verlegt, 2016 und 2018 wur-
den dann die ersten Ortstei-
le mit Glasfaseranschlüssen bis 
ins Haus erschlossen. Nun folgt 
der Rest der Marktgebiets. „Der 
jetzt vereinbarte flächendecken-
de FTTB/H-Ausbau stellt die letz-
te Ausbaustufe dar und schafft 
technologisch die Grundlage für 
perspektivisch immer schnellere 
Internetanschlüsse“, sagt Tobias 
Miessl von miecom. „Wir freuen 
uns sehr, die über ein Jahrzehnt 
anhaltende und erfolgreiche Zu-
sammenarbeit mit dem Markt 
Biberbach fortzuführen.“

„Mit dem FTTB/H-Ausbau 
sind die Bürgerinnen und Bür-

ger wie auch die Unternehmen 
in Biberbach bestens für die di-
gitale Zukunft gewappnet. Denn 
im Gegensatz zu allen kupferba-
sierten Anschlusstechnologien 
meistert ein reiner Glasfaseran-
schluss auch langfristig die An-
forderungen, die mit der zuneh-
menden Digitalisierung unserer 
Gesellschaft auf uns alle zukom-
men“, sagt M-net Regionalma-
nagerin Silvia Kleinscheck. Der 
1. Bürgermeister von Biberbach, 
Wolfgang Jarasch, ergänzt: „Der 
Glasfaserausbau ist ein wichtiger 
Baustein der Daseinsvorsorge 
und damit auch für die Zukunfts-
fähigkeit unserer Marktgemein-
de. Umso mehr freuen wir uns, 
dass wir mit miecom, M-net und 
der Telekom drei starke Partner 
dafür gewinnen konnten, Biber-
bach mit einem neuen Hochge-
schwindigkeitsnetz als Lebens- 
und Wirtschaftsraum für die Zu-
kunft zu stärken.“

Warum Glasfaser?

Mit einem Glasfaseranschluss 
sind sowohl Wohn- als auch Ge-
werbeimmobilien zukunftssi-
cher ausgestattet: Dieser bie-
tet hohe und stabile Bandbrei-
ten, ist besonders zuverlässig 
gegenüber externen Einflüssen 
wie Unwettern und Gewittern 
und ist auch für besonders da-
tenintensive Anwendungen ge-
eignet. Dazu zählen rasante 
Up- und Downloads, unterbre-
chungsfreies Videostreaming 
auch auf mehreren Endgeräten, 
Online-Gaming, das Speichern 
und Abrufen von Daten in einer 
Cloud oder die Nutzung des An-
schlusses im Home-Office. 

Die Datenübermittlung per 
Licht ist deutlich energieeffizi-
enter als die über kupferbasier-
te Anschlüsse. Diesen ökologi-
schen Vorteil nutzt M-net kon-
sequent aus und ist seit 2021 der 
erste klimaneutrale Internet- 
anbieter in Deutschland.  r

https://www.akdb.de/loesungen/loesungswelt/
https://www.lsi.bayern.de/kommunen/it_notfallmanagement/index.html
https://www.lsi.bayern.de/kommunen/it_notfallmanagement/index.html
https://www.lsi.bayern.de/kommunen/it_notfallmanagement/index.html
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Die Gründungsgesellschafter und Geschäftsführung der IBA-GmbH (v.l.) Wolfgang Wittmann, Ge-
schäftsführer des EMM e.V.; Landrat Helmut Petz, Landkreis Freising; Stefan Diemling, Geschäftsführer 
IBA-GmbH; Oberbürgermeister Dr. Christian Scharpf, Stadt Ingolstadt; Stadtbaurätin Prof. Dr. Elisabeth 
Merk, München; Oberbürgermeister Dieter Reiter, Landeshauptstadt München; Landrat Christoph  
Göbel, Landkreis München; Julianna Günther, Geschäftsführerin IBA-GmbH; Baureferent Steffen Ker-
cher in Vertretung von Oberbürgermeisterin Eva Weber, Stadt Augsburg.  Bild: Michael Nagy/Presseamt München

Internationale Bauausstellung: 

IBA GmbH gegründet
Nachhaltig und lebenswert: So sehen die „Räume der Mobilität“ 
aus, die im Rahmen der Internationalen Bauausstellung (IBA) der 
Metropolregion München in den nächsten zehn Jahren entste-
hen sollen. Ein wichtiger Meilenstein auf diesem Weg ist jetzt ge-
setzt: Die Gründung der IBA GmbH, einem Zusammenschluss der 
Städte München, Augsburg und Ingolstadt, der Landkreise Mün-
chen und Freising sowie des Vereins Europäische Metropolregion 
München (EMM e.V.).

„Mit der Gründung der IBA 
Gesellschaft wollen wir die Mo-
bilität von morgen anders, in-
novativ und vernetzt denken 
und umsetzen“, so der Münch-
ner Oberbürgermeister Dieter 
Reiter. „Ich bin überzeugt, dass 
wir gemeinsam wegweisende 
Veränderungen in den Städten 
und Landkreisen unserer Me- 
tropolregion erreichen können 
– für mehr Klimaschutz und eine 
noch höhere Lebensqualität.“

Kooperative Mischung

„Regional und international 
– das ist die kooperative Mi-
schung, aus der innovative, 
nachhaltige und kreative neue 
Räume entstehen. Die IBA wird 
ein Gewinn für die gesamte Me-
tropolregion und erzeugt Strahl-
kraft weit darüber hinaus, da-
von bin ich fest überzeugt“, be-
stätigt Landrat Christoph Göbel, 
Landkreis München.

Aufgabe der IBA Gesellschaft 
ist es, in den nächsten zehn Jah-

ren die Internationale Bauaus-
stellung – die erste in Bayern – 
in der Metropolregion München 
zu steuern und durch intensive 
Projektarbeit zu begleiten. Die 
IBA wird eine breite Palette von 
Disziplinen abdecken, darunter 
Architektur, Technologie, sozia-
le Innovation und kulturelle In-
tegration.

Am Ende dieses Zeitraums sol-
len die jeweiligen Träger ihre re-
alisierten und gebauten Projek-
te ausstellen und einem inter-
nationalen Fachpublikum vor-
stellen.

„Ingolstadt steht für Transfor-
mation und Innovation. Unsere 
Beteiligung an der IBA spiegelt 
wider, dass wir in hohem Maße 
offen sind für neue Konzepte für 
nachhaltige Mobilität und urba-
ne Entwicklung“, so Oberbür-
germeister Dr. Christian Scharpf.

Wolfgang Wittmann, Ge-
schäftsführer des EMM e.V., er-
hofft sich von der IBA „innova-
tive Ergebnisse und bleibende 
Leuchtturmprojekte für die Zu-

kunft der Metropolregion Mün-
chen. Unsere IBA-Unit bringt 
Wirtschaft, Wissenschaft und 
Politik zusammen und gibt ih-
nen die Möglichkeit, sich aktiv 
an der IBA zu beteiligen.“

Die Internationale Bauaus-
stellung ist ein Instrument der 
Stadt- und Regionalentwicklung. 
In einer definierten Region wer-
den über einen längeren Zeit-
raum neue Ideen und Projek-
te zu sozialen, technologischen 
und ökologischen Themen unter 
besonderer Berücksichtigung 
baukultureller Aspekte umge-
setzt. Ziel ist es, neue Impulse 
zu setzen und somit einen Wan-
del hervorzurufen.

Die Augsburger Oberbürger-
meisterin Eva Weber sieht in 
der IBA „eine große Chance, die 
Mobilitätsbedürfnisse der Men-
schen in Einklang mit einer (kli-
ma-)gerechten Siedlungs- und 
Freiraumentwicklung zu bringen 
sowie die Lebensqualität durch 
exzellente und innovative Pro-
jekte beispielgebend zu gestalten 
und nachhaltig zu verbessern.“

„Wir im Landkreis Freising sind 
bereit, in der IBA bei der Umset-
zung unserer gemeinsamen Mo-
bilitätsprojekte eine engagier-
te Rolle zu übernehmen. Mich 
persönlich fasziniert der Gedan-
ke, dass wir durch den IBA-Pro-
zess auch die Chance haben, 
auf Lösungsansätze zu stoßen, 
von denen wir heute noch gar 
nichts wissen.“, so Landrat Hel-
mut Petz, Landkreis Freising.  r

Verband bayerischer Wohnungsunternehmen e.V. (VdW Bayern:)

Düstere Aussichten  
für den Wohnungsbau

Die Wohnungswirtschaft Bayern streicht jedes zehnte Bauvorhaben

Die derzeitigen Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau sor-
gen für Zurückhaltung bei der bayerischen Wohnungswirtschaft. 
Im Jahr 2024 werden die Mitglieder des Verbands bayerischer 
Wohnungsunternehmen 12 Prozent weniger bezahlbare Woh-
nungen errichten als ursprünglich geplant. Beim geförderten 
Wohnungsbau fällt jede achte Wohnung weg. Auch die Moderni-
sierungsvorhaben sind betroffen. Über 20 Prozent aller vorgese-
henen Modernisierungen wurden gestrichen und ein Drittel der 
verbliebenen Maßnahmen werden in ihrem Umfang reduziert. 
Das ergab eine Befragung des Verbandes unter den 506 Mitglieds- 
unternehmen. „Dabei stehen wir in Bayern noch vergleichsweise 
gut da“, kommentiert Verbandsdirektor Hans Maier. Die Zahlen 
für Gesamtdeutschland seien weitaus schlechter, 22 Prozent der 
Neubaupläne werden nicht realisiert.

Ursprünglich planten die an der 
Umfrage teilnehmenden bayeri-
schen Wohnungsunternehmen 
den Neubau von 4.263 bezahlba-
ren Wohnungen im Jahr 2024 – 
realisieren können sie aber unter 
den aktuellen Bedingungen nun 
nur 3.778. Bei den Modernisie-
rungen ist der Rückgang noch hö-
her. Von 2.728 geplanten Vorha-
ben werden 2.012 (-21,4 Prozent) 
durchgeführt. Auch 716 energe-
tische Modernisierungen, die für 
ein Gelingen der Klimawende im 
Gebäudebereich besonders wich-
tig sind, müssen im kommenden 
Jahr gestrichen werden.

Als Ursache für den Rückgang 
nennt Verbandsdirektor Hans 
Maier die historisch schlechten 
Rahmenbedingungen für den 
Wohnungsbau: „Die Unterneh-
men sehen aufgrund der ho-
hen Kosten keinen Weg mehr, 
ihre Projekte wirtschaftlich um-
zusetzen.“ Dies geschehe aus 
Rücksicht auf die Mieter der 
sozial orientierten Wohnungs-
unternehmen, denen man we-
der allzu teure Wohnungsmie-
ten noch drastische Modernisie-
rungsumlagen zumuten könne.

Ein wichtiges Anliegen der 
Wohnungswirtschaft machte 
die Umfrage deutlich. Der Neu-
baustandard EH 55 muss blei-
ben und sollte auch weiter ge-
fördert werden. „Ansonsten 
steigen die Neubaumieten auch 
im geförderten Wohnungsbau 
weiter an“, erläutert der Ver-
bandsdirektor.

KfW-Förderstopp bedroht 
genossenschaftliche Projekte

Die bereits schwierige Situati-
on beim Wohnungsbau wird ak-
tuell durch die Haushaltskrise 
des Bundes weiter verschärft. 
Am 23. November hat die KfW 
einen Antrags- und Zusagestopp 
für das Programm 134 zur „För-
derung des genossenschaftli-
chen Wohnens“ verhängt. Mit 
dem KfW-Programm bekom-
men Genossenschaftsmitglie-
der die Möglichkeit, Genossen-
schaftsanteile zinsverbilligt und 
mit einem Tilgungszuschuss zu 

erwerben. Diese Darlehen sind 
bei der Finanzierung von Neu-
bauprojekten fest eingeplant. 
Die Auswirkungen bezeichnet 
der Verbandschef als drama-
tisch. „Gerade jüngeren Woh-
nungsgenossenschaften, von 
denen es in Bayern über 50 gibt, 
bricht damit von heute auf mor-
gen eine wichtige Finanzierungs-
grundlage weg. Für viele Genos-

senschaftsmitglieder tritt plötz-
lich eine bezahlbare und sichere 
Wohnung in weite Ferne – denn 
sie können sich die notwendigen 
Genossenschaftsanteile ohne 
Förderung nicht mehr leisten.“

Programmstopp aufheben!

Von dieser Entwicklung sind 
über ein Dutzend Neubauprojek-
te mit mehr als 600 Wohnungen 
betroffen, die nun vielleicht gar 
nicht gebaut werden können. 
Denn die Förderung von Genos-
senschaftsanteilen hat eine gro-
ße Hebelwirkung für den Neu-
bau: Die dafür gewährten Darle-
hen machen im Durchschnitt 10 
bis 15 Prozent der Gesamtfinan-
zierung aus. Der Verband baye-
rischer Wohnungsunternehmen 
fordert, den Programmstopp 
wieder aufzuheben. Die im Bun-
deshaushalt 2024 ursprünglich 

eingestellte Fördersumme wäre 
mit 15 Mio. Euro vergleichswei-
se gering, hätte aber eine große 
Wirkung erzielt.

„Die Bundesregierung hat die 
Zeichen der Zeit nicht erkannt“, 
macht Maier deutlich. Angetre-
ten sei man mit dem Ziel von 
jährlich 400.000 Wohnungen. 
Dieses Ziel sei angesichts des Ab-
sturzes bei den Baugenehmigun-
gen in weiter Ferne. Eigentlich 
können es sich die Politik nicht 
leisten, mutwillig Projekte für 
bezahlbares Wohnen zu gefähr-
den, für die im Falle von Woh-
nungsgenossenschaften darüber 
hinaus durch Privatpersonen viel 
eigenes Geld und Engagement 
eingebracht wird.   r

Ein Projekt, drei Perspektiven: In dem Kurz-
film berichtet ein Team aus Planung, öffent-
lichem Auftraggeber und Förderbehörde, wie 
bezahlbarer Wohnraum für Kommunen ent-
stehen kann. Dabei zeigt sich, was ein part-
nerschaftliches Miteinander und Fachkompe-
tenz bewirken können.

Ein Sommertag in Freising. Michaela Aus-
felder, die verantwortliche Architektin des 
Mehrgenerationenwohnens an der Kathari-
na-Mair-Straße trifft sich mit zwei Berufskolle-
ginnen aus dem öffentlichen Dienst, die eben-
falls maßgeblich am Erfolg des Bauvorhabens 
beteiligt sind – Barbara Schelle, Stadtbau-
meisterin und damit Bauherrenvertreterin der 
Stadt Freising und Antonia Ivanković, Referen-
tin für Wohnraumförderung an der Regierung 
von Obernbayern. Gemeinsam besichtigen sie 
das frisch fertiggestellte Projekt, an dem sie 
gemeinsam gearbeitet haben.

Das Ergebnis kann sich sehen lassen: Ent-
standen sind bezahlbare Wohnungen für ver-
schiedene Generationen. Die Mehrzahl der 
115 Wohneinheiten ist bezogen, die ersten 
Balkonpflanzen verschönern die Laubengän-
ge, Kinder spielen im begrünten Innenhof und 
man bekommt einen Eindruck davon, welche 
Weichen hier von Anfang an richtig gestellt 
worden sind.

Das sind die Erkenntnisse:

1. Bezahlbares Wohnen mit Hilfe der Wohn-
raumförderung

Anfangskaltmieten von 8,50 € pro Qua- 
dratmeter sind auch für Freising ungewöhn-
lich. Dieses niedrige Mietniveau konnte mit 
Hilfe des Kommunalen Wohnraumförderpro-
gramms realisiert werden. Das Bauvorhaben 
erhielt Zuschüsse in Höhe von rund 12,5 Mio. 
€ und wurde bereits zu Beginn der Projektent-

wicklung im Rahmen einer Praxisstudie fach-
lich begleitet.
2. Engagierte Kooperation auf Augenhöhe

Was im Nachhinein einfach und selbstver-
ständlich aussieht, ist das Ergebnis eines mehr-
jährigen Planungsprozesses, in dem alle Betei-
ligten hervorragend zusammengearbeitet ha-
ben. Grundlage dafür war ein hohes Maß an 
Engagement und fachlicher Expertise auf allen 
Seiten. So ließen sich gemeinsame Ziele formu-
lieren und Vorgaben und Rahmenbedingungen 
kreativ an die Notwendigkeiten anpassen.
3. Chancen im öffentlichen Dienst

Mitgestalten, fachlich beraten, Spielräume 
nutzen: Der Kurzfilm macht deutlich, dass der 
öffentliche Dienst Fachleuten vielfältige und 
spannende Möglichkeiten bietet, Bauvorha-
ben von Anfang an zu begleiten, ob als Vertre-
tung des öffentlichen Bauherrn oder einer För-
der- oder Genehmigungsbehörde.

Das Projekt in Freising zeigt, wie durch die 
engagierte Kooperation aller Beteiligten be-
zahlbarer Wohnraum für verschiedene Gene-
rationen entstehen kann.

Es verdeutlicht die verlässliche Partnerschaft 
zwischen dem Freistaat Bayern, den Städten 
und Gemeinden bei der Wohnraumförderung. 
Als Bauherren können die Kommunen von at-
traktiven staatlichen Förderkonditionen und 
der fachlichen Expertise der Bewilligungsstel-
len profitieren. Durch die gute Zusammenar-
beit zwischen dem Freistaat, der Stadt als Bau-
herr und freien Planungsbüros können solche 
Vorzeigeprojekte gelingen.

Der Kurzfilm „Ok, Wow“ ist ein Koopera-
tionsprojekt des Bayerischen Staatsministe-
riums für Wohnen, Bau und Verkehr und der 
Bayerischen Architektenkammer.
Video starten: 
https://www.stmb.bayern.de/med/aktuell/ar-
chiv/2023/231103okwow/   r

Ok, Wow! – Wie Vorzeigeprojekte im 
kommunalen Wohnungsbau entstehen

Für ein  
langes Leben daheim

Umbaumaßnahmen für pflegegerechtes Wohnen

Viele Pflegebedürftige möchten gerne so lange wie möglich in den 
eigenen vier Wänden leben. Damit das möglich ist, sind häufig eini-
ge Umbaumaßnahmen notwendig, um Haus oder Wohnung alters-
gerecht zu machen. Manchmal reichen schon kleine Veränderungen, 
um Pflegebedürftigen den Alltag zu erleichtern. Welche Umbau-
maßnahmen möglich sind und welche finanziellen Unterstützungs-
möglichkeiten es gibt, weiß Dirk Görgen, Pflegeexperte der DKV.

Um herauszufinden, welche 
Umbaumaßnahmen in den eige-
nen vier Wänden nötig sind, soll-
ten sich Pflegebedürftige und An-
gehörige zunächst einen Über-
blick über die bestehende Wohn-
situation verschaffen. „Dabei 
kann es zum Beispiel darum ge-
hen, mögliche Gefahrenquel-
len zu identifizieren“, rät Görgen. 
„Können zum Beispiel Treppen-
stufen oder Türschwellen zu Stol-
perfallen werden?“ Helfen kann 
dabei auch eine Checkliste, zum 
Beispiel vom Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend.

Kleine Maßnahmen

Nicht immer müssen es gleich 
große Umbauten sein. Um das 
Leben zu erleichtern, reichen oft 
schon kleine Veränderungen aus, 
die sich einfach umsetzen lassen. 
Dazu gehört zum Beispiel das Ent-
fernen von Teppichen oder Fuß-
matten, das Verstauen von losen 
Kabeln und das Freiräumen von 
Wegen. „Zusätzlich sollten Be-
wohner für eine gute Beleuchtung 
in allen Räumen sorgen“, so Gör-
gen. Mit ein bisschen mehr Auf-
wand und ein wenig handwerkli-
chem Geschick lassen sich weitere 
Barrieren einfach entfernen. „Im 
Badezimmer steigern zum Bei-
spiel eine Toilettensitzerhöhung, 
ein spezieller Duschstuhl, Halte- 
griffe und rutschfeste Gummimat-
ten Sicherheit und Komfort. Wei-
tere Maßnahmen können unter 
anderem das Umräumen von Ge-
schirr und Gegenständen des täg-
lichen Bedarfs oder das Anbrin-
gen von Handläufen sein.

Umbaumaßnahmen

Manchmal sind auch größe-
re Maßnahmen notwendig, et-
wa der Einbau von breiteren Tü-
ren sowie Rampen, Treppenliften 
oder Aufzügen. Im Badezimmer 
kann es sinnvoll sein, eine Wanne 

gegen eine bodengleiche Dusche 
zu tauschen. Görgen empfiehlt zu-
dem, darauf zu achten, dass Griffe 
und Schalter einfach zu erreichen 
sind. Die optimale Greifhöhe für 
Lichtschalter, Griffe, Steckdosen 
und Heizungsregler liegt zwischen 
circa 85 und 105 Zentimetern.

Finanzielle Unterstützung 

Egal ob die Umbaumaßnah-
men für ein altersgerechtes 
Wohnen groß oder klein sind, 
sie können schnell viel Geld kos-
ten. Pflegebedürftige mit einem 
Pflegegrad, die in den eigenen 
vier Wänden gepflegt werden, 
können bei der Pflegeversiche-
rung einen Zuschuss für wohn- 
umfeldverbessernde Maßnah-
men von bis zu 4.000 Euro be-
antragen. „Dazu zählen unter 
anderem bauliche Veränderun-
gen, durch die eine Pflege erst 
möglich ist, aber auch solche, 
die den Alltag erleichtern und 
die Selbstständigkeit erhöhen.“ 
Wichtig: Pflegebedürftige müs-
sen den Antrag inklusive aller 
Kostenvoranschläge vorab ein-
reichen. „Viele wissen außer-
dem nicht, dass die Pflegekasse 
auch den Umzug in eine behin-
dertengerechte Wohnung bezu-
schussen kann oder auch eine 
weitere Antragstellung für wei-
tere Umbauten zu einem späte-
ren Zeitpunkt möglich ist“, er-
gänzt Görgen.

Darüber hinaus stehen Pflege-
bedürftigen weitere Förderange-
bote zur Verfügung. Die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau (KfW-
Bank) bezuschusst beispielsweise 
ebenfalls Einzelmaßnahmen zur 
Reduzierung von Barrieren wie 
beispielsweise die Montage eines 
Treppenlifts oder den Abbau von 
Schwellen mit bis zu 6.250 Euro. 
Darüber hinaus bietet sie einen 
Förderkredit von bis zu 50.000 Eu-
ro für altersgerechte Umbauten. 
Infos: www.wohnungsanpas-
sung-bag.de.  r

https://www.stmb.bayern.de/med/aktuell/archiv/2023/231103okwow/
https://www.stmb.bayern.de/med/aktuell/archiv/2023/231103okwow/
http://www.wohnungsanpassung-bag.de
http://www.wohnungsanpassung-bag.de
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Infos und Tickets

•  Am Donnerstag, den 25. Januar 2024
•  Im Maritim Congress Centrum Ingolstadt
•  Ab 12:00 Uhr

 
Michael Henke

Prof. Dr. 
Jana Bochert Jule Bosch Erik Händeler

Sportfunktionär 
und Trainer im

Profifußball

Dekanin der Fakultät 
“Nachhaltige Infra-
struktur” an der THI

Gründerin und 
Unternehmens-

aktivistin

Zukunftsforscher 
und Wirtschafts-

journalist

Zusammenarbeiten. Wachsen. Baubranche und kommunale Infrastruktur gestalten.

Heute schon einen Blick auf morgen werfen mit spannenden Vorträgen zu den Top-
Themen: attraktiver Arbeitgeber, Nachhaltigkeit, Innovation und Digitalisierung.

Eine Baubranche 
blickt auf morgen

Die HTI Gienger KG lädt zum Zukunftskongress ein 
Die Bauindustrie befindet sich im Wandel und steht vor großen Heraus- 
forderungen, das birgt auch Chancen und Potenziale. Unter dem Motto 
„Im Mittelpunkt: Der Mensch. Zusammenarbeiten. Wachsen. Baubran-
che und kommunale Infrastruktur gestalten“ führt die HTI Gienger KG da-
her Entscheider aus Kommunen, Inhaber, Geschäftsführer, Vertriebs- und 
Abteilungsleiter und Vertreter von Wirtschaftsverbänden zusammen, um 
zum Start in das neue Jahr Perspektiven aufzuzeigen. Ebenfalls sind 
HTI-Kooperationspartner, Studierende und Hochschulangehörige gela-
den. Der „HTI-Zukunftskongress“ findet am 25. Januar 2024 im Maritim 
Congress Centrum in Ingolstadt statt, Anmeldungen für den Event sind 
online möglich.

Einst von Unternehmensgrün-
der Thomas Herrmann initiiert, 
ist das Kongressformat durch 
Nachfolger Johann Lohwieser  
neu aufgesetzt worden. Der 
44-Jährige, seit 1995 für die 
GC-Gruppe tätig, ist seit Jahres-
beginn persönlich haftender Ge-
sellschafter. „Wir wollen mit dem 
HTI-Zukunftskongress unseren Be-
sucher*innen die Möglichkeit zum 
persönlichen Austausch geben und 
mit Blick in die Zukunft gemeinsam 
Ideen und Lösungen entwickeln. 
Dabei gibt es vier Themen, die un-
sere Branche besonders beschäf-
tigen. Die haben wir mit Top-Spe-
aker*innen und einem passenden 
Rahmenprogramm belegen kön-
nen“, sagt Johann Lohwieser.

Von Experten für Experten

Einen Blick über den eigenen 
Tellerrand erhalten die Besu-
cher*innen durch die vielfältigen 
Expertisen der Speaker*innen mit 
den Schwerpunkten attraktiver 
Arbeitgeber, Nachhaltigkeit, Inno-
vation und Digitalisierung. 

Sportfunktionär Michael Hen-
ke, langjähriger Trainer der deut-
schen Spitzenklubs Bayern Mün-

chen und Borussia Dortmund, er-
klärt auf Basis seiner 40-jährigen 
Erfahrung, wie Mitarbeitermoti-
vation und Teamwork nachhaltig 
zum Erfolg führen. Über die Her-
ausforderungen für künftige Bau- 
und Infrastrukturmaßnahmen be-
richtet Prof. Dr.-Ing. Jana Bochert, 
Dekanin der Fakultät „Nachhalti-
ge Infrastruktur“ der THI. 

Wie Synergien zwischen Bu-
siness und ökologischer Wir-
kung hergestellt werden können,  
berichtet die Innovationsexper-
tin Jule Bosch. Zum Abschluss 
richtet Zukunftsforscher Erik 
Händeler im Rahmen eines Ho-
logrammvortrags den Fokus auf 
die Rolle und Verantwortung des 
Menschen in Zeiten von Digita-
lisierung und künstlicher Intelli-
genz. Der Tag verspricht spannen-
de Einblicke und Möglichkeiten, 
gemeinsam aktiv die Zukunft der 
Branche mitzugestalten.

Die Anmeldung ist ab sofort auf 
HTI-Zukunftskongress geöffnet. 
Für weitere Informationen und 
zur Anmeldung besuchen Sie die 
Seite der Fachwelten Bayern un-
ter event-fachwelten.de. Der Ti-
cketpreis beträgt 95,00 Euro zzgl. 
19 % MwSt. r

Baukonjunktur auf Talfahrt:

Aus Haushaltskrise darf keine 
Investitionskrise werden!

„Die Lage in der bayerischen Bauwirtschaft ist ernst. Wir brauchen 
jetzt mutige Investitionsentscheidungen der Öffentlichen Hand. Die 
hohe Investitionsquote Bayerns muss unbedingt auch in der aktuel-
len Krise beibehalten werden. Nur mit einer funktionierenden Infra-
struktur werden wir die großen Herausforderungen der Wohnungs-
bau- und Industriepolitik, des Klimawandels und der Energiewende 
bewältigen können. Deshalb darf aus der aktuellen Haushaltskri-
se keine Investitionskrise werden.“ Dies erklärte Wolfgang Schu-
bert-Raab, Präsident des Landesverbands Bayerischer Bauinnungen 
(LBB), bei der Vorstellung der Ergebnisse der Herbst-Konjunkturum-
frage unter seinen Mitgliedsunternehmen in München.

Die bayerische Baukonjunk-
tur steht vor einem kräftigen 
Abschwung. Hierzu trägt be-

bis September 2023 wurden in 
Bayern nur 42.740 Wohnungen 
genehmigt. Dies entspricht ei-

warten für das kommende Halb-
jahr fast zwei Drittel der befrag-
ten Betriebe (62 Prozent) eine 
weitere Verschlechterung ihrer 
Geschäfte. Weniger als 3 Prozent 
der Unternehmen erwarten eine 
bessere Geschäftsentwicklung. 

Sinkende Nachfrage

Der Wohnungsbau wird auf 
absehbare Zeit von vielen Fakto-
ren ausgebremst. Stark gestie-
gene und anhaltende Material-
kostensteigerungen, fehlende 
Förderinstrumente, fehlendes 
Bauland in den Metropolregio-
nen, hohe und kostenträchtige 
staatliche Bauauflagen, extrem 
gestiegene Bauzinsen und eine 
anhaltend hohe Inflation führ-
ten in den vergangenen Mo-
naten zu einer einbrechenden 
Nachfrage. In den kommenden 
Monaten ist nicht mit einer Bes-
serung zu rechnen.

Mit Ausnahme des Ausbau-
sektors werden von der Mehr-
zahl der Firmen für alle Bauspar-
ten in 2023 Umsatzrückgänge 
erwartet. Der LBB prognostiziert 
für das kommende Jahr einen 
spürbaren realen baugewerb-
lichen Umsatzrückgang zwi- 
schen -7 Prozent und -11 Pro-
zent, allerdings ausgehend von 
einem recht hohen Niveau. 

Schubert-Raab wies auf die 
drohenden Folgen hin: „Der Be-
schäftigungsaufbau im Bauge-
werbe stockt. Erstmals seit über 
10 Jahren droht jetzt am Bau 
Kurzarbeit. Denn unsere Umfra-
ge zeigt, dass für das kommen-
de Jahr 38 Prozent der Unter-
nehmen damit rechnen, dass sie 
aufgrund der Auftragslage Kurz-
arbeit beantragen müssen. Für 
weitere 40 Prozent ist es noch 
nicht absehbar. Sogar betriebs-
bedingte Kündigungen sind für 
immerhin 15 Prozent der Fir-
men nicht mehr tabu. Umso 
wichtiger ist es, dass die Finan-
zierung der Wohnungsbauför-
derungsprogramme erhalten 
bleibt und die Öffentliche Hand 
weiter kräftig investiert.“ 

Als Hauptgründe für ihre Pro-
bleme nannten die Bauunter-
nehmen aktuell fehlende Auf-
träge, Finanzierungsschwierig- 
keiten der Bauherren und Stor-
nierungen bereits abgeschlosse-
ner Aufträge oder Verhandlun-
gen über die Verschiebung von 
Aufträgen in die Zukunft.

Trotzdem ist Schubert-Raab 
zuversichtlich: „Das Bauhand-
werk vertraut trotz der aktu-
ell schwierigen Situation dar-
auf, dass die mittelfristigen Aus-
sichten für die Bauwirtschaft gut 
sind. Dies spiegelt sich auch in 
der nach wie vor großen Ausbil-
dungsbereitschaft des Baugewer-
bes. 56 Prozent der Unternehmen 
wollen in 2024 in gleichem Um-
fang wie bisher ausbilden, jedes 
vierte Unternehmen will die Zahl 
der Lehrlinge sogar erhöhen.“

Der Landesverband Bayeri-
scher Bauinnungen vertritt rund 
3.000 Unternehmen des Bau- 
und Ausbaugewerbes. An der ak-
tuellen Konjunkturumfrage, die 
vom 26. Oktober bis zum 10. No-
vember 2023 stattfand, beteilig-
ten sich 561 Unternehmen. r

V.l.: Moderator Holger Seit (LBB), Präsident Wolfgang Schu-
bert-Raab, Hauptgeschäftsführer Andreas Demharter. Bild:CH 

sonders der weitere starke Um-
satz- und Auftragsrückgang im 
Wohnungsbau bei. Von Januar 

nem Rückgang im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum von 30,1 Pro-
zent. Vor diesem Hintergrund er-

Flächennutzung in Bayern 2022
12,3 Prozent dienen Siedlung und Verkehr, 81,4 Prozent der Landwirtschaft und dem Wald

Fürth. Nach aktuellen Auswertungen des Liegenschaftskatas-
ter-Informationssystems (ALKIS) der Vermessungsverwaltung 
durch die Experten des Bayerischen Landesamts für Statistik be-
läuft sich die Siedlungs- und Verkehrsfläche in Bayern zum Stich-
tag 31. Dezember 2022 auf 865.776 Hektar, das sind 12,3 Prozent 
der bayerischen Landesfläche (70.542 km²). Gegenüber dem Vor-
jahr nimmt die Siedlungs- und Verkehrsfläche um 4.438 Hektar 
bzw. 0,5 Prozent zu. Das bedeutet, dass in Bayern im Jahr 2022 
im Durchschnitt jeden Tag eine Fläche von 12,2 Hektar – das ent-
spricht in etwa der Fläche von 17 Fußballfeldern (105m x 68m) – 
zusätzlich für Siedlungs- und Verkehrszwecke in Anspruch genom-
men wird. 

Da die Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche in erheblichem Um-
fang auch Grün- und Freiflächen 
umfasst, kann der Flächenver-
brauch allerdings nicht mit Ver-
siegelung wie einer Überbau-
ung, Betonierung, Asphaltierung 
o.a. gleichgesetzt werden. So um-
fassen beispielsweise die dem 
Wohnbau oder der Industrie- und 
dem Gewerbe zugerechneten Flä-
chen neben den bebauten auch 
alle zugehörigen (unbebauten) 
Freiflächen, wie zum Beispiel Hof-
räume, Spielplätze, Grünflächen 
oder Stellplätze.

Spürbarer Zuwachs 
bei Wohnbauflächen

38,6 Prozent der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche in Bayern 
(ohne Bergbau und Tagebau/ 
Grube/Steinbruch) entfallen auf 
Verkehrsflächen, also auf Straßen, 
Wege, Plätze, Schienen- und Luft-
verkehrsflächen sowie Flächen, 
die an Land den Schiffsverkehr 
betreffen. Im Vorjahresvergleich 
nimmt die Verkehrsfläche um 0,2 
Prozent bzw. 787 Hektar zu. Grö-
ßer ist hingegen mit 1 955 Hektar 
der Zuwachs bei den Wohnbauflä-
chen (+0,9 Prozent), die ein Vier-
tel (25,9 Prozent) der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche insgesamt re-
präsentieren. 

Industrie- und  
Gewerbeflächen zeigen 
dynamische Entwicklung

Relativ dynamisch entwickeln 
sich Industrie- und Gewerbeflä-
chen, die im Jahr 2022 um 1 906 
Hektar bzw. 2,0 Prozent wachsen. 
Mehr als die Hälfte hiervon (1 087 
Hektar) entfällt auf so genannte 
„Versorgungsanlagen“, unter de-

nen auch die Flächen zur Erzeu-
gung erneuerbarer Energien er-
fasst werden. Somit geht fast 
ein Viertel (24,5 Prozent) des Zu-
wachses an Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche in Bayern insgesamt 
auf Versorgungsanlagen zurück. 
In Summe entfallen auf die Nut-
zungsarten „Industrie und Gewer-
be“, „Handel und Dienstleistung“, 
„Versorgung und Entsorgung“ 
11,2 Prozent der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche.

135 Hektar mehr für Sport, 
Freizeit und Erholung

Eine Zunahme, und zwar um 
135 Hektar (+0,2 Prozent) ver-
zeichnen die Statistiker auch bei 
den Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsflächen. Insgesamt entfal-
len 6,5 Prozent der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche Bayerns auf diese 
Nutzungsart.

Der Anteil der Flächen gemisch-
ter Nutzung (Wohnen und Gewer-
be) an der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche bleibt bei 13,9 Pro-
zent. Diese Flächen gehen im Jahr 
2022 um 534 Hektar (-0,4 Pro-
zent) zurück.

Sonstige Flächen – hierzu ge-
hören u.a. Flächen „besonderer 
funktionaler Prägung“ (Flächen 
mit öffentlichen Gebäuden, his-
torische Anlagen u.ä.), aber auch 
Friedhöfe oder Halden – nehmen 
zwischen Ende 2021 und Ende 
2022 um rund 189 Hektar (+0,6 
Prozent) zu. Ihr Anteil an der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche liegt 
Ende 2022 bei rund 3,9 Prozent.

Regionalvergleich

In den Regierungsbezirken liegt 
der Anteil der Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche an der jeweiligen Ge-

samtfläche zwischen 10,9 Prozent 
(Oberpfalz) und 14,0 Prozent (Mit-
telfranken). Den prozentual ge-
sehen deutlichsten Zuwachs an 
Siedlungs- und Verkehrsfläche 
gibt es im Jahr 2022 mit einem 
Plus von 0,8 Prozent (719,9 Hek-
tar insgesamt) in Oberfranken. 
Die kleinste Zuwachsrate errech-
nen die Statistiker mit 0,4 Prozent 
(818,8 Hektar insgesamt) für den 
Regierungsbezirk Oberbayern.

In absoluten Zahlen weist 
Oberbayern damit dennoch den 
größten Flächenverbrauch auf. 
Schlusslicht dieses Rankings ist 
Unterfranken mit einer Zunahme 
der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
von 400,9 Hektar (plus 0,4 Pro-
zent) im Jahr 2022.

Revision der Flächenerhebung 
für die Jahre 2014 bis 2021

Die Flächenerhebung nach 
Art der tatsächlichen Nutzung 
basiert als Sekundärstatistik auf 
den Daten der Liegenschafts-
kataster- und Vermessungsbe-
hörden der Länder. In der Flä-
chenerhebung wird unter an-
derem die Flächeninanspruch-
nahme durch die Angabe der 
„Siedlungs- und Verkehrsfläche“ 
nachgewiesen.

Im Rahmen von Qualitätssi-
cherungsmaßnahmen der Ergeb-
nisse für das Berichtsjahr 2022 
wurde in den Daten des Liegen-
schaftskatasters ein in den Jah-
ren 2014 bis 2016 erfolgter Klas-
sifizierungsfehler beim Truppen-
übungsplatz Grafenwöhr ent-
deckt. Dieser wurde zu großen 
Teilen nicht der Objektarten-
gruppe „Vegetation“, sondern 
fälschlicherweise der Objektar-
tengruppe „Siedlung“ zugerech-
net.

Um durch die Korrektur der 
Klassifikation keine Verfälschung 
des wichtigen Flächenverbrauchs- 
indikators zu erhalten, erfolgte 
nach Korrektur des Erhebungs-
fehlers in den sechs betroffe-
nen Gemarkungen im Bereich 
des Truppenübungsplatzes Gra-
fenwöhr (Landkreis Neustadt a.d. 
Waldnaab, Oberpfalz) eine Neu-
berechnung oder Revision der Flä-
chenerhebung für Bayern für die 
Jahre 2014 bis 2021. r

https://event-fachwelten.de/event.php?vnrtoken=JLExMohAcPA4GLoMCQwtAPBD/vXZimW7GwgbmdkHkXB5Iry8uhIT5iZ71AeGSa53FSeBWYOuOrdso9nzYL0lkkI2NZmjBCS9iTwg75rK5pocEB8lkiffHehkP5AXQbnrNgITArMiWhPeCDA4Zi743JwXQIvit1ZRWCOkIaD006IXWArI9vtZ3CXegZLiOvV9JNpVWYcUeefttx0zy/B5x7OZqoS8d5Nx10z3pW7JGhIxbwEoa/wtOHz87BjvdvE0kcyWxKGTr8DHxgIbJgWacsbYJfnOuEH1hVPGUSPYaW6E9IVqnvi0kSGtLpyVmJIR/BI9cu/g40dSEjtvFL6bthvw33V6iMHxzxnYOWTVsV77YOlfBcmPNCDyGfiWGWkmYKv3/iguXK4YtjWI0Lrjl0x1XeSBqr/SEZO8TQinVdxAnzYqhZUSBTYFdOMCAfoS57Y/LUm8IR3nT4VqVn4e0N4=
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Bürgermeister im Landkreis Neustadt/Aisch:

Entschlossenes Handeln  
ist das Gebot der Stunde!

Offener Brief zur Flüchtlingspolitik an Kanzler Scholz
Mit dem Rücken zur Wand stehen die Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister im Landkreis Neustadt/Aisch mittlerweile bei der Unter-
bringung und Betreuung von Geflüchteten. Deshalb wenden sie sich 
in einer Gemeinschaftsaktion jetzt an Bundeskanzler Olaf Scholz.

Die Städte und Gemeinden 
hätten ihre Kapazitätsgrenzen er-
reicht, betont Dr. Birgit Kreß, Ers-
te Bürgermeisterin des Marktes 
Erlbach und Zweite Vizepräsiden-
tin des Bayerischen Gemeinde-
tags, in einem offenen Brief an 
den Kanzler. Die Hilfsbereitschaft 
sei sehr groß, „doch ist der pri-
vate Miet-Wohnraum belegt, öf-
fentliche Gebäude sind nicht ver-
fügbar und selbst erschlossene 
Grundstücke zur Errichtung von 
Container- oder Systembauten 
sind bei uns kaum vorhanden“, 
schreibt Kreß. Das Bereitstellen 
von Sporthallen sei 2015/2016 
bereits als Übergangslösung nur 
schwer zu vermitteln gewesen. 
„Wenn aber wie jetzt kein Ende 
des Zustroms in Sicht ist, droht 
die Übergangslösung zu einer 
Dauereinrichtung zu werden, was 
keinesfalls akzeptabel ist - weder 
für die Schutzbedürftigen noch 
für unsere Bürgerinnen und Bür-
ger.“ Die Initiative zu diesem Brief 
ging von Bürgermeisterin Clau-
dia Wust aus Neuhof an der Zenn 
aus. Sie hat in der Bürgermeister-

dienstversammlung dafür appel-
liert sich direkt an den Bundes-
kanzler zu wenden.

Akzeptanz schwindet

Angesichts steigender Zahlen 
erschöpfe sich vor allem in klei-
neren Gemeinden zunehmend 
die Akzeptanz in der Bevölke-
rung. Die kürzlich beschlossenen 
Maßnahmen aus der Einigung 
zwischen Bund und Ländern, 
die erst noch umgesetzt werden 
müssen, seien ein wichtiges Sig-
nal, würden aber keine spürba-
re Entlastung bringen. „Es reicht 
einfach nicht!“, macht die Rat-
hauschefin aus Erlbach deutlich.

Auch die Beschäftigten in 
Rathäusern und der Kreisverwal-
tung seien am Ende ihrer Kräf-
te angelangt. Personelle Auf-
stockungen sowie hausinterne 
Umschichtungen und Verstär-
kungen in den Bürger- und Ge-
sundheitsämtern, Ausländerbe-
hörden oder Sozialämtern könn-
ten mit der Entwicklung und Dy-
namik der Situation nicht mehr 

Schritt halten. Zusätzlich spreng-
ten die wachsenden Aufgaben 
den Haushaltsrahmen der Ge-
meinden.

Seit über einem Jahr hätten 
Kommunen, Städte-, Gemeinde- 
und Landkreistage immer wieder 
auf diese Situation hingewiesen. 
Inzwischen herrsche aber der 
Eindruck, dass die Sorgen und 
Nöte in Berlin nicht ernstgenom-
men werden. „Das Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger, dass die 
Politik ihre Probleme lösen kann, 
schwindet“, so Kreß. Die Stim-
mung drohe zu kippen.

„Wenn wir bei den Europawah-
len am 9. Juni 2024 ein weiteres 
Erstarken der undemokratischen 
Kräfte verhindern wollen, müs-
sen wir als politisch Verantwort-
liche an einem Strang ziehen…“, 
stellt die Gemeindetagsvizeche-
fin fest. „Wir aus der kommuna-
len Familie kümmern uns um die 
Unterbringung und Betreuung 
der Schutzbedürftigen. Ihre Auf-
gabe wäre es, dafür zu sorgen, 
dass unsere Kapazitäten nicht 
überfordert werden. Weder die 
aktuelle Haushaltsmisere noch 
die Mehrheit der EU-Mitglied-
staaten stehen hier im Weg. Es 
bedarf nur des politischen Wil-
lens – bitte handeln Siel“  DK

Verleihung des oberpfälzischen Integrationspreises:

Fünffache Freude
Bei einem großen Festakt im Spiegelsaal der Regierung der Ober-
pfalz in Regensburg zeichneten der Staatssekretär des Innern, für 
Sport und Integration, Sandro Kirchner, und Regierungspräsident 
Walter Jonas fünf Oberpfälzer Initiativen aus. Insgesamt wurde ein 
Preisgeld in Höhe von 5.000 Euro zur Verfügung gestellt und auf die 
Gewinner aus Weiden, Bad Neualbenreuth, Amberg, Nittenau und 
Regensburg aufgeteilt.

Der erste Platz mit einem Preis-
geld in Höhe von 2.000 Euro ging 
an das „Café farbenfroh“ der 
Evangelischen Kirchengemein-
de St. Michael in Weiden. Dort 
treffen sich seit 2017 in lockerer 
Atmosphäre einmal pro Woche 
Menschen mit Migrationshinter-
grund, Geflüchtete und einheimi-
sche Bürger. Die niederschwelli-
ge Begegnung soll das Erlernen 
und Einüben der deutschen Spra-
che erleichtern. Ein echter Mehr-
wert, denn: Man lernt sich ken-
nen und hilft sich gegenseitig – 
auch bei Problemen im Alltag. 
Den kostbaren Einblick in fremde 
Kulturen gibt es gratis obendrauf. 
Für Mithilfe vor Ort sorgen das 
Evangelische Bildungswerk Ober-
pfalz und die Diakonie Weiden.

Den zweiten Preis mit einem 
Preisgeld in Höhe von jeweils 
1.000 Euro gewannen das Ba-
dehaus Maiersreuth e.V. in Bad 
Neualbenreuth (Landkreis Tir-
schenreuth) sowie der Malteser 
Hilfsdienst in Amberg.

Integration  
auf kulinarische Art

„Über den Tellerrand“ nennt 
sich das Projekt, mit dem der Ver-
ein Badehaus Maiersreuth die In-
tegration auf kulinarische Art för-
dert und Menschen unterschied-
lichster Herkunft an einen Tisch 
bringt. Viermal im Jahr wird ge-
meinsam landestypisch gekocht 
und gegessen – eine innovative 
Aktion, die von Geflüchteten von 
Anfang bis zum Ende mitgeplant 
wird. Im Mittelpunkt stehen da-
bei wechselnde Gastgeberländer, 
wie der Iran und Kuba bei den 
vergangenen Veranstaltungen. 
Begleitet werden die Geflüchte-
ten bei der Planung von einem 
Profi-Koch, der sie bei Kochideen, 
Rezepten, Einkauf und Zuberei-
tung unterstützt. Bis zu zehn Gäs-
te kommen – gegen eine Spende 
in Höhe von 50 Euro – anschlie-
ßend bei dem interkulturellen 
Abendessen im Badehaus Mai-
ersreuth in den Genuss außerge-

wöhnlicher Speisen. Zudem wer-
den auch die Historie des Gastge-
berlandes und Geschichten der 
Geflüchteten vermittelt. Die Or-
ganisation des Projekts überneh-
men die Integrationslotsen des 
Landratsamtes Tirschenreuth, 
einer der sechs ehrenamtlichen 
Mitarbeiter stammt aus dem 
Irak.

Gut 500 Quadratmeter um-
fasst der „Interkulturelle Garten“, 
den Geflüchtete in der Stadt Am-
berg bewirtschaften. Der Verein 
Malteser Hilfsdienst stellt nicht 
nur die Fläche zur Verfügung. Der 
Interkulturelle Garten ist Schau-
platz für zahlreiche Veranstal-
tungen wie etwa einen Malkurs 
für ukrainische Kinder und ein 
internationales Bibliotheksca-
fé, eine Pflanzen-Tauschbörse 
und ein Sommerprogramm mit 
Musikkonzerten bis hin zu einer 
Kunst-Vernissage und kleineren 
Projekten mit Schulklassen und 
Verbänden. Der Garten soll An-
laufstelle, Ausgleich und Raum 
zum Durchatmen sein. Das Pro-
jekt wird vor Ort von Bürgerinnen 
und Bürgern unterstützt, darun-
ter einige, die selbst vor längerer 
Zeit eingewandert sind: Von den 
21 ehrenamtlichen Mitarbeiten-
den stammen 13 Personen aus 
dem Iran, Syrien, Äthiopien und 
der Ukraine.

Jeweils 500 Euro Preisgeld er-
hielten der Johanniter Kinder-
hort Weltenbummler im Land-
kreis Schwandorf und das Amt 
für Jugend und Familie der Stadt 
Regensburg auf zwei dritten Plät-
zen.

Märchen stehen seit Janu-
ar 2023 auf dem Programm im 
Johanniter Kinderhort Welten-
bummler in Nittenau (Landkreis 
Schwandorf). Das Erzählen der 
besonders bildhaften Geschich-
ten soll gerade Kinder aus ver-
schiedenen Herkunftsländern 
beim Lernen und Verstehen der 
deutschen Sprache unterstützen. 
Ein weiterer Pluspunkt: Gemein-
sam lernen die Kinder ein selbst-
verständliches Nebeneinander 

von verschiedenen Sprachen 
und Kulturen. Die Sprachförde-
rung durch Märchen im Hortall-
tag weckt Neugier und Interes-
se am vermeintlich fremden Ge-
genüber. Betreut werden bis zu 
100 Kinder zwischen der 1. und 
4. Klasse in vier Gruppen. Unter-
stützung erfahren sie von vier Eh-
renamtlichen u.a. aus Russland, 
der Türkei und dem Irak.

Wer lernt braucht Ruhe. Diese 
finden junge Geflüchtete, die sich 
noch in Schule bzw. Ausbildung 
befinden, in der „Lern-WG“. Dort 
können sie sich ungestört auf das 
Lernen konzentrieren, sind aus-
geschlafen und beim Lernen leis-
tungsfähiger. Das Angebot der 
Stadt Regensburg soll Jugendli-
chen auch die Fähigkeit vermit-
teln, den eigenen Lebensraum 
zu gestalten, zu bewahren und 
Verantwortung zu übernehmen. 
Beim Renovieren und Einrich-
ten der Wohnung waren neben 
vielen Ehrenamtlichen, darun-
ter Handwerker und Lehrer, auch 
die jungen Menschen selbst in-
volviert. Die „Lern-WG“ wird von 
zwei hauptamtlichen Sozialpäda-
gogen der Stadt Regensburg, u.a. 
mit regelmäßigen Hausbesuchen, 
betreut. Zusätzliche Unterstüt-
zung kommt von Campus Asyl. 
Die Rückmeldungen der bisheri-
gen Bewohner waren durchweg 
positiv. Die meisten haben nicht 
nur ihre Ausbildung erfolgreich 
abgeschlossen, sondern auch ei-
nen großen Schritt in punkto 
Selbständigkeit gemacht.  DK

Stadt München:

Emissionen da ausgleichen,  
wo sie entstehen 

Kohlenstoffdioxid-Emissionen, die bei Flügen von Stadtrats-
mitgliedern und Angehörigen der Verwaltung entstehen, wer-
den zukünftig im Münchner Umland oder direkt in der Landes-
hauptstadt kompensiert. Das hat der Ausschuss für Klima- und 
Umweltschutz auf Antrag der CSU/FW-Stadtratsfraktion be-
schlossen.

Kompensationen vor Ort

Bereits seit mehreren Jahren zahlt die Landeshauptstadt Mün-
chen für jeden geflogenen Kilometer eine Kompensationspau-
schale an die Non-Profit-Organisation atmosfair, die mit dem 
Beitrag weltweit Klimaschutzprojekte fördert. Die Stadt hatte 
dabei in der Vergangenheit aber keinen Einfluss darauf, welche 
Projekte von den Zahlungen profitieren. Die CSU/FW-Fraktion 
hatte deshalb beantragt, dass die Landeshauptstadt die Emis-
sionen der städtischen Flüge künftig nicht mehr über den bis-
herigen Anbieter ausgleicht, sondern Kompensationen vor Ort 
leistet. Diesem Vorschlag hat eine breite Mehrheit des Klima- 
und Umweltschutzausschusses zugestimmt. In Zukunft erfolgt 
der Schadstoffausgleich über das Produkt der Stadtwerke Mün-
chen (SWM) „M-Kompensation Plus“, das entgegen der bisheri-
gen Kompensation eine regionale Komponente zum Erhalt und 
Ausbau von Erneuerbare-Energien-Anlagen in der Region und 
auf dem Münchner Stadtgebiet enthält.

Renaturierung von Moorflächen

Sebastian Schall, Stadtrat und umweltpolitischer Sprecher: 
„Wir haben uns lange dafür eingesetzt, dass die Emissionen 
städtischer Flüge da kompensiert werden, wo sie entstehen 
– nämlich in München und der Region. Wir begrüßen die Ent-
scheidung im Umweltausschuss daher ausdrücklich. Wenn ich 
einen Wunsch frei hätte, würden die Kompensationsbeiträge in 
die Renaturierung von Moorflächen fließen, deren positiver Ef-
fekt auf das Klima häufig unterschätzt wird.“ r

GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die Stadt Schauenstein mit ca. 
2.000 Einwohnern, mit 26 Qua-
dratkilometern eine klassische 
Flächengemeinde im ländlichen 
Raum. Mit unserer Nachbar-
gemeinde Leupoldsgrün bilden 
wir zudem eine Verwaltungsge-
meinschaft für ca. 3.300 Bürge-
rinnen und Bürger.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich bin seit 1. Mai 2020 
hauptamtlicher Bürgermeister 
unserer schönen Kleinstadt.
Welchem Beruf sind Sie vor 

Wir bauen die letzten drei 
Jahre, soviel wie nie zuvor. Ge-
neralsanierung Grundschule 
und Turnhalle, Bauhofneubau 
und Trinkwasser-Hochbehälter. 
Das sind alles Millionenprojek-
te, welche aber zwingend an-
gegangen werden mussten be-
ziehungsweise längst überfällig 
waren. 
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Wasser- und Abwasser wird 
nicht nur finanziell ein brisan-
tes Thema, denn hier muss der 
Investitionsstau abgearbeitet 
werden. Zumal die Förderhö-

Florian Schaller
Erster Bürgermeister  

der Stadt Schauenstein

Amtsantritt nachgegangen bzw. üben Sie die-
sen nach wie vor aus?

Im Jahr 2003 begann ich meine Lehre als 
Kfz-Mechatroniker für Nutzfahrzeugtechnolo-

gie im Bauhof der Stadt Hof. Nach meiner Ausbil-
dung arbeitete ich bis zu meiner Wahl als Bürger-
meister, im Bereich Bauhof/Grünflächen/Fried-
hof.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Mein größter Anreiz ist es, unsere Stadt weiter-
zuentwickeln und fit für die Zukunft zu machen. 
Sie soll lebenswert und attraktiv für zukünftige 
Generationen sein.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Politik hat mich schon immer interessiert. Bei 
der Landjugend habe ich mich bis zur Landesebene 
jugendpolitisch engagiert und auch meine beruf- 
liche Tätigkeit bei der Stadt Hof hilft mir bis heute.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Durch Corona waren kaum Veranstaltungen, 
Versammlungen und Feste möglich. Ich denke für 
einen Bürgermeister ist es sehr wichtig, immer im 
Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern vor 
Ort zu sein. Dieser Austausch hat natürlich ge-
fehlt. Zudem war es eine große Herausforderung 
in einer kleinen Verwaltung ein Hygienekonzept 
umzusetzen und immer wieder auftretende kurz-
fristige Mitarbeiterausfälle zu kompensieren.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Wir sind eine kleine, finanzschwache Stadt 
und haben die letzten Jahre Stabilisierungshil-
fen des Freistaates erhalten. Diese Kombination 
lässt kaum Spielraum im freiwilligen Bereich. Zu-
dem haben wir einen massiven Investitionsstau 
in der Infrastruktur (Wasser/Kanal/Straßen) und 
im Bauunterhalt.

hen keinesfalls höher ausfallen werden. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Ich bin der zweitjüngste Bürgermeister bei uns 
im Landkreis. Wichtig ist mir meine Familie – als 
Ausgleich und zum Kraft tanken. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Ich habe eine regelmäßige Bürgersprechstun-
de eingeführt. Die Bürger bringen sich und ih-
re Ideen z.B. über unser Stadtentwicklungspro-
gramm sehr gut ein. Hier finden regelmäßig 
Veranstaltungen oder Umfragen statt. In der 
Verwaltung stimmen wir uns regelmäßig in Be-
sprechungen ab. Auch im Stadtrat hilft eine ge-
wisse Absprache, so werden die Beschlüsse zum 
Großteil einstimmig gefasst. 
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Sehr viel. Aber bis die Digitalisierung abge-
schlossen ist, bedeutet der Umstellungsprozess 
auch einen zeitlichen und vor allem finanziellen 
Mehraufwand. Ich konnte ein Ratsinformations-
system, ein GIS-System mit Tablet für den Bauhof 
und ein digitales Baumkataster einführen. Der-
zeit sind wir am Aufbau eines digitalen Kanalka-
tasters.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Alle sagten: Das geht nicht. Dann kam ei-
ner, der wusste das nicht und hat´s einfach ge-
macht.

Das ist kein Lebensmotto von mir, aber ein 
schöner Spruch den ich mir immer wieder vorhal-
te wenn es um manche Herausforderung oder 
Problemstellung geht. Man sollte diese dann ein-
fach mal anders betrachten und querdenken. 
Oftmals ergibt sich ja daraus ein neuer, kreativer 
Lösungsansatz.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ich will erstmal weiterhin, für unsere Stadt, ge-
stalten und ein Macher sein. Es geht darum, dass 
die Zukunft unserer Stadt, für uns und unsere Kin-
der lebenswert bleibt. r
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Derzeit mache ich mir vie-
le Gedanken über die Sprache, 
ihre Funktion und was aus ihr 
gemacht wird. Dabei denke 
ich jetzt nicht in erster Linie an 
die Ankündigung des Minister-
präsidenten, dass in Staatsbe-
hörden und an Schulen künftig 
auf das Gendern mit I, : und * 
verzichtet werden soll. 

Persönlich begrüße ich es 
sehr, dass sich Bayern dazu 
bekennt, Texte auch in Zukunft lesbar und ver-
stehbar abzufassen und keine tückischen Lese-
hürden durch Sonderzeichen einzubauen. Ganz 
verstehen kann ich die Aufregung, ja partielle 
Empörung darüber nicht so ganz, denn eini-
ge Tageszeitungen und Rundfunkanstalten ha-
ben das mit der Genderei schon längst freiwil-
lig aufgegeben bzw. eingeschränkt, weil Nutze-
rinnen und Nutzer, vulgo zahlendes Publikum, 
es mehrheitlich ablehnen, durch Hickslaute 
von Moderierenden (die substantivierte Parti-

zipbildung ist übrigens grammatikalisch falsch 
und wird von mir in Zukunft vermieden) oder 
sinnlosen Satzzeichen im Wort von der Sinn- 
erfassung einer Nachricht abgehalten zu wer-
den. Und was das umstrittene Thema Schule 
angeht: Junge Leute, die im Chat Dinge schrei-
ben wie Afair (soweit ich weiß), FYI (zu Deiner 
Info) oder W8 (Warte) sehnen sich eher nicht 
nach umständlichen Wortverlängerungen.

Aber das ist nicht das einzige Sprachthema, 
das mich im Augenblick umtreibt. Ein anderes 
ist die inflationäre Verwendung von Phrasen 
wie „dies und das hat keinen Platz in unserer 
Stadt“, „wir werden dies und das nicht zulas-
sen“ oder „dies und das spielt den Rechtsradi-
kalen in die Hände“.

Wenn die Tage ruhiger werden und einem die 
drei Nüsse für Aschenbrödel schon zum Hals 
rauswachsen, kann man ja mal zusammenzäh-
len, wie oft in den Tagen seit dem 7. Oktober 
gesagt wurde, Antisemitismus und Israelhass 
hätten keinen Platz in einer Stadt oder unse-
rem Land. Und das, während auf den Straßen 
ein fanatisierter Mob Israel Völkermord vor-
wirft und Davidsterne an Häuser geschmiert 
werden. Hier trifft die reale Welt auf eine hilf-
lose Phrase, die nur besagt, dass wir mit der  
Situation überfordert sind.

Was hat man etwa von dem Bekenntnis zu 
halten, „Wir lassen nicht zu, dass das Existenz-

recht Israels bestritten wird“, 
wenn an der Uni Berlin sank- 
tionslos und unter Berufung 
auf die Freiheit der Wissen-
schaften genau das passiert 
und jüdische Studenten ge-
mobbt werden? Da bleibt in 
der ganzen Hilflosigkeit nur 
ein Chat-Kürzel: NATO – No 
action, talk only.

Somit komme ich zu Phrase 
drei, der Tabuisierung von 

Themen, um die Rechtsradikalen nicht zu stär-
ken. Jüngstes Beispiel, der Satz im Entwurf des 
CDU-Grundsatzprogramms, wonach Muslime, 
die unsere Werte teilen, zu Deutschland ge-
hörten. Ein Satz, der meiner Meinung nach so 
selbstverständlich wie notwendig für eine de-
mokratische Partei ist. Oder wollen wir die 
Muslime, die in Deutschland das Kalifat errich-
ten, die Scharia anwenden, Mädchen von Bil-
dung ausschließen oder Konvertiten und „las-
terhaften“ Menschen das Lebensrecht aber-
kennen wollen, als Teil unserer Gesellschaft se-
hen? Bei uns wird niemand abgelehnt, nur weil 
er aus einer Kultur kommt, die keinen Lessing, 
Kant oder Voltaire hervorgebracht hat. Aber zu 
deren Prinzipien kann und muss man sich be-
kennen, wenn man hier leben will.

Wer dies ausspricht, hilft den Rechtsradika-
len nicht, sondern er schwächt sie, weil er ihnen 
den Wind aus den Segeln nimmt und den nor-
malen Bürgerinnen und Bürgern zeigt, dass ih-
re Sorgen ernstgenommen werden. Ich fürchte, 
die Ränder werden gestärkt, wenn jetzt schon 
wieder Energie und die Lebensmittelerzeugung 
(Agrardiesel!) verteuert werden, was die Infla-
tion befeuert, was wiederum die Rezession ver-
längert. Politik gegen Otto Normalverbraucher 
ist ein Konjunkturprogramm für Radikale von 
links wie rechts – ein Konjunkturprogramm z.B. 
für den Mittelstand würde anders aussehen.

Das Resümee zu Jahresabschluss kommt 
vom englischen Literaten Samuel Johnson: 
„Die Sprache ist die Kleidung der Gedanken“.

Verehrte Leserin, geneigter Leser,
in wenigen Tagen feiern wir die Menschwer-

dung Gottes und damit die Geburt eines Man-
nes, der wie kein anderer die Welt mit der Kraft 
des Wortes verändert hat. Seine Botschaft, Frie-
de auf Erden, wird derzeit von Russland, im Hei-
ligen Land und auch andernorts nicht gehört.

Sorgen wir dafür, dass es in den kommenden 
Tagen bei uns im Kleinen, in der Familie, an 
der Arbeitsstelle, in der Gemeinde oder Stadt, 
friedlich bleibt und wir damit dem Heiland das 
kostbarste Geschenk machen, das wir haben.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Resümee  
zum Jahresabschluss

Vorstände, Aufsichtsräte und Geschäftsführung der KERL eG und KERL Projekt GmbH: (v.l.) Harald Hil-
lebrand (Geschäftsführer der eG), Maria Politzka (bisherige Geschäftsführerin der eG), Josef Spindler 
(Aufsichtsrat der eG und Bürgermeister von Regenstauf), Max Kollmannsberger (Vorstand eG und Bürger-
meister von Tegernheim), Maximilian Köckritz (Geschäftsführer eG und GmbH), Elisabeth Kerscher (stellv. 
Aufsichtsratsvorsitzende eG und Bürgermeisterin von Wiesent), Béla Szabó (Geschäftsführer GmbH), Land- 
rätin Tanja Schweiger (Vorsitzende des Vorstands der eG), Christian Kiendl (Vorstand der eG und Bürger-
meister von Schierling), Barbara Wilhelm (Aufsichtsrätin der eG und Bürgermeisterin von Pentling) und 
Karl Söllner (Aufsichtsratsvorsitzender der eG und Bürgermeister von Brunn). Bild: Beate Geier/LRA

KERL Projekt GmbH zündet die 
nächste Stufe der Energiewende

Kommunen machen KERL zum kommunalen Ansprechpartner beim Thema Energie  
im Landkreis Regensburg

Regensburg (RL). Bürger und Unternehmen in Zukunft mit saube-
rer, zuverlässiger und bezahlbarer Energie versorgen: Das ist das er-
klärte Ziel der KERL Projekt GmbH im Landkreis Regensburg. Mit der 
Zustimmung der Generalversammlung der KERL eG hat das Projekt 
Energiewende eine wichtige Hürde genommen. Denn unmittelbar 
nach der Generalversammlung wurde durch Landrätin Tanja Schwei-
ger zusammen mit Bürgermeister Christian Kiendl die Gründung der 
KERL Projekt GmbH besiegelt.

Landrätin Tanja Schweiger: 
„Durch die Weiterentwicklung 
der bestehenden KERL eG hin 
zur KERL Projekt GmbH können 
wir den Ausbau erneuerbarer 
Energie zusammen mit Kommu-
nen und den Menschen vor Ort 
gestalten. Wir wollen damit ge-
währleisten, dass am Ende nicht 
Einzelne viel verdienen, sondern 
möglichst viele Zugang zu bezahl-
barem Strom erhalten. Daher bie-
ten wir uns auch allen Flächen- 
eigentümern als verlässlichen 
und fairen Pächter an.“

Die bisherige Geschäftsführe-
rin der KERL eG, Maria Politzka, 
scheidet zum Jahresende 2023 
auf eigenen Wunsch aus und 
kann sich so wieder verstärkt um 
die Aufgaben der Wirtschaftsför-
derung und Regionalentwicklung 
des Landkreises kümmern.

Bürgermeister und Aufsichts-
ratsvorsitzender der KERL eG, 
Karl Söllner, ergänzte am Ran-
de der Generalversammlung: 
„Wir danken Maria Politzka für 
ihre Leistungen, die sie zusätz-
lich zur Tätigkeit im Landrats- 
amt erbracht hat und setzen gro-
ße Erwartungen in die neuen 
hauptamtlichen Geschäftsführer 
Béla Szabó und Maximilian Köck-
ritz. Gemeinsam werden wir die 
Energiewende in den nächsten 
Jahren erfolgreich bewältigen.“

Verbraucherfreundliche,  
bezahlbare Versorgung

Zentrale Aufgabe der KERL Pro-
jekt GmbH ist es, die Kommu-
nen bei der Erstellung kommuna-
ler Ausbaukonzepte zu unterstüt-
zen und die Rahmenbedingungen 
für die Energie- und Wärmewen-
de zu gestalten. Neben der För-
derung der Energieversorgung 
kommunaler Gebiete wird damit 
eine verbraucherfreundliche und 
bezahlbare Energieversorgung 
als Bestandteil der Daseinsvor-
sorge ermöglicht.

Kommunaler  
Ansprechpartner

Die KERL Projekt GmbH schafft 
ab sofort die Grundlagen für die 
Planung, die Finanzierung, die 
Projektierung, den Bau und den 
Betrieb von erneuerbaren Ener-
gieanlagen und Wärmenetzen. 

Dabei sollen insbesondere Bür-
gern und Bürgerinnen, Kommu-
nen und regionalen Unterneh-
men Beteiligungen ermöglicht 
werden. Der überwiegende Teil 
der Mitgliedskommunen hat be-
reits weitere Genossenschaftsan-
teile gezeichnet, um die KERL eG 
finanziell für die neuen Aufgaben 
zu rüsten.

Mit zahlreichen Grundstücks-
eigentümern von Potenzialflä-
chen für PV- und auch Windkraft-
anlagen wurden zwischenzeit-
lich Nutzungsverträge zum Bau 
von EE-Anlagen geschlossen. Die 
KERL eG ist kommunal getrage-
ner Ansprechpartner in der Re-
gion für interessierte Flächenei-
gentümer sowie Vertragspartner 
für Pachtverträge. 

Kontakt

Als Ansprechperson steht da-
bei Geschäftsführer Maximilian 
Köckritz unter 0941 / 4009 – 249 
oder KERL-flaeche@lra-regens-
burg.de zur Verfügung.  r

Landkreis München:

#GemeinsamInklusiv 
Jeder zählt!

Host Town-Kommunen blicken auf erfolgreiches Jahr zurück
Mit Dankbarkeit blicken die Host Town-Kommunen des Landkrei-
ses München auf ein erfolgreiches Jahr zurück, insbesondere auf die 
Dankesveranstaltung Ende Oktober zusammen mit Landrat Chris-
toph Göbel. Es ist keineswegs selbstverständlich, dass Menschen 
mit geistigen und körperlichen Einschränkungen ohne Beeinträch-
tigungen am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. Insbe-
sondere im Sportbereich stehen Betroffene mit körperlichen Her-
ausforderungen nach wie vor vor Hürden, die ihre gesellschaftliche 
Teilnahme beeinflussen. Um hier ein Zeichen zu setzen und die Ath-
leten zu unterstützen hat sich der Landkreis München, in dem et-
wa 40.000 Menschen mit einer Behinderung leben, als Gastgeber für 
die Special Olympics World Games 2023 in Berlin beworben. – Mit 
Erfolg, zusammen mit sieben Landkreiskommunen wurde er als so-
genannte Host Town ausgewählt.

Fast 200 Delegationen aus der 
ganzen Welt waren in insgesamt 
216 deutschen Host Towns zu 
Gast. Vor den World Games hat-
ten die Athletinnen und Athleten 
die Möglichkeit, im Host Town 
Programm die deutsche Kultur 
kennenzulernen. 

Host-Town Kommunen 

Die Special Olympics World Ga-
mes in Berlin vom 17. bis 25. Juni 
2023 waren die größte Multisport-
veranstaltung in Deutschland seit 
den Olympischen Spielen 1972. In 
den Tagen vor den Spielen lernten 
die teilnehmenden Delegationen 
im Host Town Programm Land 
und Leute kennen – mit großer 
Freude auch im Landkreis Mün-
chen. Die sieben Host-Town-Land-
kreiskommunen – Gräfelfing, Pla-
negg, Garching, Unterföhring, Is-
maning, Taufkirchen und Oberha-
ching –begrüßten vom 12. bis 15. 
Juni 2023 drei Delegationen mit 
insgesamt 118 Athletinnen und 
Athleten sowie ihren Trainerinnen 

und Trainern. Darunter waren 63 
Personen aus Neuseeland in Gar-
ching, Ismaning und Unterföhring 
zu Gast, 45 Delegationsmitglieder 
aus Gibraltar wurden in Oberha-
ching und Taufkirchen sowie zehn 
Weltspiele-Teilnehmer von aus 
Papua-Neuguinea in Planegg und 
Gräfelfing begrüßt. 

Nachhaltig inklusiv

Die Teilnahme am Host Town- 
Programm ist ein Meilenstein auf 
dem Weg des Landkreises, inklusive 
Sportangebote zu fördern, nachhal-
tige Strukturen zu schaffen und die 
Ziele der UN-Behindertenrechts-
konvention umzusetzen. Im Land-
kreis München gibt es bereits zahl-
reiche Projekte und Initiativen für 
Inklusion und Vielfalt. Die neu ent-
standenen Netzwerke und Part-
nerschaften sollen nicht nur zwi-
schen den lokalen Host-Town-Ak-
teuren, sondern auch über die Spe-
cial Olympic World Games hinaus 
Bestand haben und die Menschen 
vernetzen. Das langfristige Ziel ist, 

dass jeder Mensch – unabhängig 
von körperlichen oder geistigen Ein-
schränkungen – Sport in der Gesell-
schaft ausüben kann, ganz beson-
ders dort, wo er verwurzelt ist: in 
seiner Heimat. 

„Die Special Olympic World Ga-
mes haben uns eine wunderbare 
Chance gegeben, die Inklusion, ins-
besondere im Sport, im Landkreis 
München voranzubringen. Die lo-
kalen Initiativen, die auch schon 
vor und jetzt nach den Weltspielen 
fortwirken, ermöglichen Menschen 
eine verstärkte Teilhabe, der Sport 
schenkt Anerkennung, Selbstbe-
wusstsein und letztlich verbindet er 
uns alle als Menschen im Landkreis 
München. Jeder Host-Town-Kom-
mune danke ich von Herzen für ih-
ren großen Einsatz, denn nur so fin-
det Vernetzung statt“, so Landrat 
Christoph Göbel.

Ausblick in die Zukunft

Auch zukünftig ist die Nachhal-
tigkeit von Sportangeboten für 
Menschen mit, aber auch ohne 
Einschränkung unabdingbar. Aus 
diesem Grund stellt der Landkreis 
München Fördergelder zur Verfü-
gung, um inklusive Projekte vor-
anzutreiben und zu unterstützen. 
Die Landkreiskommunen sind da-
zu aufgerufen, ihre Erfahrungen 
zu teilen, um langfristig das An-
gebot und die Vielfalt an Mög-
lichkeiten für Menschen mit Ein-
schränkungen im Sportbereich 
zu erhöhen. Als Ansprechpartner 
steht dazu Ismail Salem von der 
Sozialplanung Senioren und Inklu-
sion vom Landratsamt München 
unter Ismail.Salem@lra-m.bay-
ern.de zur Verfügung.  r

Landkreis Donau-Ries:

Weiterhin schuldenfrei
Großbaumaßnahme wird günstiger

Als erster Landkreis Bayerns schaffte es der Kreis Donau-Ries 2017 
trotz jährlich hoher Investitionen in Infrastruktur und Schulen gänz-
lich schuldenfrei zu sein. 

Jahrelang wurde dieser Weg 
konsequent weitergegangen, bis 
zuletzt fest davon auszugehen 
war, erstmals wieder auf Kredi-
te zurückgreifen zu müssen. Im 
Kreishaushalt für das laufende 
Jahr war insbesondere wegen der 
hohen Kostensteigerungen in vie-
len Bereichen, allen voran beim 
Baumaterial und den Energiekos-
ten, bereits die Aufnahme von bis 
zu 4,9 Mio. Euro vorgesehen. 

Trotzdem kann die Schulden-
freiheit gehalten werden. Ei-
nerseits wurde ein Großteil der 
Mehrkosten für die stark ge-
stiegenen Energiepreise in den 
Krankenhäusern doch durch den 
Bund übernommen. Anderer-
seits blieben die Personalkos-
ten für das laufende Jahr hin-
ter den erwarteten Zahlen zu-
rück, werden jedoch 2024 um-
so stärker steigen. Des Weiteren 
gab es deutliche Einsparungen 
bei der Jugendhilfe, was dar-
an lag, dass verschiedene Träger 
bestimmte Maßnahmen nicht 
mehr anbieten konnten. Schließ-
lich wirkte sich die von Landrat 
Stefan Rößle eingerichtete haus- 
interne Sparkommission positiv 
auf die Kreisfinanzen aus.

Rößle, im Jahr 2008 Initiator des 
Entschuldungskonzeptes, sieht 
die Entwicklung realistisch: „Wir 
haben gut gehaushaltet und müs-

sen in diesem Jahr wider Erwar-
ten keine Schulden aufnehmen. 
Ob uns dies auch im kommenden 
Jahr gelingen kann, ist momen-
tan noch offen.“ Neben den stei-
genden Personalkosten sind es 
die ambitionierten Investitionen 
in die weiterführenden Schulen, 
die auch 2024 zu Buche schlagen 
werden. Das größte Fragezeichen 
im kommenden Jahr steht wieder- 
um bei den Krankenhäusern. Oh-
ne erneute Hilfe durch den Bund 
wird ein Defizit in diesem Bereich 
unvermeidbar sein.

Schulzentrum Rain  
voraussichtlich günstiger

Der moderne Neubau war ur-
sprünglich mit 60 Mio. Euro ver-
anschlagt, wovon der Landkreis 
die Kosten für die Realschule und 
der Schulverband Rain für die Mit-
telschule übernimmt. 

Nachdem inzwischen bereits 
91 Prozent aller Aufträge verge-
ben wurden und sich die erwar-
teten Kosten im Rahmen bewe-
gen, wird der eingeplante Puffer, 
insbesondere für Preissteigerun-
gen während der Bauphase, vor- 
aussichtlich nicht benötigt. Ins-
gesamt fallen die geplanten Kos-
ten damit nach aktuellem Stand 3 
Mio. Euro geringer aus als voraus-
gesehen.  r
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Vorschau auf GZ 1-2/2024
In unserer Ausgabe Nr. 1-2, die am 18. Januar 2024 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Energie: Erzeugung, Beschaffung, Speicherung
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
• Kommunales Verkehrswesen – ÖPNV
• Kommunalfahrzeuge, Garten- und Landschaftsbau

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt als Eigenbeilage des Verlags Bayerische 
Kommunalpresse GmbH der Sonderdruck zum Bayerischen 
BreitbandForum bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. r

 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Altersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Soft warelösungen

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Glasfaser / Glasfaserausbau

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Der leichte Weg hin  
zu mehr Digitalisierung. kommune-aktiv.de 

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

1.250 Jahre Velden:

Leben und leben lassen
Ein gewaltiger Feier-Marathon geht zu Ende: Vor 1.250 Jahren, am 13. 
September 773, wurde die Marktgemeinde Velden, selbsternannte 
„Perle des Vilstals“ und im Landkreis Landshut gelegen, das erste Mal 
urkundlich erwähnt. Ein Kanzleischreiber des Freisinger Domklosters 
notierte, dass der Priester Sigo sein Landgut am Rande eines Gebie-
tes, das den Namen „feldin“ trägt, der Bischofskirche von Freising ver-
macht habe. Laut Erstem Bürgermeister Ludwig Greimel „war Velden 
wohl als Hauptort eines Gaues von besonderer Bedeutung in dieser 
frühgeschichtlichen Zeit und hat seitdem eine bewegte Entwicklung 
mit Höhen und Tiefen durchlaufen“.

Mit der Erteilung des Markt- 
rechts im frühen Mittelalter ha-
be Velden die Möglichkeit er-
halten, den strukturellen Wan-
del von der landwirtschaftlichen 
Prägung hin zum Bürgertum vo-
ranzutreiben, so Greimel. In der 
Nachkriegszeit habe die Gemein-
de den Wiederaufbau gemeis-
tert und mit der Gebietsreform, 
dem damit verbundenen Schritt 

zur Großgemeinde und Sitz der 
Verwaltungsgemeinschaft einen  
bedeutenden Entwicklungsschub 
erhalten.

Beim Neujahrskonzert des 
„Blechhaufens“ am Oberen Markt 
wurde das Jubiläumsjahr 2023 er-
öffnet. Im Laufe des Jahres stan-
den neben vielen bewährten Fes-
ten, die im Rahmen des Jubiläums 
ausgebaut wurden, auch einige 

außerordentliche Veranstaltun-
gen auf dem Programm.

Landmaschinen-Flohmarkt

Pünktlich zum 40-jährigen Ver-
einsjubiläum des „Ring der Land-
wirte Velden“ erfuhr der letztmals 
2017 veranstaltete Landmaschi-
nen-Flohmarkt eine Neuauflage. 
Am Pfingstmontag wurden ge-
brauchte und einsatzfähige Land-
maschinen und -teile angeboten. 
Auch Werkzeuge, Kleinteile, Rest-
posten, Liebhaberstücke sowie 
nostalgische Raritäten wechsel-
ten den Besitzer.

Anfang Juni feierte der Markt 
Velden sein 60. Volksfest u.a. mit 
einer Schlagernacht, zahlreichen 
Top-Bands und einem großen 
Feuerwerk am Behörden-Mon-
tag. Mit dem Besuch von Minis-
terpräsident Dr. Markus Söder en-
dete das Volksfest am politischen 
Montag. Daran anschließend lud 
die Faschingsgesellschaft in Ver-
bindung mit dem Theaterverein 
zu Nachtwächterführungen rund 
um den Marktplatz ein. Auf ei-
ner Zeitreise durch die 1250-jäh-
rige Geschichte trugen Originale 

so manche interessante Begeben-
heit vor.

Die „Aktiven Bürger“ baten ih-
rerseits zu einem verlängerten 
Wochenende mit dem Titel „Ge-
nuss am Fluss“ an der Vilsprome-
nade. Dabei wurde in Velden ein 
wenig „Großstadtflair“ geschnup-
pert. Die Besucher konnten es 
sich in Liegestühlen am Vilsufer 
bequem machen und ihre Cock-
tails genießen.

Der alte Veldener Bahnhof fun-
gierte im Juli als Schauplatz ei-
nes großen Lichtkonzerts. So-
bald die Sonne unterging, wurde 

das Bahnhofsgelände erleuchtet. 
Bis zu hundert Scheinwerfer un-
terschiedlicher Art beleuchteten 
Bäume, Sträucher, Blumen und 
Wiesen des historischen Bahnhof- 
ensembles in mannigfaltigen Far-
ben- und Lichterspielen. Bei ei-
nem großen Picknick genossen die 

Gäste das Farbenspektakel.
Mit einem Tag der offenen Tür 

des neuen Rathauses wurde das 
neue BRZ (Bürgersaal, Rathaus 
und Zahnarztpraxis) mit dem neu 
gestalteten Rathausplatz offiziell 
eröffnet. Interessierte Besucher 
nahmen die Möglichkeit, die neu-
en Räumlichkeiten zu besichtigen, 
gerne und zahlreich wahr. Der 
neue Bürgersaal wurde Ende Sep-
tember erstmals in großem Rah-
men genutzt. Der Markt Velden 
hatte zu einem besonderen Ak-
kordeonkonzert eingeladen.

Nach den Geschichtslesungen 
der „Aktiven Bürger“ im Früh-
jahr zu den Themen „Geschäfte 
und Betriebe damals“, „Erster und 
Zweiter Weltkrieg“, „Entstehung 
der Infrastruktur“ und „Brauerei-
en, Mühlen und Gaststätten“ mit 
bis zu hundert Besuchern fanden 
zum Jahresende Lesungen zur Ge-
schichte der Ortsnamen im Ge-
meindegebiet, zu den Sportverei-
nen und Veldener Sportler sowie 
zu bekannten Veldener Persön-
lichkeiten statt.  DK

Bürgermeisterwahlen  
in Bayern

Ludwig Horn hat die Bürgermeisterwahl in Tutzing gewonnen. 
Der CSU-Kandidat erreichte 63,8 Prozent der Stimmen, Amtsinha-
berin Marlene Greinwald von den Freien Wählern kam auf 36,2 
Prozent. Die Wahlbeteiligung lag bei 60,8 Prozent. Der 27 Jahre al-
te Horn wird Bayerns zweitjüngster Bürgermeister sein.

Lucas Reisacher war als einziger Kandidat zur Bürgermeis-
ter-Wahl in Oy-Mittelberg angetreten. Der gemeinsam von CSU 
und Freien Wählern nominierte 29-Jährige vereinte 84,8 Prozent 
der Stimmen auf sich. Wahlbeteiligung: 36,2 Prozent.

Mit 61,6 Prozent der Stimmen ging Stephan Karg von der CSU 
als Sieger der Bürgermeisterwahl in Höchstädt a. d. Donau hervor. 
Das amtierende Stadtoberhaupt Gerrit Maneth (FW) erzielte 38,4 
Prozent und wird damit nach nur einer Amtszeit im März den Rat-
haussessel räumen. Die Wahlbeteiligung lag bei 55,5 Prozent.  DK



„Unsere digitale Welt, gepaart mit einer Pandemie, hat uns 
gezeigt, dass ohne gute Internetverbindung nichts mehr geht. 
Aber: Heftige Baukostensteigerungen und ein eklatanter Fach-
kräftemangel machen uns bewusst: Günstiger wird’s nicht. 
Und wer jetzt kein Breitband baut, wird lange keines kriegen“, 
hob GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel in ihrer Begrü-
ßung hervor. 

Obwohl die Bereitstellung von schnellem Internet nach wie 
vor nicht als zentrale Aufgabe der Daseinsvorsorge definiert 
ist, sei sie ein essenzieller Standortfaktor. Deshalb werde es 
eben doch als Pflicht der kommunalen Entscheidungsträge-
rinnen und Entscheidungsträger betrachtet, hierfür die beste 
Lösung zu finden und die Finanzierung sicherzustellen. Das 
Bayerische Breitbandforum biete eine wertvolle Plattform, 
Werkzeuge an die Hand zu geben, mit denen das Internet der 
Zukunft vor Ort angeboten wird. 

Laut Gunzenhausens Erstem Bürgermeister Karl-Heinz Fitz 
muss die mittelfränkische Stadt nach neuesten Berechnun-
gen ca. 18 Mio. Euro in den Breitbandausbau investieren. Bei 
einer Förderung von 90 Prozent stünden damit immer noch 
1,8 Mio. Euro zu Buche. Auf viele Kommunen kämen aber 
nicht nur finanzielle, sondern auch bauliche Herausforde-
rungen (Stichwort Leitungsverlegung) zu. Auch die Themen 
Wärmeplanung und Kinderbetreuung stellten Pflichtaufga-
ben für die Kommunen dar. Insgesamt handle es ich hier um 

einen enormen Kraftakt für die Stadt Gunzenhausen, der 
jedoch auch mit Blick auf die gute kommunale Einnahmesi-
tuation und der erfreulichen Gewerbesteuerentwicklung zu 
meistern sei, gab sich Fitz zuversichtlich.

Wie Ministerialrat Klaus Spreng vom Bayerischen Staatsmi-
nisterium der Finanzen und für Heimat erläuterte, habe sich 
das flächendeckend schnelle Internet in der Pandemie be-
währt. Von 2014 bis 2020 habe der Freistaat im Rahmen der 
Bayerischen Breitbandrichtlinie 1,2 Mrd. Euro in unterver-
sorgten Gebieten gebilligt. Über 98 Prozent der bayerischen 
Haushalte hätten inzwischen Zugang zu schnellem Internet 
(mindestens 30 Mbit/s), und 92 Prozent Zugang zu mindes-
tens 100 Mbit/s. DK

Knapp 500 kommunale Entscheidungs- und Mandatsträger sowie leitende Mitarbeiter aus Kommunalverwaltungen, Ministerien, 
aus Wirtschaft und Verbänden, hatten sich zum 10. Bayerischen BreitbandForum in Gunzenhausen angemeldet und sorgten 
damit für einen Besucherrekord. Zudem folgten knapp 70 Aussteller, auch aus dem europäischen Ausland, der GZ-Einladung. 
Medienpartner war einmal mehr TV Bayern live.
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10.  BAYERISCHES BREITBANDFORUM IN GUNZENHAUSEN

Breitbandausbau – Rückgrat der Digitalisierung
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Über die Veranstaltung gibt es einen Fernsehbeitrag von 

TV Bayern live:       https://t1p.de/cy0sq

Ab Seite 30 finden Sie Beschreibungen unserer Partner.

Vorträge der Veranstaltung sind zu finden im internen Bereich,  
online abrufbar unter: www.bayerisches-breitbandforum.de.
Passwort via Mail an: veranstaltungen@gemeindezeitung.de

1 0 . B B F

Theresa von Hassel und Karl-Heinz Fitz

Constanze von Hassel

https://t1p.de/cy0sq
http://www.bayerisches-breitbandforum.de
mailto:veranstaltungen@gemeindezeitung.de
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KLAUS SPRENG |  BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM DER FINANZEN UND FÜR HEIMAT

Aktuelles aus der bayerischen Gigabitförderung

Mit der Bayerischen Gigabitrichtlinie habe der Freistaat den 
Weg geebnet und könne als erste Region in der Europäischen 
Union den Glasfaserausbau auch dort fördern, wo bereits 
ein Netzbetreiber mindestens 30 Mbit/s anbietet („graue 
Flecken“). Bislang seien über 1.420 Gemeinden in das För-
derverfahren eingestiegen, Bayerns ambitioniertes Ziel lau-
te: Gigabit bayernweit bis 2025.

Ohne Vorankündigung stoppte der Bund im Oktober 2022 sei-
ne Gigabitförderung, was besonders Kommunen im ländlichen 
Raum, die dringend auf die Zuschüsse angewiesen sind, hart 
traf. Bundesförderung und bayerische Förderung waren aufein- 
ander abgestimmt, ohne Bundesbescheid ist eine bayerische 
Kofinanzierung nicht möglich. Vielfach lagen Ausbauprojekte 
der Kommunen seit dem Förderstopp auf Eis. Seit April 2023 
können Kommunen nun endlich wieder Förderprojekte nach 
dem neuen Bundesförderprogramm Gigabit-RL 2.0 starten. 
Jedem Land ist ein festes Budget zugeteilt – für bayerische 
Kommunen insgesamt 450 Mio. Euro Bundesmittel – und es 
gibt zeitlich befristete Antragsfenster. Die Frist zur Einreichung 
der Förderanträge beim Bund lief bis zum 15. Oktober 2023.

Das neue Förderprogramm des Bundes ermöglicht Spreng 
zufolge eine Förderung des Glasfaserausbaus auch in Gebie-
ten, die bereits mit Super-Vectoring versorgt sind (bis zu 250 
Mbit/s). Neben den deutlich erhöhten Fördersätzen können fi-
nanzschwache Gemeinden zusätzlich bei der Finanzierung des 
Eigenanteils unterstützt werden. Im Ergebnis sind dann auch 
Fördersätze über 90 Prozent erreichbar. Seit April 2023 stiegen 
im Freistaat 744 Gemeinden ein, 517 stellten Anträge. Insge-
samt wurden 1,3 Mrd. Euro an Bundesmitteln beantragt; dies 
entspricht einer bayerischen Kofinanzierung von ca. 950 Mio. 
Euro. Zudem befinden sich 78 Gemeinden in der „fast lane“ 
(Stand: 10. Oktober 2023).

Im Rahmen der neuen Bayerischen Kofinanzierungs-Giga- 
bitrichtlinie 2.0, die seit 1. August 2023 in Kraft ist, werden – wie 
schon bei der Vorgängerrichtlinie – die niedrigen Fördersätze 
des Bundes von 50 Prozent auf 90 Prozent angehoben. Erstmals 
aber plant der Freistaat eine Ausnahme für das Betreibermodell: 
Liegt der Durchschnitt der zuwendungsfähigen Ausgaben je  
Adresse über 7.500 Euro, wird der Fördersatz grundsätzlich um 
15 Prozent gesenkt und auch die Härtefallregelung gilt nicht. Die 

Gemeinde kann dies nur über ein Auswahlverfahren für eine 
Wirtschaftlichkeitslückenförderung abwenden, die mindestens 
die gleichen Kosten ergibt. Ist aber die Wirtschaftlichkeitslücke 
günstiger, ist die Gemeinde an diese Verfahrensart gebunden. 

Der Freistaat begründet diese Einschränkung damit, dass Pro-
jekte, die über das sog. Betreibermodell umgesetzt werden, 
vereinzelt weit überproportional teuer ausfielen. Durch den 
hohen Fördersatz von meist 90 Prozent sei die Bestrebung, 
möglichst günstig zu planen, eher gering ausgeprägt. 

Durch das aufwändigere, längere Verfahren seien die Kom-
munen teilweise überfordert und würden zum Teil auch nicht 
objektiv beraten. Tatsache sei, dass das Kostenrisiko des Baus 
vollständig bei der öffentlichen Hand liege und die Kommune 
für das Netz über viele Jahre Verantwortung trage. Empfeh-
lenswert sei das Betreibermodell nur für größere Kommunen 
z.B. mit eigenen Stadtwerken und einer Telekommunikations-
sparte, betonte Spreng und stellte klar: „Vorrangiges Ziel der 
bayerischen Gigabitförderung ist nicht, Kommunen zu einem 
eigenen Breitbandnetz zu verhelfen. Ziel ist vielmehr, gigabit-
fähige Infrastruktur in ganz Bayern unter dem Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu errichten.“ 

Der Ministerialrat wies zudem darauf hin, dass die Bayerische 
Gigabitförderung einen Spurwechsel vorgenommen habe und 
sich nun stärker auf das neue Förderprogramm des Bundes fo-
kussiere. Die Förderung nach der BayGibitR werde daher seit 1. 
August 2023 auf Kommunen ohne Supervectoring-Versorgung 
sowie auf Gewerbe- und Industriegebiete konzentriert, um dort 
dem besonderen Bedarf zu begegnen. Ziel sei es, verfügbare 
Bundesmittel nach Bayern zu holen und somit bayerische Steu-
ermittel zu sparen.

Am 28. Juli 2023 ist überdies eine neue DIN-Norm (DIN 18220) 
in Kraft getreten, die Standards für den sicheren Einsatz 
alternativer Verlegemethoden wie Trenching-, Fräs-, und 
Pflugverfahren festlegt. Somit wird Rechts- und Investitions-
sicherheit für alle Beteiligten geschaffen. Das Gigabitbüro 
bietet hierzu Workshops für Kommunen und TK-Unterneh-
men an (Zweck und Nutzen der Normierung, deren Anwen-
dung und rechtlicher Rahmen). Sprengs Appell: „Bitte nutzen 
Sie dieses Angebot!“ DK

Ministerialrat Klaus Spreng

Ende des Jahres läuft das bayerische Förderprogramm „Glasfaser/WLAN-Richtlinie“ aus. Damit können seit 2018 alle Rathäuser 
und öffentlichen Schulen im Freistaat direkt an leistungsstarke Glasfaser angebunden werden. Bayernweit wurden bereits über 
3.800 Einrichtungen, davon 2.900 öffentliche Schulen, mit über 106 Mio. Euro gefördert. „92 Prozent der öffentlichen Schulen 
sind bereits gigabitfähig versorgt“, erläuterte Ministerialrat Klaus Spreng.

Spurwechsel für 
die bayerische 
Gigabitförderung



L EO N E T. D EAU S  BAY E R N .  F Ü R  BAY E R N .

GLASFASER-
AUSBAU UNTER 
PARTNERN

EIN UNTERNEHMEN DER 
INFRAFIBRE GERMANY

Adrian Richter 
Leiter 
Kommunalbetreuung 

Tel.: +49 (0)151 1881 5692
adrian.richter@leonet.de

Mit LEONET haben Sie einen starken Partner aus 
Bayern an Ihrer Seite. Wir blicken auf über 
14 Jahre Glasfaserausbau im Freistaat. Wir sorgen 
für gigabitfähiges Internet, dem zentralen Element 
einer zukunftsfesten Infrastruktur. 

Wir denken eine Kommune stets als Ganzes, immer 
flächendeckend. Das gelingt, indem wir privatwirt-
schaftlichen und geförderten Ausbau kombinieren.

Wir sind Mitglied vom Pakt Digitale Infrastruktur der 
Bayerischen Staatsregierung. Wir sind mit umfassenden 
Finanzmitteln für den Glasfaserausbau in Bayern 
ausgestattet. Aktuell bauen wir jenseits unserer 
Stammgebiete – Landkreise Cham und Regen – in immer 
mehr Kommunen Bayerns aus. Und morgen? Bei Ihnen.

Das Team der LEONET Kommunalbetreuung freut sich 
auf den Austausch mit Ihnen.

https://leonet.de/
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STEFAN GRAF |  BAYERISCHER GEMEINDETAG

Hat Glasfaserausbau noch oberste Priorität?
Die politischen Ziele der bayerischen Staatsregierung für ein schnelles Internet mit Datenraten von mehr als 30 Mbit/s in ländlichen 
Gemeinden wurden mit 98 Prozent erreicht. Und bei den Anschlüssen mit Datenraten von mehr als 1.000 Mbit/s sagt die Statistik: 
städtisch 87,4 Prozent, halbstädtisch 56,3 Prozent und ländlich 27,1 Prozent. Es gibt also noch viel zu tun.

Aber die politischen Ziele werden bescheidener. So liest sich 
der Koalitionsvertrag 2018 der Staatsregierung wie folgt: 
„Wir führen Bayern ins Gigabit-Zeitalter. Wir streben an, bis 
2025 alle Haushalte in Bayern gigabitfähig zu machen.“ Im 
Koalitionsvertrag 2022 der Bundesregierung steht: „Unser 
Ziel ist die flächendeckende Versorgung mit Glasfaser (FTTH) 
und dem neuesten Mobilfunkstandard. Der 
eigenwirtschaftliche Ausbau hat Vorrang.“ 
Und das Regierungsprogramm 2023 der CSU 
lautet: „Wir wollen die digitale Erschließung 
Bayerns vollenden. Dazu werden wir mit der 
neuen Bayerischen Gigabitrichtlinie in Bay-
ern als erster Region in Europa die Beschleu-
nigung von Anschlüssen in grauen Flecken 
fördern, also an Orten, wo bereits schnelles 
Internet verfügbar ist. Nach Abschluss aller 
Maßnahmen werden über 99 Prozent der 
bayerischen Haushalte mit schnellem Inter-
net erschlossen sein.“

Die seit 2020 geltende bayerische Gigabitrichtlinie zur Förde-
rung des Ausbaus in grauen Flecken mit einem Höchstsatz von 
90 Prozent im ländlichen Raum wurde jetzt im August durch 
ein Hinweisblatt eingeschränkt. Demnach besteht nun ein 
Förderausschluss, sofern in einer Gemeinde bereits Super-
vectoring verfügbar (unabhängig vom Erschließungsgebiet!) 
ist oder im Rahmen der Markterkundung innerhalb der nächs-
ten drei Jahre angekündigt wird - außer die zu fördernden 
Adressen liegen in Gewerbe- oder Industriegebieten. Dazu 
gab Graf den Hinweis, dass die Bundesförderung nun auch 
mit der bayerischen Kofinanzierung kombiniert werden kann. 
Für die Variante Betreibermodell hat der Bund die Veräuße-
rungspflicht abgeschafft. Und Bayern hat die Kofinanzierung 

um 15 Prozent abgesenkt, wenn die durchschnittlichen Kos-
ten pro Anschluss mehr als 7.500 Euro betragen.

Zum Thema alternative Verlegeverfahren 
begrüßte Graf die Veröffentlichung der 
neuen Norm DIN 18220, die den Einsatz 
von Schleif-, Fräsrad- und Kettenfräsverfah-
ren nun als anerkannte Regeln der Technik 
klassifiziert. Graf verdeutlichte: „Sie stellt 
Leitlinien zu Planung, Bau und Dokumen-
tation für diese drei Verfahren bereit, aber 
nicht für das Arbeiten mit z.B. Erdrakete, 
Saugbagger oder schmaler Baggerschaufel. 
Sie regelt auch nicht die Wiederherstellung 
der Oberflächen, die Gegenstand des Merk-
blatts M-Trenching ist.“ Graf schlug vor, dass 

das Breitbandbüro entsprechende Empfehlungen für die 
Kommunen erarbeiten solle.

Abschließend erwähnte Graf den derzeitigen Piloteinsatz in 
einzelnen bayerischen Kommunen eines Breitband-Portals, 
welches Online-Dienste zur Abbildung der Zustimmungs-
prozesse nach § 127 TKG beinhaltet. Dieser nach dem Ei-
ner-für-Alle-Prinzip (EfA) von den Ländern Rheinland-Pfalz 
und Hessen zusammen mit der ekom21-KGRZ Hessen entwi-
ckelte Dienst soll den Kommunen kostenlos zur Verfügung ge-
stellt werden. Der einheitliche Musterzustimmungsbescheid 
wurde mit kommunalen Spitzenverbänden und staatlicher 
Straßenbauverwaltung abgestimmt. Als letzte Erfolgsmel-
dung nannte Graf den Gestattungsvertrag Mobilfunk, der 
eine vereinfachte Nutzung von kommunalen Liegenschaften 
für Mobilfunkanlagen ermöglicht. GK

Es gibt noch 
viel zu tun

Neue Norm DIN 18220

Förderausschluss für graue Flecken

V.l.: Stefan Graf mit Hubert Lackner  
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Bereit für die digitale Zukunft!

Wir bauen für Ihre Kommune und Region ein 
modernes und nachhaltiges Glasfasernetz aus 
und unterstützen Sie von der Planung bis 
zur Umsetzung.

Jetzt informieren unter
www.lewtelnet.de/fuer-kommunen

LEW TelNet – Ihr kompetenter 
Partner für Breitbandausbau 
im ländlichen Raum

https://telnet.lew.de/fuer-kommunen/breitband
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PETER ROLL |  MARKUS BECKMANN | JÜRGEN LÜCK |  TELEKOM DEUTSCHLAND GMBH

Unser Bekenntnis zu Bayern: 
Wie geht der Glasfaserausbau weiter?
Die Telekom fühlt sich auch in Bayern verantwortlich für den flächendeckenden Infrastrukturausbau, basierend auf den drei 
Säulen Eigenausbau, Kooperationen und Förderung. Alle 2.056 bayerischen Kommunen stehen im Fokus des traditionellen 
Diensteanbieters. Peter Roll, Regio Fiber Head Süd ist verantwortlich für den Glasfaserausbau in Bayern und brachte es gleich zu 
Beginn seiner Präsentation auf den Punkt: „Was bekommen Sie von uns? Alles aus einer Hand und alles aus Glas.“

„Alles aus einer Hand 
und alles aus Glas“

Markus Beckmann, Leiter Technische Niederlassung Süd ist 
mit seinen rund 3.300 Mitarbeitern zuständig für die Netzpro-
duktion, d.h. den Netzbetrieb und dessen weiteren Ausbau 
inklusive dem Glasfaser Rollout einschließlich der Standorte 
für den Mobilfunk. Beckmann betonte: „Wir sind das Netz,“ 
und setzte fort: „Gemeinsam stehen wir für das, was die Tele-
kom in Bayern ausmacht: Lokale Partner, die sich auskennen 
und die – wie Sie hören - Ihren Dialekt sprechen, mit einem 
starken Konzern im Rücken.“

Für den politischen Dialog mit den bayerischen Kommunen 
zeichnet Jürgen Lück, Konzernbevollmächtigter Süd, Telekom 

Deutschland GmbH verantwortlich. Lück erinnerte sich: „Wir 
haben letztes Jahr ein starkes Committment abgegeben in 
Bayern. Wir lassen Bayern Magenta leuchten. Heute haben 
wir zwei Dinge mit dabei. Zum einen die Erneuerung dieses 
Committments, das aber nur dann funktioniert, wenn wir 
Ihre Unterstützung bekommen. Und zweitens wollen wir mit 
Ihnen gemeinsam eine Standortbestimmung durchführen.“

Die Telekom deckt mit ihrer Netzinfrastruktur nahezu 100 Pro-
zent aller bayerischen Kommunen ab und sieht diese zu 75 Pro-
zent ausgelastet. Mit dem Eigenausbau von Glasfasernetzen 
sind auch Verpflichtungen verbunden, wie z.B. Open Access.   

V.l.: Peter Roll, Constanze von Hassel, 
Markus Beckmann, Karl-Heinz Fitz und Jürgen Lück
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M Roll bestätigte: „Wir haben als Partner sämtliche Player an 
Bord, sei es eine Vodafone, Telefónica oder 1&1. Dabei sind 
wir bestrebt, immer das beste Preis-/Leistungsverhältnis 
anzubieten.“ Darüber hinaus pflegt die Telekom auch Koope-
rationen. Bundesweit ist dies z.B. GlasfaserPlus, ein Gemein-
schaftsunternehmen der Deutschen Telekom und des IFM 
Global Infrastructure Funds. Als lokalen Kooperationspartner 
nannte Roll die SÜC in Coburg und bestätigte, dass solche lo-
kalen Partnerschaften auch bundesweit existieren. Für den 
Bereich Bayern seien noch einige Kooperationen in Vorberei-
tung. Die Verhandlungen mit 32 weiteren kommunalen und 
regionalen Partnern laufen derzeit.

Die aktuelle Bestandsaufnahme für den Glasfaserausbau be-
zifferte Beckmann mit mehr als einer Million Haushalte, die 
an das Glasfasernetz der Deutschen Telekom in Bayern ange-
schlossen sind. Bis zum Jahresende sollen weitere 200.000 
Haushalte hinzukommen. Darüber hinaus sind für die nächs-
ten Jahre jeweils 500.000 FTTH-Anschlüsse eingeplant. Bis 
zum Jahr 2030 sollen dafür mehr als 5 Mrd. Euro investiert 
werden. Das erklärte Ziel lautet: 100 Prozent FTTH in Bayern. 
Beckmann bekräftigte die Zielsetzung mit dem Leitspruch: 
„We will never stop until everybody is connected.“ 2023 stan-
den rund 700 Mio. Euro für den Glasfaserausbau in Bayern 
zur Verfügung. Die flächendeckende Glasfaserinfrastruktur 
soll also von der Kampenwand bis zur Fraueninsel im Chiem-
see reichen. Auf der Kampenwand wurden gemeinsam mit 
der Kommune zu allen Liegenschaften 25 km Glasfaser ver-
legt. Zur Fraueninsel wurde ein eigenes Seekabel verlegt. Auf 

der Insel selbst wurde jedes Gebäude an die Glasfaser ange-
schlossen. Alle Kunden haben ausnahmslos den Wechsel von 
Kupfer auf Glas vollzogen, wodurch hier in Bayern die erste 
metallfreie Kommune entstanden ist. 

Den flächendeckenden Glasfaserausbau in Bayern schafft die 
Deutsche Telekom jedoch nicht alleine. Sinnvoll ist deshalb 
die bereits angesprochene Kooperation mit leistungsfähigen 
Partnern. Solche Kooperationen beginnen mit der Nutzung 
von Leerrohren und reichen über die Mitverlegung bis hin 
zu Joint Ventures. Lück erklärte: „Die Mischung macht’s. 
Wir haben heute eine fast 100 Prozent Erreichbarkeit aller 
bayerischen Haushalte. D.h. konkret, alle Kunden besitzen 
einen möglichen Zugang zu einem Netz der Telekom. Insge-
samt haben wir bereits 16 Partnerschaften hier in Bayern ge-
schlossen. Damit sind wir auch Vorreiter in Deutschland.“ Als 
konkrete Beispiele nannte Lück die Partner Städtische Werke 
Überlandwerke Coburg GmbH (SÜC), Stadtwerke Schweinfurt 
und Weilheim i. OB sowie Miecom und bisping & bisping mit 
einem Projekt in Feuchtwangen.

Abschließend zeigte Lück ein Bild von Bayerns Ministerprä-
sident Markus Söder im Gespräch mit dem Telekom-Chef  
Tim Höttges und wiederholte die Aussage Söders: „Die Tele-
kom hat sich bei allen Ausschreibungen zu 100 Prozent be-
teiligt. Bei 80 Prozent gab nur sie ein Angebot ab. Ohne die 
Telekom wäre unser Ausbau in Bayern nicht machbar.“ Um 
die Ausschreibungen attraktiv zu gestalten, richtete Lück die 
Bitte an die Kommunen, die jeweiligen Gebiete in anständiger 
Größe zu definieren. Dann könnte FTTH mit Hilfe der Kommu-
nen eine neue Bedeutung erfahren: Fiber to the Heimat. GK

Ziel: 100 Prozent FTTH in Bayern

https://breitband.bisping.de/
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Erste vielversprechende Ansätze gibt es bereits. Vodafone ar-
beitet im ländlichen Raum am Glasfaserausbau schwerpunkt-
mäßig bis in die Wohnung, wobei Vodafone die Netze über 
Kooperationspartner errichten lässt und dann als Betreiber 
nutzt. Rund 520.000 Haushalte sind bereits im Ausbau oder 
schon mit FTTH Glasfaser versorgt. Die Haushalte verteilen 
sich auf 48 Kommunen und Landkreise, sowie zehn Koopera-
tionen mit öffentlichen Versorgungsbetrieben. 

Weiters gibt es 750 Glasfaserprojekte in Gewerbegebieten. 
Dort wo Vodafone im ländlichen Raum in den Ring steigt, 
erreicht das Unternehmen im geförderten Ausbau eine An-
schlussquote von bis zu 80 Prozent; in den Ballungsräumen 
ist sie geringer.

Besonders interessant im ländlichen Raum ist der geförderte 
Glasfaserausbau im Rahmen von Betreibermodellen. Mit  

ROLF-PETER SCHARFE |  VODAFONE GMBH

Glasfaser für Stadt und Land
Rolf-Peter Scharfe, Vertriebsleiter für Glasfaserprojekte der 
Vodafone GmbH, präsentierte einen großen Player in der 
deutschen Telekommunikationslandschaft. Vodafone als Te-
lekommunikationskomplettanbieter erwirtschaftet mit rund 
16.000 Mitarbeitenden in Deutschland einen Umsatz von rund 
13 Milliarden Euro pro Jahr. Rechnerisch ist jeder zweite Deut-
sche direkt oder indirekt Internet-, Telefon-, Mobilfunk-, oder 
TV-Kunde. Das gilt allerdings nicht für das „platte“ Land, son-
dern vor allem in den Ballungsräumen. Laut Scharfe soll sich 
diese Situation in der Zukunft weiter verbessern. 

Rolf-Peter Scharfe

Der BUGLAS vertritt mehr als 160 Unternehmen, die in 
Deutschland den Ausbau von Glasfasernetzen (Fiber to the 
Building/Home, FTTB/H) vorantreiben. Der Bundesverband 
und seine Mitgliedsunternehmen setzen sich für die Resilienz 
digitaler Infrastrukturen ein. „Dies geschieht, da unsere Unter-
nehmen aus intrinsischem Interesse ihre Dienste und Netze für 
die Kunden höchstzuverlässig erbringen wollen. Außerdem 
wissen unsere Mitglieder um deren gesellschaftliche Verant-
wortung in einer zunehmend vernetzten und digitalisierten 
Welt“, hob Nicolas Goß hervor.

In seiner Kommentierung zum Gesetzentwurf des Bundesin-
nenministeriums zur Stärkung der Resilienz kritischer Anlagen 
(„KRITIS-Dachgesetz“) erläutert BUGLAS: „Das Ziel des Gesetzes, 
die Resilienz zu erhöhen, teilen wir. Zu beachten ist aus unserer 
Sicht, dass Sicherheitsvorgaben und Maßnahmen umsetzbar 
sein müssen, um ihren Zweck zu erfüllen. Anforderungen, die 
sowohl technischen und organisatorischen Aufwand (vor allem 
personell) nach sich ziehen, führen für KMU zu einer erhebli-
chen Belastung. Deswegen ist hinsichtlich der KMU ein erhöhter 
Differenzierungsgrad bei den konkreten Umsetzungsmaßnah-
men geboten und Rücksicht auf die Leistungsfähigkeit von KMU 
genommen werden. Dies kann durch Bagatellgrenzen, Schwel-

lenwerte oder mittels geeigneter Alternativen zur Umsetzung 
von Maßnahmen erfolgen.“

Der BUGLAS kritisiert sehr, dass es dem federführenden Bundes-
ministerium nicht gelungen ist, einen Gesamt-Entwurf für das 
vorliegende KRITIS-Dachgesetz und das ausstehende NIS2-Um-
setzungs- und Cybersicherheitsstärkungsgesetz vorzulegen. Zu-
mindest wäre eine parallel laufende Verbändeanhörung beider 
Entwürfe dringend angezeigt gewesen. Beide Gesetze hätten 
einen engen Sachzusammenhang, unter anderem im Hinblick 
auf Legal-Definitionen. Nachteilig sei außerdem, dass der Erfüll- 
ungsaufwand für die Wirtschaft im KRITIS-DachG bisher nicht 
ermittelt wurde.

Um die Widerstandsfähigkeit in Deutschland weiter zu erhö-
hen, müssen Goß zufolge alle Kritischen Infrastrukturen in den 
Blick genommen werden. Zu diesen Komponenten bestehe 
innerhalb der Bundesregierung weiter Abstimmungsbedarf. 
In seiner Stellungnahme zum Entwurf des TK-Netzausbau-Be-
schleunigungs-Gesetzes (TKG) rät BUGLAS dringend an, dass die 
geltende Rechtslage für kritische Komponenten, die kritische 
Funktionen realisieren, nicht verändert wird. Eine Verschärfung 
sei weder erforderlich noch der Rechts- und Planungssicherheit 
der betroffenen Unternehmen zuträglich. Eine Politisierung von 
Sicherheitsanforderungen im Telekommunikationssektor sei der 
Sicherheit abträglich.

Ein überhasteter, nicht durch Labortests und Kompatibilitäts-
prüfungen abgesicherter Austausch von Hard- und/oder Soft-
ware gefährde hingegen die Verfügbarkeit und Integrität der 
Dienste und Netze. Durch eine künstliche, ungerechtfertigte 
Reduzierung der Auswahl an Herstellern werden zudem ande-
re Hersteller auf diesem Markt sehr wahrscheinlich die Preise 
erhöhen. Fraglich sei zudem, wie dann eine Multi-Vendor-Stra-
tegie gefahren werden soll. DK

NICOLAS GOß  |  BUNDESVERBAND GLASFASERANSCHLUSS E.V.  (BUGLAS)

Resiliente Telekommunikation – Gesetzgebung mit Augenmaß ?!

Nicolas Goß
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bermodellen mit etwa 200.000 Haushal-
ten sieht sich Vodafone als Marktführer. 
Ihre Partner sind Kommunen und Land-
kreise, die den Glasfaserausbau als Teil 
der digitalen Daseinsvorsorge selbst 
in die Hand nehmen wollen und einen 
kompetenten und verlässlichen Betrei-
ber mit im Boot haben wollen.

Für Vodafone sind die so entstehen-
den geförderten Breitbandnetze der 
Wegbereiter für den weiteren eigen-
wirtschaftlichen Ausbau sowie die Ver-
besserung der Mobilfunkversorgung 
(Stichwort: 5G bzw. 4G). Auch ist die 
Nutzung der von Vodafone betriebe-
nen Netze für andere Kommunika-
tionsanbieter im Rahmen des open 
access jederzeit offen. Wo eine lang-
fristige unternehmerische Perspektive 
besteht, engagiert sich Vodafone auch 
im Rahmen vom Wirtschaftlichkeitslü-
ckenprojekten. Für den nachhaltigen 
sicheren Betrieb der Netze fordert Vo-
dafone eine Mindesteingrabtiefe von 
60 Zentimetern. Wo möglich soll vor-
handene Infrastruktur im Sinne von 
nachhaltigen Ausbauverfahren mit 
genutzt werden. Alle Projekte finden 
in enger Abstimmung mit den Kom-
munen, Stadtwerken und Ausbau-
partnern statt. Ziel ist ein schneller 
Ausbau binnen achtzehn bis vierund-
zwanzig Monaten ab Baustart. 

Ergänzend zu Kabel- und Glasfasernetzen 
setzt Vodafone auch auf mobiles Inter-
net im ländlichen Raum über 4G (Haus-
halte-Abdeckung: 98,3 Prozent) und 5G 
(bereits 88,7 Prozent oder 11,4 Millionen 
Menschen in Bayern) Mobilfunk-Anten- 
nen, denn nur so ist eine flächendecken- 
de Kommunikationsversorgung in einem 
Feld-, Wald- und Wiesenland wie Bayern 
realistisch zu erreichen. Für 2024 sind 
schon über 400 zusätzliche Maßnah-
men in Richtung leistungsfähige In-
ternetversorgung geplant, wobei die 
Genehmigungsbürokratie noch gewis-
ses Unwägsamkeitspotenzial bereithält. 
Genehmigungszeiten von zwei Jahren 
für einen Mobilfunksender sind kontra- 
produktiv für die staatlich vorgegebe-
nen Ausbauziele.

Ein weiterer Schwerpunkt für Vodafone 
ist die Gigabitversorgung in den Bal-
lungsräumen. Laut Scharfe ist Vodafone 
mit rund 3,5 Millionen angeschlossenen 
Haushalten der größte Gigabit-Inter-
net-Anbieter in Bayern. Der „Durst“ 
nach immer mehr Gigabits erfordert 
den fortlaufenden Ausbau der Leitungs-
kapazitäten (derzeit rund 400 Tiefbau-
projekte pro Jahr in ganz Bayern).

NEUES GLASFASER-TOCHTER- 
UNTERNEHMEN OXG

Um die rasant steigende Nachfrage 
nach Glasfaseranschlüssen in den 
städtischen Haushalten zu managen, 
haben Vodafone Deutschland und der 
französische Mischkonzern Altice die 
größte Glasfaser-Allianz Deutschlands 
gegründet: OXG (Open accXess  Glas-
faser). Das Unternehmen gehört den 
beiden Partner zu gleichen Teilen. Ziel 
ist es, bis Ende 2029 für bis zu sieben 
Milliarden Euro rund sieben Millionen 
neue Glasfaseranschlüsse in Deutsch-
land zu installieren und zu betreiben. 
Die Lichtwellenleiter sollen bis in die 
heimischen vier Wände und Geschäfts-
räume verbaut werden (FTTH=Fiber 
to the home). Der Ausbau inkl. Haus-
netz ist für die Immobilienbesitzer 
kostenlos. Die Netze werden nach der 
Fertigstellung für nachfragende Tele- 

kommunikationsanbieter als Open Access 
Netze betrieben. Die Telekommunikati-
onsnutzenden können sich für  einen der 
Anbieter auf dem Netz frei entscheiden.

Mit der Gründung von OXG erreichen 
die beiden Partner eine Win-win-Situ-
ation für alle Beteiligten (Städte und 
Kommunen, Wohnungsbaugesellschaf-
ten, Immobilienbesitzer und -nutzer, 
Telekommunikationsunternehmen). 
OXG stellt kostenlos ein Open-Access- 
Glasfasernetz für ein zukunftssicheres 
Telekommunikationsangebot zur Ver-
fügung, das den Wert jeder Immobilie 
steigert. JK

WWW.VODAFONE-DEUTSCHLAND.DE 
www.oxg.de

Win-win-Situation 
 für alle Beteiligten

http://www.vodafone-deutschland.de
http://www.oxg.de
https://www.vodafone.de/privat/internet/glasfaser/netzausbau.html
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FLORIAN DRESCHER |  KAISER GMBH & CO.  KG

Anforderung der TKG in der NE4 
EIN LÖSUNGSANSATZ ZUR UMSETZUNG DER GLASFASERBASIERTEN GEBÄUDEINFRASTRUKTUR

Als Pionier in der Elektroinstallation ist das konzernunabhängi-
ge Familienunternehmen KAISER mit seinen drei Tochterunter-
nehmen Agro, Attema und Helia seit 118 Jahren aktiv in 
Entwicklung und Vertrieb von in Deutschland und Europa pro-
duzierten Komponenten. In Deutschland ist KAISER am Bau von 
rund 300.000 Glasfaseranschlüssen pro Jahr beteiligt. Die von 

KAISER produzierten Produkte werden ausschließlich über den 
Fachhandel vertrieben. Das innovative Produktportfolio für das 
Zugangsnetz (NE 3) und Gebäudenetz (NE 4) wurde entwickelt, 
um die Arbeitsabläufe bei der Glasfaser-Verlegung und -Instal-
lation zu beschleunigen und zu verbessern sowie die Gesamt-
kosten zu reduzieren. 

MAT THIAS GROß  |  NETCOM BW GMBH

Hybrider Ansatz mit gefördertem und 
eigenwirtschaftlichem Breitbandausbau

Zur Geschäftstätigkeit der NetCom BW erwähnte Groß die Ko-
operation mit vielen Partnern und dass die Glasfaserinfrastruk-
tur eigenwirtschaftlich ausgebaut werde. Bei der Infrastruktur 
stütze man sich einerseits auf die Partner Netze BW, EnBW ODR, 
Kommunen und Landkreise sowie Stadtwerke ab, andererseits 
werde der Eigenausbau vorangetrieben. Neben dem Netzbe-
trieb werden den Kunden alle bekannten Dienste angeboten. 
Dies erfolgt auch in Kooperation mit dem Schwesterunterneh-
men Plusnet, das den Glasfaserausbau ebenfalls eigenwirt-
schaftlich bundesweit betreibt und sich im Wesentlichen auf 
Gewerbe- und Mischgebiete konzentriert. NetCom erwirtschaf-
tet mit über 420 Mitarbeitern einen Umsatz von über 100 Mio. 
Euro und versorgt über 90.000 Kunden.

Aufgrund der kommunalen DNA der NetCom erfolgt der Ausbau 
auf Augenhöhe anstelle von Rosinenpicken. Groß bekräftigte 
überzeugt: „Was wir tun ist langfristig. Wir werden den Mara-
thon bis zum Ende laufen. Trotz der gegenwärtigen Schwierig-
keiten am Markt halten wir den Kurs. Wir bringen umfassende 
Expertise im geförderten kommunalen Netzausbau mit – von 
der Beratung über die Planung und Umsetzung bis zum zuver-
lässigen und sicheren Netzbetrieb. Das Ganze leitet über zu fol-
genden strategischen Fragen.“

Die Ausbaustrategie der NetCom erklärte Groß wie folgt:

• Eigenwirtschaftlicher oder geförderter Ausbau?
Dies sei abhängig von der kommunalen Situation vor Ort. 
Als Betreiber sei man Partner der Kommunen. Eine Konzen-
tration des eigenwirtschaftlichen Glasfaserausbaus richte 
sich auf Gebiete, in denen Kommunen nicht gefördert aus-
bauen können oder wollen.

• Städtisch-verdichtete Gebiete oder ländliche Gebiete?
Ein entscheidender Treiber sei hier die Versorgungsdichte. 
Die relative Stärke liege derzeit eher bei der Infrastruktur 
und dem Betrieb als in der Vermarktung. Deshalb erfolge 
der Glasfaserausbau vor allem in ländlichen und unterver-
sorgten Regionen. Open Access bilde dabei die Basis.

• Geplantes Ausbauvolumen?
Geplant wird in der Regel ein erhebliches Ausbauvolumen. 
Das erklärte Ziel laute: Erreichung der kritischen Masse in 
den Bereichen Technik, Betrieb, IT und Sicherheit. GK

Zu der aktuellen Marktlage beim Glasfaserausbau bemerkte Groß, dass es noch viel zu tun gäbe. Trotz massiver Investitionen im Jahr 
2022 von insgesamt 13,1 Mrd. Euro – davon 8 Prozent mit staatlicher Förderung und 8,4 Mrd. Euro von den alternativen Netzbetrei-
bern – wachsen Bedarf und Nachfrage nach Glasfaseranschlüssen weiterhin kontinuierlich an. Groß stellte fest: „Dem Kunden ist es 
zunächst egal, über welches Medium die Bandbreite bei ihm ankommt. Bei der Gesamtbetrachtung gehört es aber auch zwingend 
dazu, die Versorgung mit gigabitfähigen Anschlüssen über Koaxialkabel mit einzubeziehen.“ Vor allem die junge Branche der alterna-
tiven Netzbetreiber leide unter den steigenden Baukosten. Da bleibe nur zu hoffen, dass sich die stagnierende Hochbaukonjunktur 
auf den Tiefbau verlagere. Den größten Brocken beim Ausbau stellen jedoch die Kapitalkosten dar. Als erfreuliche Tatsache identifi-
zierte Groß die wachsende Nachfrage nach Bandbreite.

Ausbau auf 
Augenhöhe

Matthias Groß
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Zunächst kommentierte Drescher das seit Dezember 2021 neu 
in Kraft getretene Telekommunikationsgesetz (TKG). Mit RASI 
besteht nun ein Recht auf schnelles Internet. Weitere Punkte 
betreffen neue Datenschutzbestimmungen, Cookie Zulassun-
gen auf Webseiten, schriftliche Zusendung von Vertragsab-
schlüssen am Telefon, Kündigungsfristen von Verträgen mit 
Providern, bis zur fristlosen Kündigung bei Nichterfüllung des 
Bandbreitenversprechens, Informationspflicht zum besten Ta-
rif, Entschädigungen bei Störungen oder Ausfällen, Regelungen 
zum Anbieterwechsel, Wegfall des Nebenkostenprivilegs und 
Glasfaserbereitstellungsentgelt oder Modernisierungsumlage.
Detailliert erläuterte Drescher das Nebenkostenprivileg: „Zur-
zeit können Vermieter die Kosten der Bereitstellung einer 
Antennenanlage oder TV- Grundversorgung einschließlich Be-
reitstellung der Kabelanlage über die Nebenkostenabrechnung 
geltend machen. Ab Juli 2024 entfällt diese Umlage und die 
Leistungen eines Providers werden einzeln abgerechnet. Der 

Gesetzgeber will dadurch mehr Offenheit und Bereitschaft zu 
Investitionen in die FTTH-Technologie erreichen,“ und setzte 
fort: „Neu ist das Glasfaserbereitstellungsentgelt, wobei der 
Provider mit dem Gebäudeeigentümer den NE4-Ausbau mit 
Glasfaser gegen Zahlung des sogenannten Glasfaserbereitstel-
lungsentgelts vereinbart.“

Anschließend hob Drescher die Vorteile eines glasfaserbasierten 
Gebäudenetzes hervor. Die Glasfaser ist derzeit das schnellste 
Übertragungsmedium, heute mit typischen symmetrischen Da-
tenraten von 1 Gbit/s. Durch ihre Zukunftssicherheit bietet sie 
Investitionsschutz. Der geringe Energie- und Platzbedarf ermög-
licht flexible Verkabelungswege. Schließlich ist sie abhörsicher 
und es ist kein Potenzialausgleich notwendig.

Mit der Vorstellung des steckbaren E3S Connect System be-
endete Drescher seinen Vortrag. Damit steht eine vorkon-
fektionierte Installationslösung zur Verfügung, die auch vom 
Elektroinstallateur eingebaut werden kann. Zwei Konzepte 
stehen zur Auswahl. Konzept 1-EFH für Einfamilienhäuser: Der 
Glasfaserteilnehmeranschluss (Gf-TA) wird direkt am Anschluss-
punkt (AP) angeschlossen und vom Keller in die Wohneinheit 
verlegt. Konzept 2-MFH für Mehrfamilienhäuser mit bis zu 16 
Wohneinheiten: Der Gf-TA wird hier mit dem System Patchkabel 
entweder mit einem E3S Connect Gebäudeverteiler (GV) oder 
einem nachgeordneten Etagenverteiler verbunden. Er fasste 
zusammen: „Es ist ein zertifiziertes Komplettsystem aus einer 
Hand und die einzelnen Komponenten sind ab Lager verfügbar. 
Sonderlängen für Kabel können innerhalb von zwei Wochen an-
gefertigt werden.“ GK

Florian Drescher

Ihr Breitband-Spezialist 
für den Glasfaserausbau.

Wir unterstützen Sie bei der Planung und Umsetzung 
Ihres kommunalen Breitband-Projekts. 
Sprechen Sie uns an!

connectcom.de/breitband

Connect Com GmbH
+49 7022 9607 100

info@connectcom.de
connectcom.de

https://www.connectcom.de/de/breitband/
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Aufwand und Zeit sind ziemlich entscheidende Stellschrauben 
für den Erfolg eines Projekts wie den Bau eines Breitbandnetzes 
und auch hier herrscht eine gewisse Zeit-, Material- und Kos-
tennot. Deshalb hat sich die 2005 gegründete, in Rosenberg im 
württembergischen Ostalbkreis ansässige Hauff-Technik GRID-
COM GmbH intensiv damit beschäftigt, wie man mit seriellen 
Baumustern den Anschluss von schnellen Internetnetzen so 
standardisieren kann, dass die Kosten sinken und sich die In- 
stallationszeiten spürbar verkürzen. 

Silke Wessel, Gebietsleiterin Süd in Bayern und Baden-Würt-
temberg und Leiterin des Außendienstes bei der Hauff-Tech-
nik GRIDCOM GmbH, erklärte in ihrem Vortrag, um welche 
entscheidenden Komponenten es sich handelt, die dem In-
ternetuser erst den entscheidenden FTTH-Zugang/Anschluss 
ermöglichen. Es sind die flexiblen, qualitativ hochwertigen und 
schlüsselfertigen Lösungen, die Hauff-Technik GRIDCOM aus 
ihrem selbst entwickelten Baukastensystem in enger Zusam-
menarbeit mit den Kunden vorkonfektioniert. Damit sichert 

sich das Unternehmen einen entscheidenden Wettbewerbs-
vorteil sowohl bei den Lieferzeiten als auch bei den Kosten.  
Beispielsweise hat Hauff-Technik innovative Hauseinführ- 
ungssysteme entwickelt, die das Erstellen von FTTH-Hausan- 
schlüssen von der Gebäudeinnenseite her ermöglichen. 

homeway sieht sich als Spezialist für Multimedia-Inhouse-Net-
ze. Bereits 2002 präsentierte homeway das weltweit erste 
Heimverkabelungssystem. Seitdem hat homeway die Position 
des Innovationsführers erfolgreich ausgebaut und fast zwei 
Jahrzehnte lang eine ganze Branche mit zukunftssicheren, in-
novativen, ökologisch verträglichen Produkten „Made in Ger-
many“ nachhaltig geprägt. Die homeway GmbH ist in Neustadt 
bei Coburg ansässig und wurde vor 20 Jahren im Zuge eines 
Management-Buyouts für den Bereich Multimediaverkabelung 
von Siemens gegründet. Seit September 2022 gehört die home-
way GmbH mehrheitlich der Hexatronic-Gruppe an.

homeway setzt auf Zukunftstechnologien wie Glasfaser. Die 
Übertragung via Glasfaser ist energiesparend und die über-
tragbaren Datenmengen sind nahezu unbegrenzt, was eine 
zeitlich unbegrenzte Nutzbarkeit in jeder benötigten Perfor-
mance garantiert. Bätz-Hammer unterstrich dies mit einem 
Vergleich: „Mit einem Gramm Glas kann etwa die gleiche Infor-
mationsmenge übertragen werden, wie mit zehn Kilo Kupfer.“ 

Bätz-Hammer zählte kurz die Meilensteine der Produktentwick-
lung auf. Heute bietet homeway ein komplett aufeinander ab-
gestimmtes System von Multimedia-Inhausnetzen für Ein- und 
Mehrfamilienhäuser an. Dazu gehören Wandverteilboxen für 
den Hausübergabepunkt, Glasfaser-Install Kits, Verteilerfelder 
für die Wohnungsübergabepunkte, Glas- und Kupferkabel (Kat. 
7 und Koax Klasse A++), Multimediaverteiler sowie Multimedia- 
dosen für die einzelnen Wohnräume. In jeder Wohnung kön-
nen bis zu vier Hochgeschwindigkeitsnetze unterschiedlicher 
Netzbetreiber betrieben werden (Open Access), aufwändiges 
Spleißen ist nicht notwendig. Wechselbare Steckmodule in den 
Multimediadosen stellen Internet, TV, Radio, Telefon und digi-
tale Gebäudedienste über Glasfaser, WLAN, LAN oder Koax zur 
Verfügung. Dabei werden die Anforderungen aller Netzbetrei-
ber providerneutral erfüllt.

Wenn die Glasfaser in der 
Netzebene 4 endet könn- 
ten Engpässe für künftige 
multimediale Anwendun-
gen entstehen. Deshalb 
empfiehlt homeway die 
Glasfaser bis zum jeweili-
gen Endgerät zu verlegen. 
Bätz-Hammer präsentierte dafür auch einen Namen: „Fiber 
to the Room. FTTR ist der logische Schritt nach FTTH,“ und er-
gänzt: „Je mehr Nutzungsmöglichkeiten eine NE5-Lösung bie-
tet, umso nachhaltiger ist sie.“ 

Die notwendige Infrastruktur für die NE5 ist aber nicht nur von 
Geschwindigkeitsaspekten bestimmt, sondern vor allem durch 
die Art der Verbindungsmöglichkeiten aktueller Endgeräte. 
Hier sind nach wie vor mehrere Übertragungstechnologien 
und Anschlüsse Standard. Koaxiale Verbindungen, LAN (RJ45), 
GF-Anschlüsse für GF-Router und WLAN sind nahezu überall im 
Einsatz. Den größten Nutzen in Sachen Nachhaltigkeit haben 
Lösungen, die sehr einfach umgerüstet oder erweitert werden 
können, um an veränderte Nutzungswünsche angepasst zu 
werden. Bätz-Hammer fasste zusammen:

• homeway ersetzt bis zu vier Verkabelungssysteme durch 
eine einzige Lösung. Das spart Ressourcen (Leerrohre, 
Schalterdosen und -material), Arbeitskraft und Energie, 
auch in den vorgelagerten Produktionsprozessen. 

• homeway arbeitet mit einem sehr schlanken Kat.7-Kabel 
(AWG 24) und ohne Geflechtschirm. 

• Die Modularität der homeway Dose ermöglicht eine An-
passung bzw. Umnutzung, ohne dass neu installiert wer-
den muss. Das schont Ressourcen und spart Energie. GK

SILKE WESSEL |  HAUFF-TECHNIK GRIDCOM GMBH

Der Weg zum schnellen Breitbandausbau

Silke Wessel

Andreas Bätz-Hammer

ANDREAS BÄTZ-HAMMER |  HOMEWAY GMBH

Nachhaltige Inhausnetze
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teranet.de
#dabeimitglasfaser

Glasfaser: Bessere Lei(s)tung, unendliche Möglichkeiten!

Glasfaser  
direkt buchen: 
teranet.de

Glasfaser für unsere Region.

FRÜHER WAR 
ALLES BESSER.

Zusammen mit Hauff-Technik GRIDCOM arbeiten über 500 Mit-
arbeitende aktuell für das Erfolgskonzept des 2016 entstande-
nen Joint Venture mit der Hauff-Technik. Zu den Kunden zählen 
Energieversorger und Stadtwerke, Kommunen und Zweckver-
bände, Bau- und Generalunternehmer, Telekommunikations-
unternehmen sowie Installationsfirmen. 

Mit seinem Baukastensystem kann Hauff-Technik GRIDCOM 
Baustellenstopps mangels Materials ebenso vermeiden wie 
Fehler durch Kommunikationsmissverständnisse bei der Be-
stellung von Bauteilen. Solche Mängel im Lieferprozess führen 
zu höheren Kosten und spürbarer Unzufriedenheit bei Netz- 
betreibern, Baufirmen und Kommunen. Den in den  letzten Jah- 
ren zunehmenden Lieferkettenunterbrechungen begegnet das 
Unternehmen mit einer Eigenfertigung an den Standorten Ro-
senberg und Heidenheim. Die Wirtschaftlichkeit wird gewähr- 
leistet durch die Entwicklung standardisierter Produkte mit 
kurzen Lieferzeiten und optimiert kurzen Installations- und In-
betriebnahmezeiten. 

Den Schlüssel zum Erfolg bildet die schlüsselfertige 2LINE PoP 
(Point of Presence)-Station aus Beton oder Sandwichpaneelen 
mit einer Lieferzeit von zehn bis zwölf Wochen.  Die Lösung be- 
inhaltet die für den erfolgreichen Betrieb notwendigen Be- 
standteile wie Klimatisierung, Stromversorgung, Überwachung 
sowie die aktiven und passiven Komponenten. Turn Key Solu- 
tion ist hier im wahrsten Sinne des Wortes zutreffend: Geliefert 
wird eine Station, die nach der Lieferung sofort in Betrieb ge-
nommen werden kann.

Der Erfolg mit der 2LINE PoP-Station basiert auf  der 2LINE 
Produktlinie für Verteilerschränke (ODF) als Komplettlösung 
für passive LWL-Netzwerksysteme mit einer hohen Faserka-
pazität und einem einfach zu bedienenden Patchkabel-Ma-
nagement-System – die Patch+Matrix. Die 2LINE Spleiß-/Patch- 
Module sind kompakte und vorkonfektionierte Anschluss-
lösungen für passive Glasfaser-Netzwerkkomponenten der 
2LINE Produkte.

Ein ODF-Konfigurator steht auf der Homepage von Hauff-Tech-
nik GRIDCOM zu Verfügung, so dass alle Module bereits spleiß-
fertig eingebaut sind. 

Die neueste Entwicklung ist der 2LINE Flüster-PoP, ein MFG 
(Multifunktionsgehäuse) mit aktivem Kühlsystem als Mini- PoP. 
Hervorzuheben ist die geringe Schallemission von 35 dB(A) 
nach der TA-Lärm. Der Mini-PoP lässt sich auf der Homepage 
vorkonfigurieren, so dass er – alle Module und Zubehör bereits 
eingebaut – innerhalb von sechs bis acht Wochen geliefert und 
wegen seiner kompakten Baugröße meist ohne Baugeneh-
migung montiert werden kann. Durch die individuelle Kon-
figuration und Vorkonfektionierung sind bis zu 50 Prozent 
Kostenersparnis bei der Installation möglich.

Solche Beispiele gibt es noch mehr. Wichtig ist, dass die fach-
gerechte Planung und Beratung das A und O des Erfolgs sind. 
Hauff-Technik GRIDCOM kommt mit dem Rolling-PoP (mobiler 
LKW-Messestand) zum Kunden, um die Produkte direkt vor Ort 
zu zeigen und gemeinsam die schlüsselfertige Lösung zu defi-
nieren. JK

WWW.HAUFF-TECHNIK-GRIDCOM.DE 

Turn Key Solution

https://www.teranet.de/
http://www.hauff-technik-gridcom.de
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Die Kanzlei WIRTSCHAFTSRAT Recht hat ein Trichtermodell ent-
wickelt, um bewerten zu können, welches Geschäftsmodell die 
beste Grundlage für eine zukunftsträchtige Breitbandstrategie 
eines Stadtwerks/Zweckverbands bilden kann. Hierzu wurden 
Erkenntnisse von Akteuren aus jeder deutschen Region zusam-
mengetragen, beispielsweise zur aktuellen und prognostizier-
ten Breitbandversorgung und -nachfrage, oder zu bestehenden 
und geplanten geförderten Glasfaserprojekten. „Diese große 
Menge an Informationen ist eine ideale Grundlage, um die Po-
tenziale in den verschiedenen Regionen aufzudecken. Somit 
können wir Ihren Ist-Zustand im Vergleich zu hundert weiteren 
Stadtwerken/Zweckverbänden setzen und dadurch individuelle 
Handlungsempfehlungen für Sie ableiten“, betonte Schön.  

„Ziel unserer Marktanalyse ist die Identifikation des größtmög-
lichen Potenzials für jedes Stadtwerk“, unterstrich die Juristin. 
Auch soll das Marktpotenzial für Kombinationen modellierter 
Ansätze aufgezeigt werden. „Relevante Marktdaten werden so 
analysiert, dass wir ihre Eignung nicht nur für eine bestimmte 
Lösung, sondern für alle multiplen Ansätze bestimmen können.“

Grundsätzlich unterscheide man bei den Eigenwirtschaftlichen 
Ausbaustrategien (Aufbau neuer Glasfasernetze) zwischen dem 
„First come, first serve“-Model und dem Co-Deployment-Mo-
del. Ersteres verhindert, dass Wettbewerber mittelfristig eine 
parallele Infrastruktur aufbauen und damit die bestehenden 
Netze entwerten. Durch die Ankündigung der Absichten in 
Markterhebungen sichert sich das Unternehmen zudem das 
Privileg, das Netz auf der letzten Meile auszubauen und beste-
hende FTTC-Anschlüsse bei ausreichender Kundennachfrage 
wettbewerbsfrei aufzurüsten.

Beim Co-Deployment-Model fordert das Unternehmen sys-
tematisch Informationen über Umfang und Trassenverlauf 
geplanter Infrastrukturausbaumaßnahmen für Gebiete an, 
die für den eigenen Netzausbau von Interesse sein können. 
Bei Ausbauprojekten Dritter bittet das Unternehmen um Ko-
ordinierung der Bauarbeiten und Mitverlegung in lukrativen 
Abschnitten des neuen Netzes, etwa zur Aufrüstung auf FTTB, 
um Adressen eigener Kunden anzuschließen, die bisher mit 
FTTC versorgt wurden.

Bei bereits bestehenden Glasfasernetzen unterscheidet man 
zwischen Leveraged Buyout (Erwerb von geförderten Zielnetzen, 
die nicht ausreichend groß sind und sich im Besitz von verkaufs-

willigen Kommunen befinden) und Leveraged Buildup (Erwerb 
von Zielnetzen in weißen Flecken durch ein Pauschalangebot, 
das den geförderten Ausbau in grauen Flecken beinhaltet).

Der Erwerb eines FTTB-Netzes bietet laut Schön ein Sprungbrett 
für den Leveraged Buildup. Da der Verkauf von Netzvermögen 
kein Beschaffungsverfahren darstellt, ist keine förmliche Aus-
schreibung erforderlich. Gleichzeitig ist der künftige Eigentü-
mer des bestehenden Netzes in der Lage, die obligatorische 
Ausschreibung für einen möglichen geförderten Netzausbau 
in unterversorgten weißen und grauen Flecken zu gewinnen. 
Der Kauf eines Glasfasernetzes in weißen Flecken ermöglicht 
es seinem Eigentümer, nicht nur abgelegene, bisher unterver-
sorgte Gemeinden zu versorgen, sondern sein Netz durch die 
Nutzung frisch verfügbarer öffentlicher Mittel auf eine ganze 
Region auszuweiten.

Mit Blick auf das Open Access-Geschäftsmodell erklärte die 
Anwältin, sie habe den Eindruck, dass viele Netzbetreiber or-
ganisatorisch noch nicht vollständig darauf vorbereitet sind, 
ihre Netze tatsächlich zu öffnen und angemessene Preise für 
Bitstromzugangsprodukte auszuhandeln. Die derzeitige Situati-
on sei günstig, um sich preiswerte Konditionen für die Nutzung 
von Glasfasernetzen kleiner, wenig wettbewerbsfähiger Carrier 
zu sichern und deren Kunden gezielt anzusprechen. „Dies bietet 
Raum für innovative Preismodelle, die mehr Einnahmen von 
Konkurrenten generieren, die Bitstromzugangsprodukte nach-
fragen, als sie Einnahmen von bisher direkt belieferten Kunden 
kannibalisieren.“

Der von der Kanzlei WIRTSCHAFTSRAT Recht entwickelte Quick-
Check dient allen beteiligten Stakeholdern dazu, langfristig 
die ideale Breitbandstrategie zu ermitteln. Auf Basis der aus-
gewerteten Daten und der ermittelten Scores kann das Ma-
nagement fundierte sowie analytische Entscheidungen fällen. 
„Gerne unterstützen wir Sie sowohl bei der Anwendung und 
Auswertung der erarbeiteten Datengrundlage im Rahmen des 
Glasfaser-Quick-Checks. Des Weiteren steht Ihnen die Kanzlei 
WIRTSCHAFTSRAT Recht bei der späteren Implementierung 
Ihrer zukunftsträchtigen Breitbandstrategie als verlässlicher so-
wie kompetenter Partner zur Seite“, unterstrich Schön. DK

NELE SCHÖN | WIRTSCHAFTSRAT RECHT

Breitbandausbau ohne Förderung: Wie es gelingen kann

Christoph Bauer, Nele Schön

Individuelle 
Handlungsempfehlungen

Ideale Breitbandstrategie 
mittels Quick-Check
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Die Deutsche GigaNetz GmbH will den flächendeckenden 
Ausbau von High-Speed-Internet vorantreiben. 2020 ge-
gründet, ist der Ansatz des Hamburger Unternehmens ganz-
heitlich und neu gedacht. Wie Soeren Wendler erläuterte, 
„prüfen wir, wo Kooperationen möglich sind. Wir nutzen 
aber auch Mitverlegungen und beziehen zudem Fördermög-
lichkeiten als sinnvolle Ergänzung zum eigenwirtschaftlichen 
Ausbau mit ein.“ 

Bislang konnte die Deutsche GigaNetz über 200 Kooperati-
onsvereinbarungen schließen, 120 Kommunen befinden sich 
in der aktiven Vermarktung und parallel dazu gibt es über 70 
Bauvorhaben. Die Zahl adressierbarer Haushalte soll in den 
nächsten ein bis zwei Jahren verdoppelt werden. 

„Wir sind Partner der Kommunen, gemeinsam mit ihnen er-
arbeiten wir einen Plan für möglichst 100 Prozent Glasfaser, 
denn für die Kommunen ist das Thema der vollständigen 
digitalen Teilhabemöglichkeit aller Bürgerinnen und Bürger 
relevant“, erklärte Wendler. Dabei würden gegebenenfalls 
auch bereits vorhandene Infrastrukturen anerkannt, die die 
Kommunen zum Beispiel in Vorbereitung für einen künftigen 
Glasfaserausbau hergestellt haben. Dies können etwa Leer-
rohre, vorhandene Vernetzungen zwischen Ortsteilen oder 
Flächen für die aktive Technik sein. Auch der Einbezug der 
Förderkulisse, in der Regel für Adresspunkte in Randlagen, 
wird unterstützt und bedient. „Dieser ganzheitliche und ko-
operative Ansatz unterscheidet uns vom Markt.“

Als langfristig orientierter Qualitätsanbieter steht die Deutsche 
GigaNetz damit auch für Open Access, um den Zugang zu ande-
ren Anbietern zu ermöglichen und gleichzeitig die Auslastung 
dieses hochmodernen Netzes zu erhöhen. Ein strategischer 
Doppelausbau als wettbewerbliches Mittel müsse unbedingt 
unterbunden werden, forderte Wendler. 

Es gebe verschiedene Wege für den Glasfaserausbau in Kom-
munen. Die Deutsche GigaNetz lege ihr Augenmerk auf breite 
Information und eine Nachfragebündelung mit zuvor festge-
legter Zielstellung. Denn was nutze ein Netz, das kaum jemand 
kennt und das keine ausreichende Akzeptanz innerhalb der Be-
völkerung besitzt? Oder wie sinnvoll sei ein Netz, bei dem der 
Unterschied zur derzeitigen Technologie vielen gar nicht klar ist?

„Mit unserer Nachfragebündelung erfolgt gleichzeitig die Auf-
klärung und Beratung der Bürger, um möglichst alle für das 
Netz der Zukunft zu begeistern“, teilte Wendler mit. Gemein-
sam mit der Kommune werde über die Infrastruktur, die Vorteile 
und die Großinvestition dahinter informiert. Diese Partizipation 
zahle sich zudem unmittelbar aus, sobald die Bau- und Umset-
zungsphase einsetzt und die neuen Möglichkeiten auch direkt 
ankommen.

„Wir haben binnen kürzester Zeit gezeigt, dass Digitalisierung in 
Gänze und eigenwirtschaftlicher Breitbandausbau im Speziellen 
funktionieren – und zwar schnell, ganzheitlich und nachhaltig“, 
so Wendlers Fazit. DK

SOEREN WENDLER |  DEUTSCHE GIGANETZ GMBH

Paradigmenwechsel im Breitbandausbau wichtiger denn je!

ALCADON, WEIL...
✓ Webshop
✓ führende Herstellermarken
✓ Großes Lager
✓ Kompetente Beratung
✓ Expresslieferung, 
 wenn es eilt

FASTTRACKALCADON GMBH . Wahlerstr. 14 . 40472 Düsseldorf . Tel. 0211 87587503 . alcadon.de

Sind Sie auf der Suche nach einer Lösung, die aus möglichst 
wenigen, zueinander kompatiblen Komponenten besteht 
und dennoch fair im Preis ist?

für den Breitbandausbau

Netzebene 3 und 4

Lösungspakete

✓ Netzverteiler
✓ Schacht
✓ Hauseinführung
✓ Hausübergabepunkt
✓ Teilnehmeranschluss

✓ Inhouse Rohr, Kabel 
 und Metallschächte
✓ Inhouse-Verlängerung
✓ Einblasmaschinen 
✓ OTDR Messgeräte

Entdecken Sie unsere Lösungspakete

Alcadon bietet individuelle Lösungspakete für Einfamilien-,
Mehrfamilienhäuser und Industriegebäuden. 

https://www.alcadon.de/
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Die 1992 gegründete GHMT AG ist unter anderem ein inter-
national anerkanntes und akkreditiertes Prüflabor im Be-
reich der passiven Netzwerksicherheit aller Art, also auch für 

passive Breitbandnetze zur qualitativ hochwertigen Internet-
versorgung. Aber wie definiert man in Deutschland, das 
beim Breitbandaubau schon im europäischen Vergleich nur 
unter ferner liefen rangiert, Qualitätsstandards, die interna-
tionalen Ansprüchen wenigstens im Ansatz gerecht werden 
könnte. Bernd Jung, stv. Leiter des Fachbereichs Cabling & 
Systems bei der saarländischen GHMT AG, sortierte An-
spruch und Wirklichkeit bzw. Chancen und Möglichkeiten 
deutscher Breibandrealisierung in seinem Vortrag aus Sicht 
eines anerkannt neutralen Ingenieurdienstleisters mit bes-
tem internationalen Leumund. Die GHMT will im Rahmen 
ihrer Prüftätigkeit auch bisher fehlende Standards definie-
ren, die eine belastbare Vergleichbarkeit und Qualität der 
technisch eingesetzten Komponenten im Bereich der Breit-
bandnetze erlaubt. 

Weil in Deutschland weit 
über 300 Marktteilnehmer 
unterwegs sind stellte Se-
bastian Fornefeld, MICUS 
Strategieberatung GmbH die 
Frage: „Wer sind die Markt-
teilnehmer, woher stammt 
das Geld und wer sind die 
Investoren?“ Dabei sind die 
über 100 Betreibermodelle 
jedoch ausgenommen, die 
beispielsweise von Zweck-

verbänden betrieben werden. Fornefeld nannte für die Glas-
faser-Anbieter drei Gruppierungen: Klassische Telekommuni- 
kationsunternehmen, Privatunternehmen wie Deutsche Giga-
netz, Deutsche Glasfaser, LEONET und Unsere Grüne Glasfaser 
(UGG) sowie Versorgungsunternehmen. Während es bei den 
homes passed gute Fortschritte gebe, bestehe aber bei der 
Vermarktung ein hoher Rückstand. Nur 18,3 Prozent stehen 
für homes connected und lediglich 9,1 Prozent für homes ac-
tivated. Dieses Verhältnis kommentierte Fornefeld treffend 
als „wirtschaftlichen Wahnsinn“. 

Für einen wirtschaftlichen Ausbau sei eine präzise Voranalyse 
der geplanten Ausbaugebiete entscheidend. Eine Potenzialana-
lyse hinsichtlich der verfügbaren Investitionsmittel, möglichen 
Fördergeldern und die erschließbaren Adressen sollte bei der 
Entscheidungsfindung helfen. Beim Ausbau komme es zuneh-
mend auf eine sehr detaillierte Wirtschaftlichkeitsabwägung 
zwischen Kosten und Potenzial an. Dazu erklärte Fornefeld 
das praktische Vorgehen: „Aus unserer Projekterfahrung bei 

den Berechnungen mit unserem eigenen Tool FiberInvest kann 
die Wirkung dabei deutlich über den Ausbau hinaus reichen: 
So können nicht nur sehr präzise Gebiete für den Ausbau be-
stimmt werden, sondern auch die Vertriebsmannschaften 
zielgerichtet eingesetzt werden – fokussiert da, wo der Ausbau 
der Einzeladresse mit den geringsten Kosten verbunden und 
der mögliche Profit am höchsten ist.“ FiberInvest ist dynamisch 
und individualisierbar, auf allen Planungsstufen einsetzbar und 
ermöglicht eine Berechnung auf allen Ebenen, bis hin zu Kosten 
pro einzelnen Adresspunkt. 

Der Einsatz des Planungstools bietet Vorteile sowohl für Netz-
betreiber als auch Kommunen. Netzbetreiber profitieren durch: 

• Sicherung des profitablen Ausbaus auf Adressebene
• Präzise Grundlage für Bildung von Ausbauclustern 

und Priorisierung 
• Genaues Monitoring der Kostenentwicklung im  

Tiefbau und Betrieb
• Priorisierung von Vertriebsressourcen
• Dynamik des Tools erlaubt auch Berücksichtigung in 

Netzkonzeption und -planung

Die Vorteile für Kommunen und Kreise
fasste Fornefeld wie folgt zusammen:

• Das Tool ist genauer als eine Potenzialanalyse und 
die Tools der Projektträger

• Möglichkeit, den Förderbedarf zu optimieren
• Nicht nur für Antragstellung, sondern auch für Abstim- 

mung mit Netzbetreibern (Branchendialog) nutzbar. GK

SEBASTIAN FORNEFELD |  MICUS STRATEGIEBERATUNG GMBH

Toolbasierte Gebietsauswahl als Erfolgsfaktor

Sebastian Fornefeld

BERND JUNG |  GHMT AG
 Chancen und Möglichkeiten bei der Breitbandrealisierung

V.l.: Bernd Jung, Tim Klotsch 

Die Breitbandverfügbarkeit in Deutschland bezogen auf FTTB/H zum Stichtag 30. Juni 2023 lag mit 35,6 Prozent weit unter 
dem internationalen Durchschnitt. Beim Vergleich der deutschen Bundesländer für die an die Glasfaser anschließbaren Haus-
halte (homes passed) schneidet Bayern mit 31 Prozent nicht so gut ab. Spitzenreiter ist hier Schleswig-Holstein mit 82 Prozent 
und das Schlusslicht bildet Berlin mit lediglich 19 Prozent.
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ausbau ist – vorsichtig optimistisch formuliert – „suboptimal“. 
Auf dem Papier haben 95-100 Prozent der deutschen Haus-
halte eine Breitbandanschlussmöglichkeit mit einer Übertra-
gungsleistung von bis zu 50 Megabit pro Sekunde (Mbit/s). 
Damit erfüllt der Staat auf dem Papier den Anspruch einer 
Grundversorgung wie Wasser oder Energie nun auch beim 
Internet entsprechend der EU-Richtlinie. In der Realität liegt 
der deutsche Mindestwert für die Übertragungsrate im Inter-
net gemäß Telekommunikationsmindestversorgungsverord-
nung (TKMV) vom 1. Juni 2022 allerdings nur bei 10 Mbit/s. 
Das reicht zwar für einen Privathaushalt ohne Home-Office, 
aber bei paralleler beruflicher Internetnutzung mit großen 
Datenmengen grenzt eine solche Mindestversorgung an ein 
Berufsverbot.

Die gewünschte Versorgungslage bis 2030 soll für 100 Prozent 
der deutschen Haushalte bei 1.000 Mbit/s liegen, um Deutsch-
land als Wirtschaftsstandort weiterhin attraktiv zu machen. 

Um das Gigabitziel zu erreichen, ist laut Jung ein Ausbausprint 
unerlässlich, und sieht für GHMT eine gute Startposition, 
diesen Sprint nachhaltig und qualitätssichernd erfolgreich 
zu unterstützen. Dafür will GHMT über alle Netzebenen vom 
Provider bis zum Hausanschluss hinweg einheitliche Begriff-
lichkeiten, klar definierte Qualitätsvorgaben sowohl für die 
zum Einsatz kommenden Produkte, als auch für die Verlege-
methoden, mit definieren. Hierbei unterstützt GHMT heute 
schon eine Vielzahl von Netzbetreibern bei der Definition ge-
eigneter und einheitlicher Qualitätsvorgaben für die zu ver-
bauenden Komponenten wie Lichtwellenleiterkabel, Muffen 

und sonstiger Verteilkomponenten. Anderseits führt GHMT 
im hauseigenen akkreditierten Prüflabor bereits für eine Viel-
zahl von renommierten Herstellern, dieser zuvor genannten 
Komponenten, Freigabe- und Bauartprüfungen durch.

Die Vereinheitlichung und Standardisierung der zu verbauen-
den Lichtwellenleiterkabel und Systemkomponenten ist das 
Gebot der „Sprintstunde“, um das babylonische Begriffs- und 
Definitionsgewirr beim Breitbandausbau zu verringern. Ein 
wichtiger Schritt in die richtige Richtung ist die Materialleit-
linie VDE 0800-720:2023-04, an der GHMT aktiv mitwirken 
durfte, und die erstmals einheitliche Materialanforderungen 
an die Elemente für den standardisierten Ausbau von Glasfa-
sernetzen definiert. Dabei soll die bestehende Infrastruktur 
nachhaltig geschützt, Genehmigungsverfahren beschleunigt 
werden und Qualität vor Schnelligkeit Vorrang haben.

Jung ist davon überzeugt, dass „beim Breitbandausbau eine 
hohe Qualität der zu verbauenden Komponenten sowie die 
Qualität der Verbauung und Installation ein Garant für die 
Langlebigkeit und Nachhaltigkeit der Breitbandnetze dar-
stellt“. Schließlich biete der Ausbau der Breitbandinfrastruk-
tur jede Menge Chancen und Möglichkeiten für die soziale 
und wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland. Allerdings 
erfordere der Breitbandausbau zur Erreichung des 1Gbit/s- 
Ziels bis 2030 Milliardeninvestitionen in die digitale Infra-
struktur, nicht für den Ausbau in Ballungszentren, sondern 
für den umso wichtigeren Ausbau in ländlichen, wirtschaft-
lich schwachen Regionen. JK

WWW.GHMT.DE 

Glasfaser  
bayernweit
Gemeinsam  
für mehr Geschwindigkeit.

Glasfaser  
bayernweit
Gemeinsam  
für mehr Geschwindigkeit.

MNET_EXP_Anzeige-190x130mm_Wandkalender_2311.indd   1MNET_EXP_Anzeige-190x130mm_Wandkalender_2311.indd   1 09.11.23   16:5409.11.23   16:54

http://www.ghmt.de
https://www.m-net.de/ausbaub2b/
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NELSON KILL IUS |  M-NET TELEKOMMUNIKATIONS GMBH

Wann ist ein Open Access-Netz wirklich „offen“?
Die Münchner M-net Telekommunikations GmbH gilt als einer 
der fortschrittlichen Treiber für den Glasfaserausbau in Bayern. 
Das 1996 von bayerischen Energieversorgern in München ge-
gründete Unternehmen bietet heute in Bayern, dem Großraum 
Ulm und dem hessischen Main-Kinzig-Kreis die gesamte Palette 
von Telekommunikationsdienstleistungen auf technisch höchs-
tem Niveau. In der Gründungs-DNA war bereits der Ausbau 
modernster Kommunikationsnetze angelegt.

M-net sieht sich seit über einem Vierteljahrhundert als Innova-
tionstreiber, der einen wichtigen Beitrag leistet, um die Men-
schen informationstechnisch zu vernetzen. Ein wesentlicher 
Punkt dafür sind die millionenschweren Investitionen in eigene 
leistungsstarke glasfaserbasierte Breitbandnetze, die in einer 
besonders ausfallsicheren Ringstruktur ausgebaut sind. Dieses 
moderne Netzdesign ist die Grundlage, um Privat- wie auch 
Gewerbekunden Internetanschlüsse mit Gigabit-Geschwindig-
keit bereitzustellen. Eine flächendeckende Gigabit-Versorgung 
bis 2030 verfolgt auch die Bundesregierung für den Standort 
Deutschland. Nelson Killius, Sprecher der M-net-Geschäftsfüh-
rung, unterstützt dieses Ziel – sieht es allerdings nur als realis-
tisch, wenn das Thema Open Access-Netz tatsächlich mit Leben 
gefüllt wird und nicht nur als Ankündigungsmarketing der An-
bieter oder in Sonntagsreden der Politik propagiert wird. 

Killius wandte sich in seinem Vortrag daher insbesondere an 
die Kommunen, die an einem entscheidenden Hebel für den 
schnellen flächendeckenden Auf- und Ausbau glasfasergestütz- 
ter Breitbandnetze sitzen: dem Wegerecht. Wer auch immer 
Leitungen jedweder Art verlegen will, braucht die Genehmi-
gung der (kommunalen) Grundstückseigentümer. Auch müssen 
die Kommunen entscheiden, ob sie Miteigentümer an den Kom-
munikationsnetzen in ihrem Gemeindegebiet werden wollen. 

Als Beispiele nannte Killius die Gemeinde Markt Essenbach, 
welche sich schon sehr früh für ein Betreibermodell entschie-
den hat, bei welchem das Netz im Eigentum der Kommune ver-
bleibt – oder aber Pullach bei München, wo schon vor Jahren in 
weiser Voraussicht Leerrohre in die Straßen verlegt wurden, so 
dass dort jederzeit ein schneller Glasfaserausbau möglich war. 
Liegen die Telekommunikationsleitungen eines Anbieters erst-
mal im Boden, ist es unverzichtbar, dass Wettbewerber künftig 
einen diskriminierungsfreien Open Access zu dieser vorhan-
denen Infrastruktur erhalten. So werden unnötige Kosten für 

einen Parallelausbau verhindert, die vorhandenen Mittel sinn-
voller und effizienter für den Ausbau in der Fläche eingesetzt 
und zusätzliche Angebote von Kommunikationsdienstleistun-
gen für die Verbraucher ermöglicht. 

Die regionale Netzhoheit eines Unternehmens beinhaltet des-
halb auch eine besondere Verantwortung, die Netzinfrastruktur 
anderen Telekommunikationsanbietern barrierefrei zugänglich 
zu machen, betonte Killius. Schließlich gilt in der heutigen Zeit 
schnelles Internet als grundlegende Daseinsvorsorge für die 
Menschen und die wirtschaftliche Prosperität eines Landes. Die 
Pandemie hat schmerzlich gezeigt, dass Home-Office und elekt-
ronischer Fernunterricht wegen geschlossener Schulen in vielen 
Teilen unserer Bundesrepublik nicht oder nur unter erschwer-
ten Umständen möglich waren. Der Nachholbedarf in Sachen 
leistungsfähige digitale Infrastruktur in Deutschland ist enorm.

Umso wichtiger ist die Mitnutzung bestehender Netzinfrastruk-
tur durch weitere Anbieter über einen diskriminierungsfreien, 
offenen Netzzugang, der das Label Open Access auch wirklich 
verdient. Hier sieht Killius Handlungs- und Definitionsbedarf. 
Bisher ist die Interpretation, was Open Access sein soll, viel 
zu beliebig, wie Killius monierte. Er empfahl daher den Kom-
munen, im Vorfeld von Verhandlungen mit Netzanbietern zu 
prüfen, ob sie als kommunale Miteigentümer handeln wollen. 
Auch sollten sie bei den Vertragsverhandlungen auf verbind-
liche Bauzeitenpläne und einklagbare Zeitzusagen bestehen. 
Ebenso sollte in den Auf- und Ausbauverträgen ein echter 
diskriminierungsfreier Zugang (Open Access) zum Telekommu-
nikationsnetz festgeschrieben sein, um künftige Monopolstruk-
turen zu verhindern.

Killius ist davon überzeugt, dass nur mit solchen fairen Verträgen 
eine Partnerschaft auf Augenhöhe möglich ist, die einen echten 
Wettbewerb zulässt. Allerdings ist es oft noch ein steiniger Weg 
zu richtig offenem Open Access, der über unkonkrete Lippen-
bekenntnisse hinausgeht. Nur ein ehrlicher Open Access mit 
fairen Zutrittskonditionen für die Anbieter lässt die Menschen 
auch in ländlichen Regionen vom Wettbewerb profitieren, so 
dass sie keinen Nachtteil gegenüber wettbewerbsintensiveren 
Ballungsgebieten haben. JK

WWW.M-NET.DE 

Nelson Killius

Innovationstreiber 
seit über 25 Jahren

Diskriminierungsfreier Netzzugang

http://www.m-net.de
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ZUM ALLGEMEINEN VERGABERECHT  (ALS

EXTRNE VERGABESTELLE FÜHREN WIR

AUCH IHRE AUSSCHREIBUNGEN DURCH)

ZUM GEFÖRDERTEN BREITBANDAUSBAU      

(TELEKOMMUNIKATIONSRECHT)

O D E R  A K T U E L L :  

    Z U R  K O M M U N A L E N  W Ä R M E P L A N U N G

Dr. Matthias Freund
matthias.freund@muth-partner.de

0661 9736 - 523
www.muth-partner.de

SIE SIND ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER
ODER AUFTRAGNEHMER UND HABEN

RECHTSFRAGEN…

…SPRECHEN SIE UNS GERNE AN!  

FELIX  NUNN | CORNING OPTICAL COMMUNICATIONS GMBH & CO.  KG

Verborgene Wege: Die unsichtbare 
Installation von Glasfaserkabeln in Gebäuden
In den letzten Jahren wurde sehr viel in der Netzebene 3 aus-
gebaut, aber nur wenig in der NE4. Deshalb besteht ein großer 
Nachholbedarf. Viele Bestandsgebäude sind jedoch nicht bereit 
für FTTH und müssen nachgerüstet werden. Eine nachträgliche 
Installation ist oftmals aufwändig und kostenintensiv. Den Bedarf 
von Glasfaserinstallationen leitete Nunn von einer WIK-Markt-
studie ab, die für rund 75 Prozent der deutschen Haushalte eine 
Bandbreitennachfrage von 1 Gbit/s und mehr eruierte. 

Nunn stellte die Frage: „Was finden wir vor? Die Gegebenhei-
ten sehen oftmals so aus, dass ein wilder Wust keinen Platz für 
neue Installationen und Leerrohre bietet. Wir brauchen des-
halb neue Lösungen. Unser Lösungsansatz ist zweigeteilt: Ein 
Teil ist für die Verlegung innerhalb der Wohnung gedacht, der 
andere für außerhalb, also den Flurbereich mit mehreren Fa-
sern“, und beschrieb die Lösung kurz und prägnant: „Wir bieten 
mehr, damit weniger zu sehen ist.“ Die Lösung selbst heißt Clear 
Track-Glasfaserkanal. Dieser besteht aus einem transparenten 
Kanal mit flexiblen Noppen. Auf der Rückseite besitzt der Kanal 
eine selbstklebende Beschichtung, die nahezu auf jeder Ober-
fläche haftet. Dank diffuser Reflexion verbleibt der Kanal prak-
tisch unsichtbar. Die Installation erfolgt ohne sägen, tackern 
oder Heißkleber und es wird auch kein Spezialwerkzeug be-
nötigt. Zur Vorbereitung für das Anbringen auf verschiedenen 
Oberflächen wie Beton, Mauerwerk oder Tapete stehen ent-
sprechende Testkits zur Verfügung. Der Clear Track Pathway für 
Innenräume leitet eine 900-μm-starke transparente Faser bis 

zur gewünschten Steckdose oder zum gewünschten Endgerät. 
Die Lösung für den Flurbereich ist für die Verlegung von 12 bie-
geunempfindlichen 250-µm-Fasern in einem 1,8-mm-starken 
Mantel geeignet. Für den Übergang vom Flur- in den Wohnbe-
reich steht eine passende Eingangsbox zur Verfügung.

Mit drei Fallbeispielen gestaltete Nunn den Übergang von 
der Theorie zur Praxis. Das Clear Track System wurde 2015 
zunächst in den USA auf den Markt gebracht. Eines der ersten 
Projekte wurde 2015 in New Jersey, Massachusetts durchge-
führt: In einem Wohngebäude mit fast 300 Wohneinheiten 
wurden 3.000 m Clear Track verlegt. Diese Installation funkti-
oniert problemlos bis heute. 2022 wurden in Baden-Württem-
berg in einem historischen denkmalgeschützten Wohnhaus 
Clear Track Kanäle auf Putz nahezu unsichtbar verlegt. Als 
dritte Fallstudie zeigte Nunn eine Referenz in Manila, Philip-
pinen, wo als besondere Herausforderung die Feuchtigkeit zu 
berücksichtigen war.

Abschließend präsentierte Nunn eine Betrachtung der Ge-
samtkosten durch den Vergleich von Clear Track mit einem 
klassischen Kunststoffkanal. Die Modellannahme bestand aus 
einem einfasrigen Innenkabel, das auf 3 m Länge verlegt wur-
de. Bei den Kosten pro Wohnung ergab sich eine Kostenreduk-
tion von 27 Prozent für die Corning-Lösung: Statt 11,70 Euro 
nur 8,50 Euro. Der größere Vorteil ergab sich jedoch bei der 
Installationszeit: Nur fünf statt zehn Minuten. GK

https://www.muth-partner.de/
http://Co.KG
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Dieser Frage widmete sich Delphine Dépont für die franzö-
sische ACOME Industriegruppe aus Nordfrankreich, die sich 
neben Automotive (47 Prozent) und Telekommunikation (37 
Prozent) auch mit Kommunikationsnetzen entlang von Schie-
nennetzen und für Gebäude beschäftigt. Mit 2.000 Mitarbei-
tenden erwirtschaftet das 1932 gegründete Unternehmen 
rund 600 Mio. Euro pro Jahr. Die soziale Verantwortung von 
ACOME bildet die Grundlage der genossenschaftlich organi-
sierten Unternehmensgruppe, die zu 100 Prozent den Mit-
arbeitenden als Gesellschaftern gehört, und alle vier Jahre 
das Führungspräsidium neu wählt. Externe Aktionäre gibt 
es nicht. Daher wird die Unternehmensstrategie auch ba-
sisdemokratisch per Mitarbeitendenvotum (pro Person eine 
Stimme) festgelegt. Ein Axiom der Unternehmensstrategie ist 
angesichts der ökologischen Auswirkungen durch die Men-
schen ein unternehmerisches Handeln nach den Prinzipien 
der Corporate Social Responsibility (CSR). 

Die Reduzierung des CO2-Fußabdrucks beim Glasfaserausbau 
wird zu einer großen Herausforderung für Telekommunika-
tions- und Datenübertragungsnetze. Da man nicht verbessern 
kann, was man nicht messen kann, besteht der erste Schritt 
darin, die Umweltauswirkungen der Netzkomponenten an-
hand ihrer Umweltproduktdeklarationen (Environmental 
Product Declaration = EPD) zu bewerten. Diese beruhen auf 
den Ergebnissen einer Lebenszyklusanalyse (LCA) [ISO14040 
/ ISO14044]. Das EPD, welches den Umweltausweis eines 
Produkts darstellt, ist zuverlässig, wiederholbar und kann 
zwischen den Akteuren in der Branche verglichen werden.

Delphine Dépont stellte in ihrem Vortrag eine Methode zur 
Ausarbeitung einer Umweltproduktdeklaration für Kabel vor. 
Ab 2025 wird es für alle Unternehmen, gestaffelt nach Größe 
des Unternehmens früher oder später, zur Pflicht, die gesam-
ten Kohlenstoffemissionen zu bewerten (Stichwort: CSRD, EU 
Corporate Sustainability Reporting Directive). Dieser EU-Vor-
stoß soll, so das Ziel des Europäischen Rates, die Lücken in 
den bestehenden Vorschriften über Nachhaltigkeitsinforma-
tionen schließen.
 
Die Bewertung des CO2-Fußabdrucks eines Unternehmens 
wird in 3 „Scopes“ unterteilt.  „Scope 1“ betrachtet die direk-
ten Emissionen aus Energieträgern am Standort des Unter-
nehmens, wie Brennstoffe  und Kühlmittel sowie Emissionen 

durch den Betrieb von Heizkesseln und Fuhrpark. „Scope 2“ 
umfasst indirekte Treibhausgasemissionen aus eingekaufter 
Energie, wie Strom, Wasserdampf und Fernwärme, die au-
ßerhalb des Unternehmensstandorts erzeugt werden. „Scope 
3“ sind alle anderen indirekten Emissionen, die entlang der 
Wertschöpfungskette von Unternehmen entstehen, wie ein-
gekaufte Waren, Logistik, Abfall und Lebensdauer der wieder-
verkauften Produkte. Während die ersten beiden „Scopes“ 
relativ einfach zu bewerten sind, da das Unternehmen über 
diese Daten verfügt, ist der Rest wesentlich komplexer. Für 
die eingekauften Materialien werden Umwelterklärungen 
von Lieferanten benötigt, um sie zu bewerten. Daher müssen 
Netzbetreiber den CO2-Fußabdruck der Glasfaserkabel, die 
in ihrem Netzwerk verlegt werden, kennen.

Bereits seit 2009 hat ACOME das eigene wirtschaftliche Han-
deln auf Nachhaltigkeit ausgerichtet. Und seit fünf Jahren 
wird, unter Berücksichtigung der sozialen und ökologischen 
Herausforderungen, die CSR-Leistung gesteuert, um den öko-
logischen Fußabdruck der eigenen Produkte zu messen und 
bestmöglich zu verringen.

Um die CO2-Bilanz für ein Produkt, z.B. ein Glasfaserkabel, 
zu erstellen, muss die Lebenszyklusanalyse (LCA) [ISO14040 
/ ISO14044] des Produkts durchgeführt werden. Diese Ana-
lyse umfasst die Produktion, den Transport zum Kunden, die 
Installation und die Einsatzdauer. Aus den Ergebnissen der 
Analyse wird die Umwelterklärung (EPD) abgeleitet, die dem 
Typ II (ohne externe Zertifizierung = ISO1421) oder dem Typ 
III (mit externer Zertifizierung = ISO1425) entsprechen kann. 
Die Produktkategorie für elektrische und elektronische Pro-
dukte (Product Category Rules IEC 63366/ EN 50693) und 
die spezifischen Regeln für Kabel und Zubehör (PSR Product 
Specific Rules Draft rev. IEC TR 62839-1) schaffen den Rah-
men um vergleichbare Daten zwischen den Herstellern zu 
erhalten. Dies hilft beim Aufbau eines umweltfreundliche-
ren Netzwerks. ACOME, so die Referentin, sei auf die neuen 
Berichtsstandards in Sachen „Nachhaltiges Wirtschaften“ 
gut vorbereitet: „Für den künftigen wirtschaftlichen Unter-
nehmenserfolg und eine langfristig lebenswerte Welt ist es 
hilfreich dieses Denken in den Firmen nicht nur als lästigen 
bürokratischen Aufwand zu sehen, sondern es in deren DNA 
zu implementieren.“ JK

WWW.ACOME.COM

DELPHINE DÉPONT |  ACOME GMBH

Warum eine zuverlässige Bewertung des ökologischen 
Fußabdrucks für die Kabelindustrie ein Muss ist

V.l.: Yassine Lamine, Delphine Dépont und Nuccia Radeck

Reduzierung des 
CO2-Fußabdrucks

http://www.acome.com
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Vorplanung für Glasfasernetze
IN WENIGEN MINUTEN EINE SOLIDE ENTSCHEIDUNGSGRUNDLAGE FÜR DEN ROLLOUT

Die Vorplanung ist ein wesentlicher Bestandteil des Gesamt-
konzepts für jedes Glasfaserprojekt. Mit AND WebSolution 
kann jeder Interessierte ohne viel Manpower oder Budget ein-
fach loslegen. Und trotzdem werden auch ohne Vorkenntnisse 
optimale Ergebnisse erzielt. Dafür ist weder eine Lizenz noch 
ein Download mit anschließender Installation erforderlich: Es 
muss lediglich ein Benutzerkonto eingerichtet werden und die 
Planung kann ohne weitere Vorkenntnisse beginnen. 

Mit der Vorplanungslösung AND WebSolution und z. B. einer 
Excel-Tabelle mit Adressen und der Wohnungsanzahl kann der 
Planer einen ersten Planungsvorschlag für die Outside Plant 
(OSP) erstellen, der für die Feinplanungsphase direkt in AND 
eingelesen wird und weiterverwendet werden kann. Schon in 
wenigen Minuten – typisch sind weniger als drei Minuten für 
einen versierten Planer – erstellen auch ungeübte Mitarbeiter 
eine solide Entscheidungsgrundlage für das geplante FTTH-Pro-
jekt, einschließlich der Kosten. AND WebSolution unterstützt 
die Planung von bis zu 5.000 Gebäudeadressen. Zusätzlich kann 
die Anzahl der Wohnungen pro Gebäude vorgegeben werden.

Die jeweils erforderlichen Netzwerkkomponenten lassen sich 
hinzufügen, modifizieren und auch wieder löschen. Und deren 
Konfigurationen können ohne Beteiligung des Herstellers geän-
dert werden. Eine Materialliste wird automatisch erstellt. Die 
Kosten sind transparent und werden pro geplantes Gebäude 
in Rechnung gestellt. Ein Gebäude kostet genau 1,00 Euro. So 
günstig kann über die hohen Investitionen für ein Glasfasernetz 
entschieden werden. Als Bonus können 100 Gebäude kostenlos 
geplant werden. Mit Unterstützung der Kurzanleitung, die von 
der Webseite kostenlos heruntergeladen werden kann, startet 
praktisch jedermann sofort produktiv und erhält umgehend ein 
optimales und kostengünstiges Ergebnis.

Um die einfache und benutzerfreundliche Bedienung von Web-
Solution zu beweisen, bat Kroschwald einen unbeteiligten Teil- 

nehmer auf die Bühne und versorgte ihn mit einigen wenigen 
Basisinformationen: „Sie werden jetzt für einen Stadtteil von 
Rosenheim eine aussagekräftige Vorplanung durchführen, die 
danach als Basis für eine Feinplanung benutzt werden kann.“ 
Dem Login in das zuvor angelegte Benutzerkonto folgte zu-
nächst die Gebietsauswahl. Danach wurde die gewünschte Re-
gion in der bereitgestellten Karte durch ein Polygon definiert. 
Karten, Gebäude, Adressen und Straßen können dafür auch 
automatisch von OpenStreetMaps™ abgerufen werden. Bei Be-
darf lassen sich Gebäude zusätzlich auch manuell importieren 
und georeferenzieren. Jedes Gebäude wurde einschließlich der 
darin befindlichen Wohnungen hinterlegt, um damit exakt die 
erforderliche Anzahl der zu verlegenden Glasfasern ermitteln 
zu können. Für das Central Office, auch POP (point of presen-
ce) genannt, wurde danach ein geeigneter Standort festgelegt. 
Anschließend erfolgte die Auswahl der gewünschten Techno-
logie (passives GPON) und erforderlichen Netzwerkkomponen-
ten, versehen mit den bekannten Preisen. Und schon war die 
Vorplanung abgeschlossen. Das Ergebnis: Geschätzte Gesamt-
kosten pro Adresse 2.500 Euro für insgesamt 250 Kunden. Die 
berechneten Daten stehen für den Export zur weiteren Planung 
als PDF- oder Excel-Datei zur Verfügung. GK

David Kroschwald

FAIRER WETTBEWERB
IN 1.750 KOMMUNEN.
Wir bauen ein offenes Netz, das wir allen Anbietern auf Basis diskri-
minierungsfreier vertraglicher Regelungen zur Verfügung stellen. Mit 
unserem Open-Access-Modell fördern wir den fairen Wettbewerb in 
mehr als 1.750 Kommunen und bieten den Bürgerinnen und Bürgern 
damit echte Wahlfreiheit. Mehr zu unserem Modell erfahren Sie hier: 
deutsche-glasfaser.de/kommunen
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MARTIN NABER |  LEONET AG

„Wir kennen die Herausforderungen 
ländlich strukturierter Kommunen“
Das Gedränge war ähnlich groß wie auf dem Christkindlmarkt. 
Über 100 Menschen warteten, schoben und drückten sich in 
den Saal. Sie schätzten sich glücklich, wenn sie an den Wänden 
einen Stehplatz ergatterten. 

Martin Naber hatte sich für 30 Minuten mit einem Vortrag zu 
„Highspeed bis ins Wohnzimmer“ angekündigt. Letztes Jahr 
beim Breitbandforum war er noch „auf der Überholspur“ unter-
wegs. Jetzt entfaltete der Geschäftsführer der LEONET und der 
BBV Deutschland (v.a. in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, 
Thüringen aktiv) die ganze Bandbreite des IFG-Konzerns: die  
INFRAFIBRE Germany erhält ihr Geld aus dem Ausland, von 
dem paneuropäischen Infrastrukturfond Infracapital. Zu den 
drei Tochtergesellschaften gehört auch die INFRAFIBRE Net-
works (IFN), die Planung und Bau verantwortet.

Mit dieser Struktur und mit Investitionsmitteln von 1,5 Milliar-
den Euro im Rücken gelang LEONET im vergangenen Jahr, die 
ländlich geprägten Regionen in ganz Bayern verstärkt ins Auge 
zu nehmen. Auf der Folie, die Naber mit den Verbreitungs- und 
Projektgebieten der LEONET zeigte, sind vor allem Netze im 
Westen und Süden des Freistaats hinzugekommen. Dabei hat-
te das jüngste Großprojekt des Unternehmens, die geplante 
eigenwirtschaftliche Versorgung der Verwaltungsgemeinschaft 
Bad Neustadt/Saale im äußersten Norden, noch gar nicht Ein-
gang auf der Karte gefunden. „Wir kennen die Herausforderun-
gen und Anforderungen ländlich strukturierter Kommunen“, 
sagte Naber. Man denke stets ganzheitlich auf Basis einer 
Mischkalkulation und würde beide Wege zum Glasfaserausbau 
beschreiten können – eigenwirtschaftlich wie gefördert „oder 
die Kombination von beidem“.

Das sei auch der Grund, warum LEONET in der Branche und von 
der Politik sehr ernst genommen werde und am „Pakt Digitale 
Infrastruktur“ mitgewirkt habe, der im Herbst 2022 unterzeich-
net wurde. Darin wurde festgehalten, dass drei Millionen Haus-
halte in Bayern bis 2025 zusätzlich mit Glasfaser erschlossen 
werden sollen. Allerdings korrespondiert der Schulterschluss 
von Branche, Kommunen und Politik nicht immer mit der 
Wirklichkeit. Naber legte dar, dass der Doppelausbau die Ziele 

im Hinblick auf eine Vollversorgung 2030 nicht nur in Bayern, 
sondern im Bundesgebiet gefährde. „Besonders kritisch ist 
das, wenn sich der Doppelausbau nur auf einen Teil des Aus-
baugebietes bezieht oder wenn er nicht einmal vor geförder-
ten Glasfasernetzen haltmacht.“ Naber bezog sich hier auf die 
Marktanalyse des Breko-Verbandes vom August 2023.

Er machte deutlich, warum Glasfaser wichtig und warum 
sie zentral für die Lebensqualität – nicht nur als Technologie 
der Zukunft, sondern des Hier und Jetzt – ist: „Der eine oder 
andere von Ihnen hat vielleicht schon mal vom Mooreschen 
Gesetz gehört, wonach sich der Datenbedarf alle zwei Jahre 
verdoppelt.“ Für 2025 wird ein Datenbedarf je Kunde von 800 
Gigabyte monatlich erwartet. Für 2022 wies der Jahresbericht 
der Bundesnetzagentur 305 Gigabyte aus; angesichts Künstli-
cher Intelligenz, immer komplexer werdender Online-Spiele 
und wachsender Bedeutung von Telemedizin, realitätsnahen 
Videokonferenzen (Homeoffice/digitales Lernen) erscheint der 
Sprung gar nicht so groß. So rücke man, trug Naber vor, mit 
der Glasfaser den Kunden immer näher an die Rechner. Ab drei 
Wohneinheiten würde LEONET seit diesem Jahr innerhalb eines 
Hauses die Leitungen bis in die Wohnung legen. Die Hausbesit-
zer könnten die Kosten der Inhausverkabelung an die Mieter 
weitergeben. 

Für eine Diskussion im Plenum blieb keine Zeit, Naber konnte 
in Nachgesprächen Fragen zur Gebäudeverkabelung, zur Her-
ausforderung beim Netzausbau mit anderen Marktbegleitern 
und zur Kooperation mit Stadtwerken beantworten. 

Martin Naber

Ganzheitliches                         
Denken
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B2ca für die NE4? Kein Problem!
Informieren Sie sich über unsere Indoor Lösungen

Emtelle GmbH - An der Flurscheide 20 - 99098 Erfurt     info-de@emtelle.com     +49 (0) 361 654330

Das familiengeführte Unternehmen HPE GmbH, kurz für Hof-
mann Planung und Entwicklungs GmbH wurde vor 22 Jahren 
gegründet. Franz Hofmann, Firmengründer stellte als erster 
des präsentierenden Viererteams kurz das Unternehmen 
vor. Die Tätigkeit als unabhängiger Berater verteilt sich auf 
die fünf Bereiche Elektrotechnik, Heizung, Lüftung, Sanitär 
und Klima, Breitband, Geo-Informatik sowie Messungen und 
Gutachten. Hofmann unterstrich: „Die Stärke von HPE liegt 
dabei in der ganzheitlichen Projektbetreuung, alles aus einer 
Hand – angefangen von der Planung bis hin zur Bauüber-
wachung. In über 20 Jahren haben wir so über 1.000 Pro-
jekte erfolgreich abgewickelt und zählen inzwischen über 50 
Mitarbeiter zu unserem Team.“ Der bevorzugte Kundenkreis 
konzentriert sich auf den kommunalen Bereich, Industrie, 
Wohnungsbau sowie Tourismus und Freizeit.

Hofmanns Tochter Daniela Hofmann, derzeit auch mit der 
Übernahme des Unternehmens beschäftigt, erklärte die Vor- 
teile des GIS-Systems JOGIS, welches den Weg zu einer smar-
ten Kommune begleitet: „GIS gilt als Nervensystem unseres 
Planeten. Die Kunst dabei ist es, einen Einblick auf dieses 
System zu erhalten und damit richtig umzugehen.“ HPE sieht 
mit GIS – das wäre vergleichbar mit Google Maps für die 
Kommune – ein Nadelöhr in jeder Kommune. Aus Erfahrung 
weiß Hofmann, dass GIS in den Kommunen meist gar nicht 
vorhanden ist oder nur statisch existiert, zumeist nur Lag-
einformationen enthält und sonst keine Funktionalitäten 
besitzt. Hofmann erläuterte deshalb GIS, wie es sein soll-
te: „GIS wie wir es verstehen ist dynamisch und interaktiv, 
enthält Lage und Metadaten (Typ, Länge, Buchung) sowie 
Live-Daten, beinhaltet ein Auskunftssystem für Verwaltung 
und Bürger und stellt Funktionalitäten für Vertragsabschlüs-
se etc. bereit.“ Auf dieser Aussage wurde JOGIS auf der Basis 
von QGIS entwickelt.

Alexander Hirschhorn, Abteilungsleiter für Breitband gab an-
schließend einen Überblick über den praktischen Einsatz von 
JOGIS. Neben Anwendungen im Bereich Breitband kann das 
System auch für Fernwärme eingesetzt werden. JOGIS eignet 
sich ferner für den Einsatz bei weiteren Infrastrukturen einer 
smarten Kommune wie z.B. Wasser und Abwasser, Energienet-
ze und Straßenbeleuchtung. So könnten z.B. einzelne Leuchten 
mit einem QR-Code gekennzeichnet werden. Passanten, die 
eine defekte Leuchte entdecken, könnten diesen QR-Code der 
Kommune melden, worauf diese die erforderlichen Maßnah-
men veranlassen könnte.

Denis Crilov, GIS-Experte und Mitentwickler von JOGIS gab ab-
schließend einen Einblick in die automatisierte Planung: „Als 
Input benötigt man nur die gewünschten Adressen und Stra-
ßenlayer für das spätere Routing, als Output erhalten wir ver-
schiedene Ebenen wie PoP, Backbone und Fasermanagement. 
Die Faserlänge wird daraus automatisch optimiert, sodass die 
maximal zulässigen Längen zwischen PoP und Netzabschluss 
nicht überschritten werden. Die Dimensionierung der Materi-
alien erfolgt über eine zentrale Datenbank.“ GK

ALEXANDER HIRSCHHORN |  DANIELA HOFMANN | FRANZ HOFMANN | DENIS  CRILOV |  HPE GMBH

Die Schlüsselrolle von GIS bei Breitband, Nahwärme 
und Infrastruktur für die smarte Kommune von morgen

V.l.: Franz Hofmann, Daniela Hofmann, Alexander Hirschhorn, Denis Crilov

https://www.emtelle.de/
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HEIKO KAHL |  GIGABITBÜRO DES BUNDES

Potenziale des eigenwirtschaftlichen Ausbaus nutzen

Kahl zufolge ist in Deutschland nach wie vor ein Stadt-Land- 
Gefälle bei den Gigabit-Bandbreiten zu erkennen, obgleich 
die Breitbandverfügbarkeit im ländlichen Raum bei bis zu 50 
Mbit/s deutlich verbessert ist. Die kürzeren Distanzen sowie 
HFC-Kabelnetze seien der Hauptgrund für die bessere Versor-
gung der Städte. Gigabitfähige Netze in ländlicheren Regio-
nen seien in der Regel bereits Glasfasernetze. 
Ende Juni 2022 wurden deutschlandweit rund 
12,7 Mio. Glasfaseranschlüsse verzeichnet, 
das ist ein Anstieg von 3,8 Prozent gegenüber 
2021. Mit einer Glasfaserabdeckung von 26 
Prozent (Stand 30. Juni 2022) sei ein erster 
Meilenstein geschafft.

„Das Ausbaupotenzial macht den deutschen 
Markt interessant für Investoren“, berichtete 
Kahl. Mit dem im April 2023 gestarteten Bundesförderpro-
gramm „Gigabitrichtlinie des Bundes 2.0“ setze die Bundes-
regierung einerseits auf den privatwirtschaftlichen Ausbau 
der Telekommunikationsunternehmen. Andererseits werde 
dafür Sorge getragen, dass der geförderte Ausbau leitungs-
gebundener Netze den privatwirtschaftlichen Ausbau nicht 
verdrängt und in die Gebiete mit dem größten Nachhol- und 
Förderbedarf fließt. 

Grundsätzlich seien Anschlüsse förderfähig, wenn sie noch 
nicht gigabitfähig erschlossen sind. Nicht gefördert werden 
Anschlüsse mit FTTB/H (auch „homes passed“), „schwarzen 
Flecken“ (zwei NGA-Netze), HFC mit DOCSIS 3.1, rechtlicher 
Ausbauverpflichtung sowie mit Ausbau- oder Aufrüstzusage 
(Markterkundung).

In der Gigabitförderung 2.0 wurde für jedes Bundesland eine 
bestimmte jährliche Fördermittelobergrenze festgelegt. Alle 

Förderanträge eines Bundeslandes werden anhand eines Kri-
terienkataloges zur Bestimmung des Nachholbedarfs bzw. der 
Förderwürdigkeit nach einem Punktesystem bewertet. Gebie-
te mit dem größten Nachholbedarf sind insbesondere solche, 
die noch einen großen Anteil sog. weißer Flecken aufweisen. 
Zugleich werden Gebiete gefördert, bei denen der privatwirt-

schaftliche Netzausbau bereits abgeschlossen 
ist, danach jedoch Restgebiete verbleiben, für 
die auch langfristig keine privatwirtschaftliche 
Ausbauperspektive besteht. 

Projekte, die anhand des Kriterienkatalogs 
eine besonders hohe Punktezahl (kann je nach 
Aufruf variieren) erreichen, können jederzeit 
beantragt werden (fast lane). Für alle anderen 
Projekte besteht die Möglichkeit der Antragstel-
lung im Rahmen eines zeitlich begrenzten För-
deraufrufes. Dieser erste Förderaufruf endete 

am 15. Oktober 2023. Der nächste wird Anfang des Jahres 
2024 starten.

Um die eigentlichen Förderbedarfe zu ermitteln, finden zwi- 
schen den Gebietskörperschaften und Telekommunikations- 
unternehmen Branchendialoge zum möglichen privatwirtschaft-
lichen Ausbau in ihrem Gebiet statt. Die Potenzialanalyse un-
terstützt diesen Prozess, indem sie das privatwirtschaftliche 
Ausbaupotenzial für das Gebiet darlegt. 

Mit diesem innovativen Instrument, das ständig fortgeschrie-
ben und weiterentwickelt wird, sind die Kommunen laut 
Heiko Kahl nun deutlich besser aufgestellt, wenn es darum 
geht, das Maximum aus dem eigenwirtschaftlichen Ausbau 
herauszuholen und staatliche Ausbauförderung auf das erfor-
derliche Maß zu begrenzen. Jetzt sei es an den Kommunen, 
das neue Instrument aktiv zu nutzen, um den Gigabitausbau 
zu beschleunigen. DK

Überall flächendeckende, hochleistungsfähige, ökologisch nachhaltige und sichere digitale Infrastrukturen sind Voraussetzung 
dafür, dass die digitale Transformation Deutschlands umfassend gelingt. Im Rahmen der Gigabitstrategie hat die Bundesregie-
rung daher das Ziel formuliert, bis zum Jahr 2030 eine solche Infrastruktur flächendeckend auszubauen. Wo dieser Ausbau 
nicht erfolgt, werde das Gigabitbüro des Bundes den Ausbau digitaler Infrastruktur vorantreiben, betonte Heiko Kahl. Dies 
geschehe mittels Information und Vernetzung, Beratung und Unterstützung.

Nhut Nam Truong

Information und Vernetzung, 
Beratung und Unterstützung

Heiko Kahl

Föderwürdigkeit
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Pragmatisch, strategisch, erfolgreich:

Maßgeschneiderte Lösungen
für Ihre Glasfasernetze

Beratung von Kreisen/Kommunen, 
Stadtwerken, Schulen/Schulträgern,
TK-Unternehmen:
» Strategie und Potentialanalyse
» Netzkonzepte und Optimierung
» Netzplanungen
» Förderberatung und Antragsstellung
» Ausschreibungsbegleitung
» Baubegleitung und Dokumentation
» Restrukturierung und Sanierung
» Netzbewertung

Pempelforter Straße 50 · 40211 Düsseldorf
Tel. +49 211 4976 9111 
www.micus.de · info@micus.de

20+
Jahre Erfahrung –

Breitband seit 2000

160+
Landkreise/ Kommunen 

mit Millionen 
versorgter Einwohner

3+
Mrd. EUR 
begleitetes 
Investitions-

volumen

300+
Projekte in ganz 

Deutschland 
realisiert

1.3 Mrd. EUR Antragsvolumen 
allein im Förderaufruf 2023

MICHAEL GUDERA |  DEUTSCHE KREDITBANK AG

Mit DKB-Krediten kommunalen Breitbandausbau finanzieren
Ohne Moos nix los: Das ist auch ein Dauerthema bei notorisch 
klammen Kommunen, insbesondere wenn sie in teure Infra-
struktur investieren sollen/müssen, deren Return on Invest-
ment eher langfristig und über die Wahlperiode 
hinaus wirksam wird. Wie gut, dass es da eine 
Bank gibt, die natürlich wirtschaftlich arbeiten 
muss, aber dennoch sich auch dem nicht ganz 
so gut aufgestellten Kundenkreis der Kommu-
nen als Finanzierer anbietet. Michael Gudera, 
Vertriebsmanager Energie und Versorgung in 
der Region Süd der DKB (Deutsche Kreditbank 
AG), zeigte in seinem Vortrag, wie die kommu-
nale Geldbeschaffung für den Breitbandausbau 
über die DKB funktionieren könnte. Die DKB ist 
eine 100-Prozent-Tochter der Bayerischen Lan-
desbank und finanziert als Verbundpartner zusammen mit den 
bayerischen Sparkassen in Bayern unterschiedlichste Vorhaben 
zur Daseinsvorsorge für Kommunen und kommunalnahe Gesell-
schaften. Dazu zählen neben Windrädern und Solarkraftwerken 
auch der Breitbandausbau und Aufbau von leistungsfähigen 
Glasfasernetzen in Kommunen unter anderem für landwirt-
schaftliche und mittelständische Betriebe, Bildungs- und Ge-
sundheits-/Pflegeeinrichtungen sowie die Haushalte.

Laut Gudera arbeitet die DKB aktuell finanztechnisch mit bun-
desweit mehr als 4.300 Kommunen, Landkreisen und Kommu-
nalverbänden (so auch Zweckverbänden Breitband) und jedem 
zweiten Stadtwerk zusammen. Das noch recht überschaubare 
Segment Breitband soll hier noch kräftig wachsen.

Beim finanziellen Engagement der DKB sind die regionalen Ge-
gebenheiten ausschlaggebend. Als Leitplanke dient auch die 
Marktanalyse 2022 des Bundesverbands Breitbandkommu-
nikation (BREKO), dem 208 der deutschlandweit 270 aktiven 
alternativen Netzbetreiber angehören. Auf Bayern entfallen 
34 aktive Netzbetreiber ohne die Deutsche Telekom, die knapp 

50 Prozent der Investitionen in Breitbandnetze tätigt. Beur-
teilungsparameter für die DKB sind zum Beispiel die Größe 
einer Kommune oder die Gewerbestruktur im Ausbaugebiet 

und damit die potenzielle Anzahl von Nutzern. 
Entscheidend ist auch, ob der kommunale 
Breitbandausbau eigenwirtschaftlich ohne öf-
fentliche Förderung erfolgen soll, oder ob ein 
geförderter Ausbau bzw. eine Hybridform mit 
teils geförderten und teils eigenwirtschaftlich 
ausgebauten Anschlüssen angestrebt wird. In 
letzterem Fall wird von der DKB auch geprüft, in 
welcher Form das künftige Breitbandnetz betrie-
ben werden soll. Gibt es vor Ort bereits tätige 
kommunale Stadtwerke, Eigenbetriebe, Zweck-
verbände oder Telekommunikationsunterneh-

men, mit denen der zunächst unwirtschaftliche Betrieb (auch 
Wirtschaftlichkeitslückenmodell genannt) eines Breitbandnet-
zes zu bewerkstelligen wäre. Im Umkehrschluss: Wie stellt sich 
die Konkurrenzsituation vor Ort dar. Schließlich ist zu klären, 
wer für die Kommune den Netzausbau übernimmt.

Der Leitbegriff, an dem der Finanzierungseinstieg der DKB sich 
orientiert, ist die grundsätzliche Zukunftsfähigkeit des Breit-
bandprojekts für die Kommune, auch wenn es einen langen 
Atem braucht. Sind diese Fragen geklärt und wird das ange-
strebte Ausbauprojekt als langfristig zukunftsfähig analysiert, 
bietet die DKB den Vorhabensträgern entsprechend maßge-
schneiderte individuelle Finanzierungsmodelle an, die auch die 
sehr komplexe Förderlandschaft sowie die stark zersplitterte 
Anbieterstruktur berücksichtigen. 

Für Kommunen, die sich an das Thema Breitbandausbau heran-
wagen, bietet sich die DKB als Teil der Lösung nicht nur bei der 
reinen Finanzierungsfrage an. JK

WWW.DKB.DE 

Michael Gudera

https://www.micus.de
http://www.dkb.de
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PEER WELLING |  RÖDL & PARTNER UND JÜRGEN SCHUSTER |  CORWESE GMBH

Glasfaserausbau in Lichtgeschwindigkeit 
mit optimierten Prozessen
Ein kongeniales Geschäftsteam: technische und juristische 
Beratungskompetenz für einen prozessoptimierten schnel-
len Glasfaserausbau mit der Einstein’schen Formel. Was soll 
da noch schiefgehen beim lichtschnellen Ausbau von Lichtwell-
ennetzen. Am gemeinsamen Willen und Ziel der Kanzlei Rödl & 
Partner sowie der Corwese GmbH gibt es keinen Zweifel: durch 
Prozessoptimierung und -beschleunigung dem in Deutschland 
so geliebten Bürokratie-Kleinklein ein Schnippchen schlagen.

Jürgen Schuster, Geschäftsführer der Corwese GmbH, und 
Peer Welling, einer von sechs geschäftsführenden Partnern 
bei Rödl & Partner, zeigten in ihrer Präsentation, wie Dank In-
genieur-Knowhow mit juristischer Unterstützung ihre Kern-
kundengruppe Kommunen in Bayern das erreichen könnten. 
Schließlich zählt eine leistungsstarke Breitbandversorgung 
zur Daseinsvorsorge und ist für die Zukunftsentwicklung der 
Kommunen und ihrer dort lebenden Menschen existentiell.

Schuster und Welling sehen ihr Beratungsduo als Problemlö-
ser und Türöffner für den kommunalen Einstieg in den zeitna-
hen Glasfaserausbau. Der gestaltet sich für viele Kommunen 
eher abschreckend, denn Zeit und Kosten von der Planung 
bis zum laufenden Betrieb sind Rechnungen mit mehreren 
Unbekannten. Dort setzen Corwese und Rödl & Partner an. 
Sie wollen mit durchgetakteten Prozessen die Ängste vor der 
Umsetzung von kabelgebundenen Glasfaserprojekten in den 
Kommunen minimieren. Das 32-köpfige über Bayern verteilte 
Mitarbeitendenteam von Corwese ist hoch spezialisiert auf 
Planung, Ausschreibung, Bau, Betrieb und Vertrieb im Bereich 
Telekommunikation.

Finanzhilfe im Breitbandausbau gibt es mit Förderprogram-
men des Freistaats (Gigabit- und Mobilfunkförderung) und auf 
Bundesebene. Diese Quellen für die Kommunen zu erschlie-
ßen, sehen Corwese und Rödl & Partner als einen wichtigen 
Teilbereich für die pragmatische Planung und den Bau von 
maßgeschneiderten kommunalen Glasfasernetzen. Rund 600 
Kommunen und 50 kommunale Unternehmen zählt Corwese 
beim Breitbandausbau zu seinen Kunden, ein Drittel davon in 
Bayern. Bei bewilligten Fördermitteln nimmt Corwese eine 
Spitzenposition ein, so dass eine Zusammenarbeit mit dem 
Unternehmen vorteilhaft für die Kommune sein kann.

Kraftvoller Partner ist die 1977 in Nürnberg gegründete Kanzlei 
Rödl & Partner, die sich mit einem Netzwerk von über 5.500 

Rechtsanwälten, Steuerberatenden, Unternehmens- und IT-Be-
ratenden sowie Wirtschaftsprüfenden an mehr als 100 eigenen 
Standorten in rund 50 Ländern um ihre Mandanten über alle 
Geschäftsfelder hinweg kümmert. In dieser Wirkkombination 
sieht Rödl & Partner für sich ein international vorteilhaftes 
Alleinstellungsmerkmal.

In Sachen leistungsfähige Internetversorgung erstellt das Be-
raterduo für akquirierte Kommunen einen Glasfaser Master-
plan und für den zu bauenden Netzabschnitt das benötigte 
professionelle Leistungsverzeichnis. Damit wird die Kommu-
ne in die Lage versetzt, fallweise bei anstehenden Tiefbauar-
beiten z. B. entsprechende Leerrohre und Mikrorohrbündel 
mitzuverlegen. So entsteht im Sinne bestmöglicher Finanz-
mittelverwendung im Laufe der Zeit eine glasfasergeeignete 
Infrastruktur im Gemeindegebiet.

Aber das ist nur ein Teilschritt zum erfolgreichen Netzausbau, 
bei dem es noch „tausend“ andere Kleinigkeiten zu beachten 
gilt, wie Schuster und Welling glaubhaft machen konnten. Dazu 
bedarf es eines strukturierten Projektmanagements, das sich 
um Planung, Delegierung, Überwachung und Steuerung aller 
Aspekte eines Projekts kümmert sowie die Motivation der Be-
teiligten zu Erreichung der Projektziele in Sachen Zeit, Kosten, 
Qualität, Umfang, Nutzen und Risiko wachhält.

Entsprechend wichtig und nervenschonend sind eine gute 
Vorbereitung, detaillierte Vorüberlegungen, ein belastbarer 
Businessplan, konsequente Qualitätssicherung vor, während 
und nach den Netzausbaumaßnahmen und last but not least 
ein glaubhaftes Marketing- und Vertriebskonzept zur Hausan-
schluss- und Produktvermarktung, damit das Glasfaserprojekt 
keine Investitionsruine wird. 

Für Corwese sowie Rödl & Partner sind die erfolgreichen 
Projekte keine Routine, sondern immer wieder lehrreiche 
Erfahrungen, aus denen in einem kontinuierlichen Verbesse-
rungsprozess neue Erkenntnisse gewonnen werden können, 
die in nachfolgende Projekte dann ebenso einfließen wie tech-
nische Neuerungen. Wichtiges Motto für das kongeniale Bera-
tungsduo: aus eigenen Fehlern und denen anderer lernen. JK

WWW.CORWESE.DE, WWW.ROEDL.DE 

Melanie Hundt, Peer Welling und Xinzhi Ye

Glasfaserausbau mit der
Einstein‘schen Formel

Strukturiertes Projektmanagement

Jürgen Schuster

http://www.corwese.de
http://www.roedl.de
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Das Design 
entscheidet darüber, 
wie gut ein Netz wird

Michael NitzMICHAEL NITZ |  AMADYS GERMANY GMBH

Von PoP bis APL - Einfach zuverlässige FTTX Netze bauen
Der europaweit tätige Distributor und Systemintegrator mit 
Hauptsitz in Antwerpen fusionierte kürzlich mit der Netceed 
Gruppe, die gemeinsam ein Umsatzvolumen von 2 Mrd. 
Euro schaffen. Der Fokus liegt auf dem Glasfaserausbau in 
Deutschland, wobei der Markt mit rund 700 Playern einige 
Herausforderungen mit sich bringt. Für einen schnellen und 
erfolgreichen Rollout nannte Michael Nitz, Sales Director 
DACH folgende Eckpunkte: eine hohe Marktpenetration (ho-
mes passed, homes connected), Einhalten des Businessplans, 
Erreichen der geplanten Profitabilität, Gesamtkosten kontrol-
lieren und zufriedene Kunden und Stakeholder gewinnen.

Die Herausforderungen beim Ausbau von FTTX Netzen schil-
derte Nitz mit beispielhaften Stichworten: Regulierungsum-
feld, umfangreiche Genehmigungsverfahren, strategischer 
Überbau durch dominante Marktteilnehmer, keine einheit-
lichen oder vereinfachte Standards oder Prozesse, fehlende 
Baukapazitäten und/oder Mangel an FTTX-Expertise, Material- 
knappheit, Produktqualität sowie Management von komple-
xen Abläufen und Einzelprojekten.

„Ein Glasfasernetz besteht aus vielen Komponenten. Wie gut 
schlussendlich ein Netz wird, das beginnt bereits beim Design“, 
erklärte Nitz. Deshalb sind bei der Wahl der passenden Kom-
ponenten verschiedene Aspekte zu berücksichtigen: Die Ver-
fügbarkeit bzw. Lieferzeit des Materials, die Preise, Effekte auf 
Baukosten und Betriebskosten sowie das Anschlussinteresse und 
die Konzepte. Zu berücksichtigen ist auch die Vielzahl der Betei-
ligten, die ein Projekt zum Erfolg führen. Wichtig sei die zeitge-
rechte Baustellenbelieferung, das Zusammenspiel der Gewerke, 
eine konstante Produktqualität der einzelnen Komponenten, ein 
ausreichendes Training der Subunternehmer, die Systemgarantie 
bei bereitgestelltem Material sowie ein abgestimmter Zeitbe-
darf für den Gebäudeanschluss einschließlich der Terminkoordi- 
nation mit den Bewohnern. 

Wie man zu einem guten Netz kommt, beschrieb Nitz an einem 
Erfolgsbeispiel aus Holland. Dort wurden bereits über 2,6 Mio. 
FTTH-Hausanschlüsse realisiert. Daraus resultierten mehr als 10 
Jahre positive Erfahrung in den Projekten und die Systemgarantie 
von 25 Jahren, die Amadys offeriert. Der schnelle Ausbau wurde 
durch den Einsatz standardisierter Komponenten erreicht. Im 
Jahr 2022 wurden über 2,1 Billionen Meter Glasfaser und 322 
PoPs installiert. Nitz ergänzt: „Aus diesen Projekten haben wir 
viel gelernt. Deshalb setzen wir vorkonfektionierte POPs und 
Netzverteiler ein. Wir unterhalten ein Puffer-Lager und vertrauen 
auf stabile und qualifizierte Lieferanten. Unseren Kunden bieten 

wir eine Unterstützung bei Netzdesign und Projektdurchfüh-
rung an. Aus diesen Erfahrungen entstand auch ein hilfreiches 
Forecast- und Projektmanagement-Tool.“ 

Die Vorteile dieses intelligenten Forecast-Modells fasste Nitz wie 
folgt zusammen: „Es ermöglicht die frühzeitige Erkennung von 
Materialengpässen, die frühzeitige Erkennung von Änderungen 
des Materialbedarfs, auch von Fehlern in der Planungsphase 
des Kunden, eine vollständige Überwachung der Lieferkette und 
eine Reduktion der Gesamtkosten“, und schloss ab: „Erst wenn 
alle Hürden überwunden sind können die geplanten Einnahmen 
auch tatsächlich fließen.“ GK

https://www.hexatronic.com/de
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RALF STRATMANN | UNSERE GRÜNE GLASFASER GMBH & CO.  KG 

Die Macht der Offenheit beim 
Glasfasernetz-Zugang für Internetprovider

Wie Ralf Stratmann von UGG in seinem Vortrag darstellte, 
ist sich das junge Glasfaserunternehmen von Beginn an sei-
ner ökologischen und damit auch sozialen Verantwortung 
bewusst. Ökologisch, weil UGG Glasfasernetze bis in die hei-
mischen vier Wände und Geschäftsräume verbaut (FTTH = 
Fiber to the home) und deren Betrieb gegenüber vielfach 
noch bestehenden Kupfernetzen 60 Prozent weniger Energie 
verbraucht; sozial, weil UGG seine Netze jedem Internetan-
bieter öffnet, so dass Parallelnetze überflüssig sind und der 
Wettbewerb im Sinne der Internetnutzer auf dem Netz mit 
den besten Angeboten stattfindet. 

UGG baut in mittlerweile acht Bundesländern Glasfasernetze 
für stabile, ultraschnelle Internetverbindungen für Kommu-
nen, insbesondere auch im ländlichen Raum aus. Insofern 
hat UGG den strategischen Vorteil, dass sie keine Produk-
te vertreiben muss, sondern Infrastruktur bereitstellt, die 
zwangsläufig für den Vertrieb von Internetprodukten unver-
zichtbar sind. 

In den nächsten Jahren will UGG rund fünf Milliarden Euro 
in FTTH-Glasfasernetze investieren, um gut 2,2 Millionen 
Haushalten den Zugang zum schnellen Internet zu ermög-
lichen. Dabei kommen auf die Kommunen keine Kosten zu, 
denn der Ausbau erfolgt eigenwirtschaftlich, also auch ohne 
Förder- und damit verbundene Genehmigungsanträge. Da-
bei konzentriert sich UGG auf den Ausbau in Regionen, die 
bisher noch nicht mit Glasfaser (FTTH) erschlossen wurden. 
Laut Stratmann betrifft das derzeit an die 400 Kommunen in 
acht Bundesländern mit knapp einer Million möglicher Glas-
faser-Hausanschlüsse. 

UGG plant und baut das Glasfasernetz der Kommunen 
unabhängig von Vorvermarktungsquoten von Internetan-
bietern (ISP), also Vertragsabschlüssen mit einem ISP zur 
Nutzung deren Internetanschlüsse. Einen entscheidenden 
Unterschied zum Wettbewerb macht zudem, dass UGG ein 

offenes Glasfasernetz aufbaut, welches im Anschluss al-
len kooperierenden Internetanbietern offensteht (offener 
Netzzugang). Der Fokus von UGG liegt auf dem Ausbau des 
Glasfasernetzes, aber auch Betrieb, Reparatur und Wartung 
des Glasfasernetzes gehören dazu. Für die Behebung von 
Störungen im Hausanschluss (Router/WLan) ist allerdings 
der Internetanbieter zuständig. Auf dem noch jungen Netz 
von UGG gibt es aktuell fünf Internet-Kooperationspartner, 
mit denen Endkunden Verträge abschließen können, aktuell 
gehört O2 als großer nationaler Anbieter sowie regional 
der badische Internetanbieter STIEGELER, Eifel-DSL, K(Kai-
serslautern)-NET und die Thüringer Netkom dazu. Zudem 
befindet sich UGG in vielen laufenden Verhandlungen mit 
neuen Internetanbietern auf dem UGG-Netz. Interessierte 
Internetanbieter können sich via E-Mail partner@ugg.tech 
an UGG wenden.  

In den Kommunen arbeitet UGG eng mit Serviceprovidern 
in den Netzausbaugebieten zusammen und tritt dann auch 
gemeinsam bei den Bürgerinnen und Bürgern auf, so dass 
schon im Vorfeld über Gestattungserlaubnisse und Grund-
stückeigentümererklärungen sowie Umfang und Beschaffen-
heit der gewünschten Produkte mit möglichen Endkunden 
gesprochen werden kann. 

Sind sich alle Partner über den Breitbandausbau einig, startet 
sowohl online als auch über Infoveranstaltungen vor Ort ein 
breites Marketing- und Vermarktungskonzept bei den Men-
schen im Ausbaugebiet. Parallel beginnen die technischen 
Vorbereitungen und Planungen mit den Ansprechpartnern in 
der Kommune sowie die Einholung der Genehmigungen für 
den Bau, anschließend erfolgt der Ausbau der Infrastruktur 
in der Kommune und der Anschluss an das UGG-Glasfaser-
netz. Zum Schluss wird der Hausanschluss installiert und das 
Highspeed-Internet kann durchstarten. JK

WWW.UNSEREGRUENEGLASFASER.DE

Jürgen Weck

Ökologische und
soziale Verantwortung

Unsere Grüne Glasfaser (UGG) ist ein 2020 gegründetes deutsches Unternehmen mit Sitz in Ismaning, Bayern. UGG ist ein bundes-
weit agierendes Glasfaserinfrastruktur-Unternehmen, das ein Joint Venture aus Allianz und Telefónica Group ist. Die Besonderheit: 
Ein für alle Internetanbieter offenes Glasfasernetz.

Ausbau erfolgt eigenwirtschaftlich

Enger Kontakt zum Bürger

Ralf Stratmann

mailto:partner@ugg.tech
http://www.unseregrueneglasfaser.de
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• MIKROKABELROHRSYSTEME • KABELSCHÄCHTE 
• FTTX SYSTEMLÖSUNGEN • LWL-KABEL

HTI 
GIENGER

IHRE PARTNER FÜR  
DEN BREITBANDAUSBAU

DIE HTI IST ALS FACHGROẞHANDEL SEIT JAHREN
IHR ZUVERLÄSSIGER PARTNER FÜR TIEFBAU UND
INDUSTRIETECHNIK.

WWW.HTI-HANDEL.DE

Neben den erklärten Standortvorteilen wurden weitere Chan-
cen des kommunalen Breitbandausbaus beleuchtet. Dazu zäh-
len Daseinsvorsorge, Steigerung der Attraktivität der Region 
(z.B. Home Office), die Förderung institutioneller Nachfrager 
(z.B. Gesundheitswesen, Bildungseinrichtungen, Verwaltung 
etc.), Schaffung von sektorübergreifenden Synergien, Anreize 
für zukünftige Erschließungsmaßnahmen sowie die Vorberei-
tung für den Mobilfunk-Ausbau und die Entwicklung von Smart 
Regions. Köbler verwies ferner auf die finanziellen Chancen, 
die sich durch eine Steigerung der Attraktivität des Wirtschafts-
standorts, Förderung des Digitalisierungsprozesses und einer 
Förderung der lokalen Wirtschaft durch Aufträge für Marke-
tingfirmen und Elektrofirmen, etc. erschließen. Die Kommune 
selbst könnte durch laufende Pachteinnahmen von Kunden, 
Vorleistungsprodukten wie z.B. Dark Fiber und regionaler Ver-
bundenheit profitieren. Köbler stellte danach die Frage, was 
nach dem Ablauf des Pachtvertrages geschehen sollte: „Ist eine 
Veräußerung des Netzes angebracht oder soll es weiterhin be-
trieben werden?“

Es existieren aber auch gewichtige Hürden, die bei einer Ent-
scheidungsfindung zu berücksichtigen sind. Die Pachteinnah-
men dürfen nicht zu niedrig sein. Eine hohe Kundenquote ist 
notwendig. Ein verlässliches Produkt und dessen aktive Ver-

marktung sind wichtig. Der Personaleinsatz bei Kommune 
und Netzbetreiber muss erfüllt werden. Besonders kritisch 
sei der Überbau der geförderten Glasfasernetze durch Dritte. 
Zusätzlich könnten sich Mehrkosten aus Verzögerungen und 
Sonderereignissen ergeben. Beispiele dafür sind: Langwieri-
ge Genehmigungsverfahren (z.B. Bahnquerungen), Fachkräf-
temangel, Sonderereignisse (z.B. COVID-19, Ukraine-Krieg), 
Lieferengpässe bzw. gestörte Lieferketten, erschwerte Nach- 
unternehmereinreise, Bauzeitverlängerungen, generelle Preis- 
steigerungen und Inflation. Schließlich könnten die Investi-
tionskosten steigen, weil sich Pläne verändern, alternative 
Verlegemethoden doch nicht eingesetzt werden können und 
Bestandsrohre nicht nutzbar sind. Selten, aber doch möglich, 
sind unerwartete Bodenhindernisse, Baugrunderschwernis-
se und verborgene Kampfmittel. Zur Überwindung dieser 
Hürden könnten Zusammenschlüsse (z.B. Zweckverbände) 
mit Nachbargebieten sinnvoll sein. Durch die Abstimmun-
gen mit Nachbargebieten könnte schließlich die Nutzung von  
Synergien gefördert werden.

Mit dem Hinweis auf künftige Anwendungs- und Weiterent-
wicklungsfelder wie Smart City, Smart Region, 5G Campusnet-
ze, Automatisierung in der Landwirtschaft und Industrie 4.0 
schloss Köbler seinen Vortrag. GK

STEFAN KÖBLER |  MRK MEDIA AG

Kommunale Breitbandnetze 
CHANCEN,  HÜRDEN UND ZUKÜNFTIGE ANWENDUNGSGEBIETE

V.l.: Nathalie Reimann, Stefan Köbler, Almudena Martínez und Benedikt Feldmeier

Nach einer kurzen Vorstellung der 1971 gegründeten eigentümergeführten Firmengruppe mit der Zentrale in München und neun 
weiteren Standorten in Deutschland warf Köbler einen Blick auf die Entwicklung der Bundesförderprogramme für Breitbandinfra- 
strukturen. Grundsätzlich sei der Breitbandausbau notwendig zum Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit und als Standortfaktor. Die 
Kombination aus eigenwirtschaftlichem und gefördertem Ausbau sei deshalb entscheidend für die weitere Entwicklung. Es begann 
2015 mit dem Breitbandförderprogramm des Bundes für weiße Flecken und mündete 2023 in die Gigabit-Richtlinie 2.0.

https://www.hti-handel.de
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V.l.: Ludwig Gerstlauer, Corinna Steinhardt und Karl Weber

ROMOLD GMBH 

Wenn´s um Schächte geht –
Kabelschächte aus Kunststoff
Seit mehr als 30 Jahren beschäftigt sich ROMOLD mit der Her-
stellung von Schachtsystemen aus Kunststoff. Als Hersteller von 
professionellen Kunststoff-Schächten auch für den Breitband-
ausbau ist ROMOLD ein anerkannter Partner für Kommunen, 
Betreiber, Planer und Verarbeiter.

Die Schächte der Marke ROM-Box gibt es in den unter-
schiedlichsten Abmessungen, ergänzt durch Abdeckungen 
aus Guss, Beton, Kunststoff oder auspflasterbaren Varian-
ten. Der wesentliche Vorteil der ROM-Box besteht darin, 
dass die Schächte auf der Baustelle nach den individuellen 
bzw. vor Ort vorherrschenden Gegebenheiten bearbeitet 
werden können. Öffnungen für die Kabeleinführungen 
können einfach bauseits hergestellt werden, damit ist man 
nicht auf vorgegebene Sollbruchstellen oder werksseitig 
hergestellte Öffnungen angewiesen. Auch das Überbauen 
vorhandener Leitungen ist sehr einfach möglich, die ROM-
Box lässt sich mit ein paar wenigen Handgriffen teilen und 
wieder zusammenfügen.

Ein attraktives Sortiment an Zubehör wie z.B. Muffenhalte-
rungen, Ablagesystemen für die Kabelüberlängen, Ein- und 
Durchführungselementen, unterschiedlichen Verriegelungs- 
mechanismen sowie einem professionellen Schachtkopfmör-
tel für die Herstellung der Lastabtragung zwischen Schach-
toberkante und Abdeckung (wenn der Höhenausgleich zur 
Angleichung der Schachtoberkante an das Umgebungs- 
niveau aktiviert wird) ergänzt das Schachtprogramm.

Die ROM-Box, die über eine DIBt-Zulassung (Deutsches Ins-
titut für Bautechnik) verfügt, wird in der eigenen Produktion 
im oberbayrischen Teisendorf hergestellt, eine umfangrei-
che Lagerhaltung ermöglicht extrem kurze Lieferzeiten.

Mehr als zehn Mitarbeiter im Außendienst kümmern sich um 
die Kunden vor Ort, ein schlagkräftiger Innendienst unter- 
stützt bei der Abwicklung und die professionell ausgebil-
deten Mitarbeiter der Anwendungstechnik geben Hilfestel-
lung, auch vor Ort. 

WWW.ROMOLD.DE

         V.l.: Stefan Kretzschmar, Franziska Fröb und Andreas Brick     Bild: VKF, HTI Gienger KG

HTI  GIENGER KG

Der Maßstab für Qualität 
und Komplettlösungen
In der Welt der Versorgung mit hochwertigen Produkten und 
maßgeschneiderten Lösungen stehen Unternehmen wie die 
HTI Gienger KG an vorderster Front. Als führender Fachgroß-
händler für Tiefbau und Industrietechnik präsentiert sich 
die HTI-Gruppe als Synonym für Exzellenz und umfassende 
Dienstleistungen für Kunden in den Segmenten kommunale 
Ver- und Entsorgung, Industrie sowie Verarbeitung.

EIN BLICK AUF DAS ANGEBOT
Die HTI Gienger KG, ein modernes und familiär geführtes 
Unternehmen, legt ihren Fokus auf ein breites Spektrum 
hochwertiger Produkte und Lösungen. Vom Bereich der Ver- 
und Entsorgung bis hin zum Garten- und Landschaftsbau, 
vom Regenwassermanagement bis zur Klärwerkstechnik, 
deckt ihr Portfolio sämtliche Anforderungen ab. Das Unter-
nehmen setzt Standards in Industrietechnik, Straßenbau, 
Breitbandtechnologie, regenerativen Energien sowie in der 
Bereitstellung von Arbeitsmitteln und Werkzeugen. Kunden 
erhalten somit nicht nur Produkte, sondern Lösungen aus 
einer Hand, die praxisnah und exakt auf ihre Bedürfnisse 
zugeschnitten sind.

DAS HERZSTÜCK DER HTI-GRUPPE
Die HTI-Gruppe agiert als Dachverband von mittelständi-
schen Unternehmen, die von erfahrenen und engagierten 
Unternehmern geleitet werden. Als persönlich haftende 
Gesellschafter sind sie tagtäglich mit hochmotivierten 
Mitarbeitern im direkten Kontakt mit ihren Kunden. Diese 
Struktur gewährleistet langfristige Partnerschaften, abso-
lute Zuverlässigkeit und ein maßgeschneidertes Sortiment, 
das die individuellen Anforderungen der Kunden erfüllt. 
Mit über 60 logistischen Stützpunkten ist die HTI-Gruppe 
deutschlandweit präsent und kann durch ihre bundeswei-
ten Kooperationen stets optimale Preis-Leistungs-Verhält-
nisse für ihre Kunden anbieten.

FAZIT
Die HTI Gienger KG steht als Symbol für Qualität, umfas-
sende Dienstleistungen und maßgeschneiderte Lösun-
gen. Ihr Ansatz, Kunden aus verschiedenen Sektoren mit 
hochwertigen Produkten und einem erstklassigen Service 
zu versorgen, hebt sie als Vorreiter in der Branche hervor. 
Durch ihre starke Vernetzung und das Engagement für indi-
viduelle Kundenbedürfnisse etabliert sich die HTI-Gruppe 
als verlässlicher Partner für branchenübergreifende Lösun-
gen aus einer Hand. 

WWW.HTI-HANDEL.DE

P A R T N E R B E I T R Ä G E

IM FOLGENDEN SONDERTEIL  F INDEN SIE 
BEITRÄGE UNSERER PARTNER UND AUSSTELLER 

DES 10.  BREITBANDFORUMS IN GUNZENHAUSEN

http://www.romold.de
http://www.hti-handel.de
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Jan Svoboda, Manager kommunaler Angang und Kooperationen für Bayern

GlasfaserPlus – Für einen 
verlässlichen Glasfaserausbau in Bayern 

A D V E R T O R I A L

Als Joint Venture der Deutschen Telekom und dem IFM Global 
Infrastructure Fund, einem australischen Fondsverwalter, der 
im Eigentum von Pensionskassen steht und global Pensionsgel-
der in Infrastrukturunternehmen anlegt, ist die GlasfaserPlus 
für ihre Mission bestens gerüstet. 

„Mit unserem 360-Grad-Ansatz haben wir alle Bürgerinnen 
und Bürger im Blick und schaffen die maximale Ausbauleistung 
für jede Kommune in Bayern.“

Das Besondere: Der Großteil der Ausbaumaßnahmen erfolgt 
bei GlasfaserPlus eigenwirtschaftlich, d. h. das Unternehmen 
baut nach einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ohne weitere 
Bedingungen – insbesondere ohne Vorvermarktungsquoten 
– aus. Darüber hinaus hat GlasfaserPlus ein spezialisiertes 
Team, das sich mit großem Erfolg auf Förderausschreibungen 
bewirbt. Durch die perfekte Kombination aus Eigenausbau und 
Förderung kann für jede Kommune der maximale Ausbau er 
möglicht werden.

EIGEN- UND FÖRDERAUSBAU:
FLÄCHENDECKEND, VERLÄSSLICH, FINANZIERBAR 

„Die hohe Kunst des Netzausbaus jenseits von Ballungszentren 
besteht darin, Eigen- und Förderausbau so gekonnt zu kom-
binieren, dass wir in allen Kommunen die maximal mögliche 
Ausbauleistung realisieren!“

Emskirchen beispielsweise liefert den Beweis, dass unsere 
Strategie für eine flächendeckende Digitalisierung Deutsch-
lands goldrichtig ist“, so Jens Berwig, Mitglied der Geschäfts-
leitung bei GlasfaserPlus.

In der Gemeinde Emskirchen investiert GlasfaserPlus eigenwirt-
schaftlich und hat zudem mit dem wirtschaftlichsten Angebot 
die öffentliche Ausschreibung für den geförderten Glasfaser-
ausbau gewonnen. 

EMSKIRCHEN: GLASFASER FÜR DIE GESAMTE MARKTGEMEINDE

Mit diesem Schritt ist es GlasfaserPlus möglich, das komplette 
Gemeindegebiet anzuschließen. Der eigenwirtschaftliche Glas-
faserausbau in Emskirchen hat bereits begonnen. Durch das 
erfolgreiche Förderverfahren bekommen bis 2026 auch alle 
weiteren Ortsteile Glasfaser-Anschlüsse mit bis zu einem Gbit/s. 

„Ich freue mich sehr, dass der Markt Emskirchen die erste Ge-
meinde im Landkreis Neustadt/Aisch-Bad Windsheim ist, in der 
dies nun für unser gesamtes Gemeindegebiet möglich wird und 
alle Bürgerinnen und Bürger in naher Zukunft von schnellem 
und zuverlässigem Internet profitieren können“, so Bürgermeis-
terin Sandra Winkelspecht. „Dank der Bezuschussung durch 
den Freistaat Bayern mit fast 90 Prozent der förderfähigen 
Ausgaben kann die Kommune den weiteren Glasfaserausbau 
mit einem überschaubaren finanziellen Aufwand leisten.“ 

Ein Netz 
der Vielfalt

Ambitionierte Ziele brauchen einen starken Partner. Die GlasfaserPlus GmbH (www.glasfaserplus.de) ist angetreten, um vor al-
lem den ländlichen Raum in Deutschland mit schnellem und zuverlässigem Internet zu digitalisieren. Bis 2028 will das Unterneh-
men dazu insgesamt rund vier Millionen Glasfaseranschlüsse bundesweit bauen. Allein in Bayern sollen in den kommenden 
Jahren rund 800 Kommunen flächendeckend angeschlossen werden. Damit dies gelingt, hat die GlasfaserPlus mit der Deutschen 
Telekom selbst einen starken Partner an ihrer Seite.

V.l.: Nadine Wölfle, Andreas Wagenbrenner, Sandra Winkelspecht, 
Harald Weber, Thomas Vollrath und Markus Winter

http://www.glasfaserplus.de
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Helmut Strasser

gabocom ist Ihr Partner für Netzwerke der Zukunft. Als 
führender Hersteller ganzheitlicher Mikrorohr- und Glasfa-
ser-Management-Systeme bietet gabocom ein abgestimm-
tes Komplettsystem aus einer Hand, höchste Qualität und 
konstante Leistungsfähigkeit. gabocom begleitet die Pro-
jekte über die gesamte Dauer – von der Planung bis zur 
Schulung auf der Baustelle. 

gabocom setzt Standards in Langlebigkeit und Effizienz. Mehr 
als 50 Jahre Branchenerfahrung und die stetige Ausweitung 
des Portfolios machen gabocom zu einem zuverlässigen und 
fortschrittlichen Ansprechpartner der Telekommunikations-
branche. 

Die Produktpalette umfasst vier umfangreiche Systemlö-
sungen: Das speed•pipe® System zur Nutzung vorhandener 
Rohrsysteme und zur direkten Erdverlegung neuer Glasfaser-
netzwerke bis hin zur Reparatur belegter Kabelkanäle. Seit 
2019 wird das System um Komponenten für Glasfaser-Ma-
nagement-Systeme ergänzt. Neue Netzwerke in Gebäuden 
gestalten sich mit speed•pipe® indoor sicher und zuverlässig. 

Als führender Anbieter von Komplettlösungen für den Netz-
werkausbau bietet gabocom neben Branchenerfahrung und 
technischer Expertise auch erstklassigen Kundenservice und 
Support. Die Produkte werden nach höchsten Standards lokal 
hergestellt und erfüllen die Vorgaben der bayerischen Gigabit- 
sowie der Breitbandförderung des Bundes. 

WWW.GABOCOM.DE

Dirk Rohmann

Mit bald 100 Jahren Erfahrung stellt die Firma Vogelsang als 
Kunststoff- und Korrosionsschutzwerk hochwertige Produk-
te für verschiedene Anwendungsgebiete her:

• Kabelschutzrohre aus PVC-U, PE-HD und PP für  
die Energieversorgung und Telekommunikation 

• Korrosionsschutzprodukte für die Gas- und Ölindustrie
• FiberSpeed®-Mikrorohre für den Breitbandausbau
• Kundenindividuelle Lösungen mittels 3D-Druck
• Dichtungstechnik Evo®-Dichtmasse

Mit der Erfahrung aus der Kabelschutzrohrproduktion seit 
1956 wird mit den FiberSpeed®-Mikrorohren die Möglich-
keit geboten, die Glasfaserinfrastruktur schnell, sicher und 
effizient aufzubauen. 

Die FiberSpeed®-Rohre werden in den Abmessungen von 
sieben mm bis 20 mm produziert und bedarfsgerecht als 
Monorohr oder in einem Rohrverbund mit bis zu 25 Roh-
ren konfektioniert. 

Mit dem FiberSpeed®-Sortiment wird u. a. dem einheitlichen 
Materialkonzept des BMVI entsprochen. Abgestimmt auf 
die jeweilige Verlegesituation können die Rohre direkt oder 
indirekt im Erdreich verlegt und die Rohrverbände mit unter-
schiedlichen Mantelstärken ausgestattet werden.  

Durch die Marktanforderungen entwickelt sich das Liefer-
sortiment immer weiter. Neben dem umfangreichen Form-
teilsortiment und Werkzugprogramm sind bald weitere 
Produkte für den Breitbandausbau bis hin zur PoP Station 
aus einer Hand erhältlich. 

WWW.E-VOGELSANG.COM
KONTAKT:
DIRK ROHMANN
02366/8008-15 
D.ROHMANN@E-VOGELSANG.COM  

DIPL.-ING. DR. E. VOGELSANG GMBH & CO. KG
KUNSTSTOFF- UND KORROSIONSSCHUTZWERK
INDUSTRIESTRASSE 2, 45699 HERTEN

DIPL.- ING.  DR.  E .  VOGELSANG GMBH & CO.  KG 

FILOFORM GMBH

V.l. Amnin Beganovic und Gerhard Bauer

Die FILOform-Gruppe ist ein international agierendes Unternehmen mit Niederlassungen 
in den Niederlanden, England und Deutschland. Seit 2019 gehört FILOform dem weltweit 
vernetzten CRH Konzern an. FILOform ist ein innovatives, erfolgreiches und expansives 
Unternehmen in den Bereichen Glasfaser-Technik, Kabelgarnituren sowie Abdichtungs- 
und Schachtsysteme. Von der Forschung und Entwicklung über die Produktion bis hin 
zum Vertrieb wird ein breites Leistungsspektrum abgedeckt. 

FILOFORM GMBH
KUPFERSCHMIDSTR. 86
DE-79761 WALDSHUT-TIENGEN
TELEFON: +49 (0) 7741 / 92 25-0
E-MAIL: KONTAKT@FILOFORM.COM
INTERNET: WWW.FILOFORM.DE

http://www.Gabocom.de
http://e-vogelsang.com
mailto:d.rohmann@e-vogelsang.com
mailto:kontakt@filoform.com
http://www.filoform.de
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V.l.: Lothar Kuhn, Svenja Derck und Stefan Junger

PoP-Station trotz beengter
Platzverhältnisse aufstellen
Enge Zufahrtswege und beengte Platzverhältnisse, z.B. im Hinterhof 
eines Altstadtgebäudes, sind immer wieder große Herausforderun-
gen, wenn es darum geht, eine PoP-Station als komplettes Fertig-
gebäude aufzustellen. Die Lösung: Das PoP-Gebäude wird in Einzel-
teilen angeliefert und vor Ort zusammengebaut. Die Flexibilität der 
Holzständerbauweise der CCM FiberCUBE Gebäude von Connect 
Com macht es möglich.

Die CCM FiberCUBE PoP-Stationen werden als maßgeschneiderte und 
schlüsselfertige Komplett-Lösungen für spezifische Anforderungen 
geplant, gefertigt und ausgebaut. Ob als Technikzentrale, Ortszent-
rale oder Knotenpunkt für FTTX-Glasfasernetze – der CCM FiberCUBE 
wird immer an standort- und netzspezifischen Gegebenheiten ange-
passt. Durch vielfältige Gestaltungsoptionen ist der CCM FiberCUBE 
in nahezu jeder beliebigen Größe, mit unterschiedlichen Dachformen 
sowie verschiedenen Fassaden und Farben realisierbar. Er erfüllt alle 
Kriterien des Bundesförderprogramms Breitband.

CCM FiberCUBE PUNKTET DURCH INNOVATIVE HOLZSTÄNDER- 
BAUWEISE AUCH AN STANDORTEN, WO PLATZ MANGELWARE IST
Die Grundkonstruktion des CCM FiberCUBE basiert auf einer in-
novativen, nachhaltigen Holzständerbauweise mit Material aus 
regionaler Waldbewirtschaftung nach PEFC. Die Vorteile der Holz-
ständerkonstruktion kommt besonders dann zum Tragen, wenn 
der FiberCUBE aufgrund enger Zufahrtswege und beengter Platz-
verhältnisse nicht als komplettes Fertiggebäude gestellt werden 
kann – wie in der Regel üblich - sondern in Einzelteilen angeliefert 
und vor Ort zusammengebaut wird. 

WWW.CONNECTCOM.DE/POP

CONNECT COM GMBH

V.l.:  Herbert Lackner, Isabelle Scherer, Joe Diehl und Winfried Kopperschmidt

DEUTSCHE GLASFASER

Partner für den Glasfaserausbau in Bayern

Deutsche Glasfaser versorgt in Bayern aktuell mehr als 160.000 
Haushalte mit Glasfaseranschlüssen und arbeitet mit über 70 
Gemeinden zusammen. Die Kooperationsvereinbarungen mit 
diesen sind eine wesentliche Projektgrundlage. Für die Bür-
gerinnen und Bürger dienen Informationsveranstaltungen vor 
Ort als Kontaktpunkt. In Zukunft wird es während der gesam-
ten Projektlaufzeit verstärkt darum gehen, die Kundinnen und 
Kunden über den Status Quo auf dem Laufenden zu halten. 

QUALITÄT UND GESCHWINDIGKEIT IM FOKUS
Um den Ausbau weiter zu verbessern, arbeitet Deutsche 
Glasfaser mit einem fest definierten Onboarding-Prozess an 
der Qualifizierung und Zertifizierung seiner Baupartner und 
überprüft diese mit unangekündigten Baustellenbesuchen. 
Für Deutsche Glasfaser hat es oberste Priorität, die Kunden-
anschlüsse noch schneller zu aktivieren. Deshalb werden Pro-
jekte mit großem Aktivierungs-Potenzial priorisiert und eine 
frühere Aktivierung geprüft. 

DIN 18220 SCHAFFT VERLÄSSLICHE RAHMENBEDINGUNGEN
Deutsche Glasfaser setzt auf minimalinvasive Verlegeme-
thoden wie Fräse oder Pflug. Das Regelwerk DIN 18220 
schafft für diese Verfahren seit Juli 2023 klare Vorgaben für 
die Standardisierung und bietet so einen verbindlichen Rah-
men sowie Rechts- und Qualitätssicherheit. Die Norm gibt 
Kommunen klare Leitlinien für mehr Transparenz mit Blick 
auf die Baumethoden und ermöglicht durch einen genauen 
Definitionsrahmen bei Planung und Prozessen einen schnel-
leren Ausbau. 

WWW.DEUTSCHE-GLASFASER.DE

http://www.connectcom.de/pop
https://www.tvbayernlive.de/
http://www.deutsche-glasfaser.de
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Phillip Stuppenhusen, Anna Popp

NGN FIBER NETWORK GMBH & CO.  KG 

Marc Roßner

LFA FÖRDERBANK BAYERN 

Mit Förderkrediten den 
Breitbandausbau finanzieren
Als staatliche Spezialbank unterstützt die LfA Förderbank Bayern 
bayerische Kommunen und Betriebe bei Investitionen in eine 
moderne Infrastruktur. Einer der Förderschwerpunkte ist die  
Finanzierung des Breitbandbandausbaus. Denn schnelles Inter-
net ist eine Grundvoraussetzung, um als Wirtschaftsstandort 
attraktiv zu sein. 

Die LfA flankiert mit dem Infrakredit Breitband die Zuschuss-
förderung der Bayerischen Staatsregierung auf Basis der 
Bayerischen Gigabitrichtlinie bzw. der Bayerischen Kofinanzie-
rungs-Gigabitrichtlinie 2.0. Mit dem Förderdarlehen können 
Gemeinden ihren über den Zuschuss hinausgehende Eigenan-
teil zu besonders günstigen Zinssätzen finanzieren. Abgedeckt 
werden können Aufwendungen der Gemeinden zur Schließung 
der Wirtschaftlichkeitslücke bei Investitionen von privaten 
oder kommunalen Netzbetreibern in bayerische Breitband- 
infrastrukturen sowie Ausgaben zur Realisierung eines Betrei-
bermodells. Vorrausetzung für die Zusage des Förderdarlehens 
ist unter anderem ein positiver Bescheid der zuständigen Be-
zirksregierung bzw. des Bayerischen Landesamts für Digitalisie-
rung, Breitband und Vermessung für eine Zuschussförderung. 
Die Darlehen bieten neben äußerst günstigen Konditionen wei-
tere Vorzüge wie optionale Tilgungsfreijahre und langfristige 
Laufzeiten von bis zu 30 Jahren. Bei Darlehen bis 2 Mio. Euro 
beträgt der Finanzierungsanteil bis zu 100 Prozent der förderfä-
higen Aufwendungen. Beantragt werden die Infrastruktur-För-
derdarlehen direkt bei der LfA. 

WWW.LFA.DE/INFRASTRUKTUR
KONTAKT:  
LFA FÖRDERBANK BAYERN, TEAM INFRASTRUKTURFINANZIERUNG
+49 89 2124 1505 / INFRA@LFA.DE

Pioniere im Glasfaserausbau
Die NGN kann stolz auf eine mehr als 20-jährige Erfahrung im 
Ausbau und der Vermietung von Dark Fiber-Infrastruktur zu-
rückblicken. Als mittelständisches Unternehmen hat sich NGN 
sowohl regional als auch international als zuverlässiger Partner 
für Kunden etabliert. Insgesamt positioniert sich NGN als Inno-
vator, der nicht nur über eine beeindruckende Infrastruktur ver-
fügt, sondern auch die Flexibilität und Fachkompetenz besitzt, 
um die individuellen Bedürfnisse seiner Kunden zu erfüllen.

GLASFASERINFRASTRUKTUR IM WACHSTUM
Mit einer Glasfaserinfrastruktur von über 20.000 km Länge 
hat NGN Zugang zu vielen telekommunikationsrelevanten 
Großstädten, Ballungszentren und Internetknotenpunkten. 
NGN verfügt über ein robustes Backbone in Deutschland und 
ist als Partner der Eurofiber Gruppe auch international her-
vorragend angebunden, was die Bereitstellung europaweiter 
Verbindungen ermöglicht. 

NGN erweitert das Netz jährlich um ca. 1.500 km. In diesem 
Jahr hat NGN einen bedeutenden Infrastrukturausbau mit der 
kürzesten Dark Fiber-Strecke zwischen Frankfurt und Berlin 
bekanntgegeben. Eine Strecke, die deutlich kürzer ist als jede 
andere bestehende Dark Fiber-Verbindung zwischen Frankfurt 
und Berlin. Das NGN-Team hat hart daran gearbeitet, hier die 
kürzeste mögliche Verbindung zu schaffen. Dies ist besonders 
für Unternehmen von Vorteil, die auf Konnektivität mit extrem 
niedrigen Latenzzeiten angewiesen sind, wie z.B. in der Finanz- 
und Handelsbranche, bei Hyperscalern und Rechenzentren. 

WWW. NGN-FIBERNETWORK.DE
KONTAKT:   
+49 9761 800 49 00 / LEITUNGSANFRAGE@NGN-FIBERNETWORK.DE

Outdoor-Gehäuse aus Aluminium: 
Besser und nachhaltiger
Eine moderne Telekommunikationsstruktur 
ist für die Wirtschaft und Gesellschaft essen-
ziell. Ein wichtiger Teil der dafür notwendigen 
passiven Infrastruktur sind Verteilerkästen, 
in denen modernste Technik für Glasfaser- 
und xDSL-Verbindungen installiert ist. Diese 

müssen widerstandsfähig gegenüber äuße-
ren Umwelteinflüssen und physischer Ge-
walt sein. Raycap nutzt deshalb Aluminium 
für seine robusten Outdoor-Gehäuse.

Raycap-Gehäuse aus pulverbeschichtetem 
Aluminium halten problemlos rauen Bedin-
gungen stand und sind gleichzeitig pflege-
leicht. Potenziell schädliche Außeneinflüsse 
wie Streusalz, Salzwasser oder Schnee können 
der Optik und Funktionalität nichts anhaben. 
Auch Feinstaub und Rußpartikel haben kei-
ne Chance. Sie können nicht in das Material 
eindringen und werden vom Regen oder von 
Hand einfach abgewaschen. Mit einer spezi-
ellen Anti-Graffiti-Beschichtung können auch 
Sprayfarben einfach entfernt werden.  

Dank der Robustheit des Materials ist die 
Netzinfrastruktur im Gehäuseinneren auch 
vor physischer Gewalt von außen, Beschä-
digung, Spionage und Manipulation durch 
Unbefugte geschützt – ein wichtiger Faktor 
beim Einsatz in kritischer Infrastruktur (KRITIS). 

Aluminium ist sehr nachhaltig und lässt sich 
beliebig oft und bis zu 100 Prozent mit rela-
tiv geringem Energieaufwand recyceln, ohne 
dass sich seine Eigenschaften verändern. Als 
reines Metall ist es ungiftig. Wenn es doch 
in die Umwelt gelangt, ist dies unkritisch. 
Außerdem werden nur wenig Material und 
geringe Wandstärken benötigt, um robuste 
Gehäuse zu fertigen.  

WWW.RAYCAP.DE

Frank Walter Schnabl

RAYCAP GMBH

http://www.lfa.de/infrastruktur
mailto:infra@lfa.de
http://ngn-fibernetwork.de
mailto:leitungsanfrage@ngn-fibernetwork.de
http://www.raycap.de
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11. BAYERISCHES 
BREITBAND
FORUM
www.bayerisches-breitbandforum.de

17. Oktober 2024
Stadthalle Gunzenhausen

V E R A N S T A L T U N G  2

15. BAYERISCHES 
ENERGIE
FORUM
www.bayerisches-energieforum.de

23. April 2024
Stadthalle Gunzenhausen

V E R A N S T A L T U N G  1

Terminhinweise

10. BAYERISCHES 
WASSERKRAFT
FORUM
www.bayerisches-wasserkraftforum.de
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www.telekom.de/glasfaser

Danke für über 1 Mio. Kunden 
im Glasfasernetz der Telekom

https://www.telekom.de/glasfaser

